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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Bürkle: Hohes Hausl Ich e r­
Ö f f n e  die 315. Sitzung des Bundesrates. 

Trauerkundgebung 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat I Meine sehr 
geehrten Damen und Herren I (Die Anwesen­
den erheben sich von ihren Plätzen.) Nach 
schwerer Krankheit ist Bundesrat Joset Preindl 
am 3. November dieses Jahres für immer von 

Schon mit jungen Jahren trat Josef Preindl 
ins politische Leben und machte es sich zur 
Aufgabe, die Interessen der 'Arbeitnehmer zu 
vertreten. Zuletzt war er Obmann der Landes­
gruppe Tirol der GewerkJSchaft der Post- und 
Telegraphenbediensteten und Mitglied des 
Zentralvorstandes dieser Gewerkschaft. In der 
Bundesfraktion Christlicher Gewerkschafter 
bekleidete er die Funktion eines Landes­
obmannstellvertreters. 

uns gegangen. 1 968 wurde er mit dem Verdienstkreuz des 
Mit seinem Tod beklagen wir innerhalb sehr Landes Tirol ausgezeichnet. 

kurzer Zeit zum zweiten Mal den Verlust Im Februar dieses Jahres zog Preindl als 
eines Vertreters des Bundeslandes Tirol. Tiroler Vertreter in Iden Bundesflat ein. Wir 
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Vorsitzender 

alle haben ihn während der kurzen Zeit seines 
Wirkens in der Länderkammer als besonders 
einsatzbereiten und liebenswerten Kollegen 
und Freund schätzen gelernt. Wir werden sein 
Andenken stets in Ehren halten. 

Sie haben sich, meine Damen und Herren, 
zum Zeichen der Anteilnahme von den Sitzen 
erhoben unld damit, so glaube ich, Ihr Einver­
ständnis gezeigt, .daß diese Trauerkundgebung 
dem Protokoll der heutigen Sitzung einverleibt 
wird. (Die Anwesenden nehmen ihre Plätze 
wieder ein.) 

Das amtliche P r o  t 0 k 0 11 der 314. Sitzung 
des Bundesrates vom 20. September 1912 ist 
aufgelegen, unbeanstandet geblieben und gilt 
!daher als genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t für die heutige Sitzung 
haben sich die Bundesräte Dr. h. c. Eckert, 
Dr. Goess'; Maria Hagleitner, 1ng. Mader und 
Dr. Schwaiger. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger. (Allgemeiner BeH alJ.) 

Einlauf, Behandlung der Tagesordnung und 
, Angelobung 

Vorsitzender: Eingelangt sind Schreiben der 
Präsidenten der Landtage von Burgenland und 
Kärnten betreffend die Wahl von Mitgliedern 
und Ersatzmitgliedern des Bundesrates. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung dieser Schreiben. 

Schriftführer Ing. Gassner : "An den Vor­
sitzenden des Bundesrates Herrn Abgeordne­
ten Johann Bürkle 

Parlament 
1017 Wien 

Es wird höflichst mitgeteilt, daß der Kärnt­
ner Landtag in seiner Sitzung am heutigen 
Tage die Wahl dreier vom Lande Kärnten 
zu entsendenden Mitglieder des Bundesrates 
sowie je eines Ersatzmannes, für die der 
Sozialistischen Partei das Vorschlagsrecht zu­
kommt, durchgeführt hat. Diese Wahl wurde 
deshalb erforderlich, da das an erster Stelle 
in den Bundesrat entsendete Mitglied Alois 
Alberer mit Schreiben vom 10. 1 0. 1972 mit­
geteilt hat, daß er auf Grund seiner Wahl 
in den Nationalrat sein Bundesratsmandat 
zurücklegt. Dessen Ersatzmann J osef Tscher­
nitz sowie das für das zweite der SPO zu­
stehende Mandat gewählte Mitglied des Bun­
desrates Frau Helene Tschitschko, dessen 
Ersatzmitglied Frau Käthe Kainz und das für 
das dritte der SPO zustehende Mandat ge­
wählte Mitglied des Bundesrates Herr Franz 
Tratter und dessen Ersatzmitglied Herr 

Bürgermeister Martin Hosp haben jeweils mit 
Schreiben vom 25. 10.  1972 mitgeteilt, daß sie 
mit der Umreihung auf der Liste der vom 
Kärntner Landtag zu entsendenden Bundesräte 
einverstanden sind. 

Am heutigen Tage wurde nunmehr für das 
erste der SPO zustehende Mandat Frau Helene 
Tschitschko, Gutensteiner Straße 8, 9020 Kla­
genfurt, zum Mitglied des Bundesrates und 
Herr Josef Tschernitz, Meisengasse 3, 9020 
Klagenfurt, als deren Ersatzmitglied i 

für das zweite der SPO zustehende Mandat 
Herr Franz Tratter, Hauptplatz 8, 9 1 00 Völker­
markt, zum Mitglied des Bundesrates und 
Herr Bürgermeister Martin Hosp, Kanaltaler 
Straße 4, 9100 Völkermarkt, als dessen Ersatz­
mitglied i 

für das dritte der SPO zustehende Mandat 
Frau Käthe Kainz, Schillerstraße 1 4, 9300 Sankt 
Veit/Glan, zum Mitglied des Bundesrates und 
Frau Lotte Spinka, Paulitschgasse 13 a, 9020 
Klagenfurt, als deren Ersatzmitglied gewählt. 

Der Präsident des Kärntner Landtages: 

"An die Parlamentsdirektion 
Parlament 
1017 Wien 

Tillian" 

Der Burgenländische Landtag hat gemäß 
Artikel 35 B-VG in seiner ersten Sitzung der 
XII. Wahlperiode am 3. November 1972 als 
Vertreter des Burgenlandes in den Bundesrat 
gewählt: 

Mitglied: Trenovatz Stefan, geboren 28. Juni 
1912 in Klostermarienberg, wohnhaft in 7444 
Mannersdorf, Klostermarienberg 58, SPOj 
Ersatzmann: Weichselberger Alfre�, Okono­
mierat, Mitglied des Burgenländischen Land­
tages, geboren 1. April 1919 in Drumling, 
Landwirt, wohnhaft in 7461 Stadtschlaining, 
Drumling 23, SPO i 

Mitglied: Polster Reinhold, Okonomierat, 
geboren am 7. Juni 1 922 in Ober schützen, 
Landwirt, wohnhaft in 7432 Obersmützen 59, 
OVPi Ersatzmann: Rochus Ottilie, geboren 
am 27. November 1928 in Sankt Andrä, Fach­
inspektor, wohnhaft in 7000 Eisenstadt, Sankt 
Georgen, Dreifaltigkeitsstraße 49, OVPi 

Mitglied: Böröczky Franz, geboren am 
31. August 1922 in Kittsee, Metallarbeiter, 
wohnhaft in 2421 Kittsee, Feldgasse 2, SPOj 
Ersatzmann: Pöpperl Anna, geboren am 
28. Juni 1920 in Stöttera, Angestellte, wohn­
haft in 7210 Pöttelsdorf, Stöttera 173, SPO. 

Herr Stefan Trenovatz hat als erster Ver­
treter des Landes Burgenland zu gelten. 

Der Landtagspräsident: 
Krikler" 
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Vorsitzender: Die Gewählten sind im Hause 
anwesend. Ich werde daher sogleich ihre An­
gelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Herrn Schriftführer werden die Bundesräte 
über Namensaufruf die Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu l�isten haben. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung der Gelöbnisformel und anschließend 
um den Namensaufruf. 

Schriftführer Ing. G a s  s n el velliest 
die GelÖbnis/o lmel. Die Bundesräte 
B ö I Ö C z k y, Käthe K a i  n z, P o l  s t el, 
T I a  t t el, T I e n 0 v a  t z  und Helene 
T S ch i t s c h k 0 leisten die Angelobung mit 
den WOlten "Ich gelobe". 

Vorsitzender: Ich begrüße die wiederge­
wählten Bundesräte und das neue Mitglied 
des Hohen Hauses recht herzlich in unserer 
Mitte. (Allgemeiner BeH alJ.) 

Eingelangt ist ferner ein Schreiben des 
Bundeskanzlers betreffend eine Ministerver­
tretung . Ich ersuche den Herrn Schriftführer 
um v.erlesung dieses Schre,ibens. 

Schriftführer Ing. Gassner: "An den Herrn 
Vorsitzenden des Bundesrates. 

der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1 912 
genehmigt werden (2. Budgetüberschreitungs­
gesetz 1972), übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 
vorzugehen. 

21. Oktober 1 912 
Für den Bundeskanzler: 

Dr. Weiss" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates sowie ein Bericht der Bundes­
regierung, die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 der 
Geschäftsordnung den zuständigen Ausschüs­
sen zur Vorberatung zugewiesen. Die Aus­
schüsse haben diese Beschlüsse des National­
rates sowie den Bericht der Bundesregierung 
einer Vorberatung unterzogen. Die diesbezüg­
lichen schriftlichen Berichte liegen vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der GesChäftsordnung 
habe ich diese Vorlagen sowie AussChuß­
ergänzungswahlen auf die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung gestellt. 

Es ist mir der Vorschlag zugekOIrimen, die 
Debatte über die Punkte 1 bis 4 der Tages­
ordnung unter einem abzuführen: 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates 
betreffend 

ein Abkommen Osterreichs mit der Euro­
Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 6. November 1912, Zl. 9202/12, 
über meinen Vorschlag gemäß Artikel 13 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Verkehr 
Erwin Frühbauer am 9. November 1912 den 
Bundesminister für Bauten und Technik Josef 
Moser mit dessen Vertretung betraut. 

machen. ein Abkommen Osterreichs mit den Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft Kreisky" für Kohle und Stahl, 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. ein Durchführungsgesetz zu diesen bei den 
Eingelangt ist

' weiter ein Schreiben des Abkommen und 
Bundeskanzleramtes betreffend einen Geset­
zesbeschluß des Nationalrates im Sinne des 
Artikels 42 Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung dieses Schreibens. 

Schriftführer Ing. Gassner: "An den Vor­
sitzenden des Bundesrates zuhanden des Herrn 
Kanzleidirektors des Bundesrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 25. Oktober 
1912, Zl. 412 d. B.-NR/1 912, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 25. Oktober 1 912: Bun-

ein Bericht der Bundesregierung ZU den 
Globalabkommen zwischen Osterreich und den 
Europäischen Gemeinschaften. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jeweils zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt. Die Abstimmung erfolgt selbstver­
ständlich und wie immer in solchen Fällen 
getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben? - Das ist nicht der Fall. Der Vor-

desgesetz, mit dem weitere Uberschreitungen schlag ist somit angenommen. 
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1. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1972 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Usterrelch und der 
Europäischen WirtsChaftsgemeinschaft samt 
Anhang, Protokollen mit Anhängen, Erklä­
rung und Notenwechsel mit Anhang (834 der 

Beilagen) 

2. Punkt: BesChluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1972 betreffend ein Abkommen 
zwisChen der Republik Usterreltb einerseits 
und den Mitgliedstaaten der Europäischen 
GemeinsChaft für Kohle und Stahl und der 
Europäischen Gemeinsdlait ffir Kohle und 
Stahl andererseits samt Anhang, Protokollen 

und Erklärung (835 der Beilagen) 

3. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1972 betreffend ein Bundes­
gesetz über die DurdJ.ffihrung der Zollbestim­
mungen des Abkommens zwisChen der Repu­
blik UsterreiCh und der EuropäisChen Wirt­
schafts gemeinschaft sowie des Abkommens 
zwisChen der Republik Usterreich einerseits 
und den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinsdlaft für Kohle und Stahl und der 
EuropäisChen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl andererseits (EG-Abkommen-Durchfüh­
rungsgesetz) samt Anlage (824 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht der Bundesregierung zu den 
Globalabkommen zwischen Usterreich und den 
Europäisdlen GemeinsChaften (UI-36 und 836 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den 
Punkten 1 bis 4, über die soeben besChlossen 
wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies: 

Abkommen mit der EuropäisChen Wirt­
sChaftsgemeinsdlaft, 

Abkommen mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und mit der Europäischen GemeinsChaft 
für Kohle und Stahl, 

gemeinschaft die Entwicklung der Wirtschafts­
beziehungen zu fördern, im Warenverkehr 
zwischen den Vertragsparteien geredlte Wett­
bewerbsbedingungen zu gewährleisten und 
durdl die Beseitigung von Handelshemmnissen 
zur Entwicklung und Ausweitung des Welt­
handels beizutragen. 

Der Nationalrat sah bei Genehmigung des 
vorliegenden Abkommens keine Notwendig­
keit, vom Grundsatz der generellen Trans­
formation abzugehen. Durchführungsgesetze 
erscheinen nur insoweit notwendig, als das 
Abkommen Bestimmungen enthält, die nicht 
unmittelbar vollzogen werden können. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner vorgestri­
gen Sitzung in Verhandlung gezogen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n  t r a g, gegen den Beschluß des 
Nationalrates vom 25. Oktober 1 912 betreffend 
ein Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft Slamt Anhang, Protokollen mit 
Anhängen, Erklärung unJd Notenwechsel mit 
Anhang keinen Einspruch zu erheben. 

Der zweite Bericht lautet folgendermaßen: 
Entsprechend den zwischen Osterreidl und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft abge­
schlossenen Abkommen si'eht das vorliegende 
Abkommen gleichartige Regelungen für den 
in die Zuständigkeit der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl fallenden Be- . 
reich vor. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung am 
7. November 1 912 in Verhanldlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einsprudl zu er­
heben. 

Als Berichterstatter wUI1de ich ermächtigt, 
EG-Abkommen-Durdlführungsgesetz und diese Empfehlung in Form eines gleidllauten-
BeriCht der Bundesregierung zu den Global- den A n  t r a g  e s hier im Plenum zu depo­

abkommen mit den EuropäisChen Gemein- nieren. 
sChaften. Vorsitzender: Danke. 

Beridlterstatter über die Punkte 1 und 2 Berichterstatter über Punkt 3 ist Herr 
ist Herr Bundesrat Dr. Pitschmann. Idl bitte Bundesrat Schwarzmann. Ich bitte ihn um 
ihn, zu berichten. diesen Bericht. 

Berichterstatter DDr. Pitstbmann: Hoher 
Bundesrat I Zweck des gegenständlichen Ab­
kommens ist es, durch die Ausweitung des 
Warenverkehrs zwischen der Republik Oster­
reidl und der Europäischen WirtsChafts-

Berichterstatter Sdlwarzmann: Hohes Haus I 
Ich bringe den Bericht des Finanzausschusses 
über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1912 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Durchführung der Zollbestim-
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mungen des Abkommens zwischen der Repu­
blik Osterreich umld der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft sowie des Abkommens 
zwischen der Republik Osterreich einerseits 
und den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl andererseits (EG-Abkommen-Durch­
führungsgesetz) samt Anlage. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates enthält die zur Durchführung 
der am 22. Juli 1912 in Brüssel abgeschlo.s­
senen Globalabkommen erforderlichen zoll­
rechtlichen Vorschriften. 

Der Finanzausschuß hat Idie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1. November 
1972 in Verhandlung gezogen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen, gegen 
diesen Gesetzesbesdlluß keinen Einspruch zu 
erheben. 

zu den Globalabkommen zwischen Osterreich 
und den Europäischen Gemeinschaften wird 
zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Danke. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Krempl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Krempl (OVP): Herr Vorsitzen­
der! Herr Minister! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Meine Damen und Herren I Es hat 
lange Zeit gebraucht und vieler Verhandlun­
gen bedurft bis zu dem Tage, da unser unver­
geßbarer BUnideskanzler und Außenminister 
"Leopold Figl von Osterreich" vom Belvedere 
dem glüddichen österreichischen Volk den 
unterzeichneten Staatsvertrag zeigen durfte. 
Es war ein mühsamer und leidvoller Weg 
bis zur Befreiung unserer Heimat von den 
Besatzungsmächten, bis zu jener Stunde, da 
es durch das Land gerufen und ins Land 
hineingerufen wurde: "Osterreich :ist freil" 

Vorsitzender: Danke. 
Unld es hat wiederum elf Jahre lang ge­

dauert, und es haben sich die besten Politiker 
Berichterstatter über Punkt 4 ist Herr Bun- Osterreichs, unseres Landes, bis zum heutigen 

desrat Dr. Fruhstorfer. Icb bitte ihn, zu be- Tag bemüht - ich denke besonders an Mini­
richten. ster Bock, an Minister Mitterer bis hin zu 

Ich begrüße den in der Zwischenzeit im den Politikern der derzeitigen SPO-Regie­

Hause erschienenen Staatssekretär im Bundes- rung -, bis im Nationalrat und heute im 
Bundesrat die Abkommen mit der EWG be­���leramt Dr. Veselsky. (Allgemeiner Bei-
raten und beschlossen wurden und weIlden. 

Beridlterstatter Dr. Fruhstorfer: Bericht des 
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration über den Be­
richt der Bundesregierung zu den Global­
abkommen zwischen Osterreich und den 
Europäischen Gemeinschaften. 

Der gegenständliche Bericht enthält insbe­
sondere eine Darstellung des Inhaltes der 
Globalabkommen zwischen Osterreich und den 
Europäischen Gemetnschaften, deren Auswir­
kungen auf die österreichische Wirtschaft 
sowie das Europareifeprogramm der öster­
reichischen Bundesregierung. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 7. November 1972 in Verhandlung ge­
nommen und mit Stimmenmehrheit beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Kenntnisnahme 
des Beridltes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch midl 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: Der Bericht der Bundesregierung 

Man roann es nicht oft genug betonen und 
zum Ausdruck bringen, daß Anerkennung und 
Dank jenen gebührt, die an den Abkommen 
gearbeitet haben und die mit viel diplomati­
schem Geschick. für Osterreich in oft ausweg­
losen Situationen um den Erfolg kämpften. 

Uns, die Osterreichische Volkspartei, erfüllt 
es mit ganz besonderem Stolz, daß geraIde 
unsere Politiker, die Politiker der Osterrei­
chischen Volkspartei, von Anbeginn der Ver­
handlungen an die Verantwortung getragen 
haben, den richtigen Weg damals erkannt 
haben und trotz der Bedenken, die aus dem 
Osten geäußert worden sind, trotz Ider Schwie­
rigkeiten, die uns die EWG-Länder gemacht 
haben, schließlich und endlich entgegen der 
Meinung der damaligen Oppositionspartei, 
nämlich der Sozialistischen Partei Osterreichs, 
den richtigen Weg weitergegangen sind, der 
letztlich zum Erfolg geführt hat. 

Für uns Arbeiter und Angestellte, die Iden 
größten Teil der Bevölkerung im Lande dar­
stellen, ,ist im Zusammenhang mit diesen Ab­
kommen die allerdringlichste Forderung die, 
daß sich die Wirtschaft Osterreichs weiterhin 
!aufwärts entwick.eln möge, daß sie blühen 
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möge, daß sie gesund und konkurrenzfähig 
gegenüber der derzeitigen Europäis<hen Wirt­
s<haftsgeme.inschaft bleibt, denn nur dadurch 
ist die Voraussetzung dafür gegeben, daß 
unsere Arbeitsplätze erhalten bleiben. 

Man könnte in diesem Zusammenhang ein 
altes griechisches Wort abwandeln: Eine ge­
sunde Seele in einem gesunden Körper! Um­
gewandelt könnte man sagen: Die Arbeits­
platzerhia.ltung kann nur idadurch gesichert 
werden, daß Osterrei<hs Wirtschaft· konkur­
renzfähig und gesunld bleibt. 

sen werden soll, und ich denke vor allen 
Dingen an die Situation des Osterreichischen 
Rundfunks unld seine Selbständigkeit, etwas, 
was uns im Lande jetzt besonders bewegt, 
wo die SPO zeigt, daß sie nicht bereit ist, 
mit der Opposition zu sprechen, um das zu 
vermeLden, was wir alle vermieden wissen 
wollen, nämlich daß der Rundfunk in eine 
parteipolitische Situation hineinschlittert. 
(Bundesrat Dr. S k ot ton: In die er schott 
hineingeschlittert ist!) Dieser Manglel an 
Gesprächsbereitschaft hat mit Demokratie nur 
mehr sehr wenig zu tun! 

Wenn im Zusammenhang mit den Abkom-
men Kritik geübt werden soll und Kritik geübt Wenn wir uns innerhalb der Europäischen 
werden muß, dann nicht deswegen, um zu Wirtschaftsgemeinschaft auch dem sozialpoli­
belleidigen, sondern deswegen, um Schwächen tischen Fortschritt Idieser Länder angleichen 
aufzuzeigen, um auf Mängel hinzuweisen, die wollen, wenn wir die soziale Sicherheit ge­

unsere Erwartungen im Zusammenhang mit wahrt wissen wollen, so ist das unser gutes 
diesen Abkommen zuniChte machen würden, ReCht als Arbeitnehmer. Es müßte daher die 
die jahrelanges Bemühen zerstören und uns vordringlichste Aufgabe der Regierung sein, 
in eine Situation bringen könnten, die wir der sich abze.ichnenlden Inflation Einhalt zu 
alle miteinanlder nicht wollen und niCht wün- gebieten, denn eine permanente Inflation führt 
schen. ' unweigerlich zur Arbeitslosigkeit. 

Hoher Bundesratl Das hat mit Miesmacherei 
nichts zu tun. Hätte die Osterreichische Volks­
partei nicht in einem Achtpunkteprogramm als 
Hauptforderung Begleitmaßnahmen zur Siche­
rung der Arbeitsplätze verlangt, Begleitmaß­
nahmen zugunsten der Arbeitsmarktförderung 
schlechthin, um Rückwirkungen auf den 
Arbeitsmarkt hintanzuhalten, die SPO-Regie­
rung hätte nichts dergleichen ver anlaßt. Ich 
denke im besonderen an jene Arbeitnehmer, 
die durch iden zu erwartenden Strukturwandel 
betroffen weI1den und denen durch Ausbildung 
und durch Weiterbildung, besonders aber auch 
durch Ums<hulung geholfen werden IIiUß. 

Ich will nicht polemisieren, sondern 
wiederum nur feststellen, daß die SPO anfang:s 
gar nicht bereit war, über diese Begleitmaß­
nahmen, über dieses Achtpunkteprogramm der 
Osterrei<hischen Volkspartei zu diskutieren 
und mit uns ins GespräCh zu kommen. 

Meine Damen und Herren! An /dieser Stelle 
möchte ich überhaupt grundsätzlich sagen und 
feststellen, daß die Gesprächsbereitschaft der 
SPO-Alleinregierung nicht nur jetzt im Zu­
sammenhang mit diesem Achtpunktepro­
gr,amm, sondern überhaupt der Opposition 
gegenüber wohl mehr als mangelhaft ist. Wir 
brauchen uns nur an die letzten Gesetze zu 
er,innern, die beschlossen worden sind. Ich 
denke im besonderen auch an die Fusionie­
rU!llg /der österreichtschen Eisen- und Stahl­
industrie, ich denke vor allem an die 
29. ASVG-NovelIe, wo man es grundsätzlich 
vermeidet, mit der Opposition in konkrete 
Gespräche einzugehen, :iCh denke an das 
Gesetz über die Mitbestimmung, das beschlos-

DurCh die derzeitige Inflationsrate ver­
schlechtert Osterreich auch seine inter­
nationale Position. Seit der SPO-Alleinregie­
rung ist bei uns der Verbraucherpreisindex 
um knapp 15 Prozent gestiegen, wobei be­
sonders die Preiserhöhungen bei Iden Woh­
nungen, im Verkehr und bei den Lebens­
und GenußmiUeln ins Gewicht :6allen, in wel­
chen Sparten diese Preis erhöhungen über­
durchschnittlich sind. 

Meine Damen urud Herren ' Gerade diese 
Preiserhöhungen treffen fast ausschließlich nur 
die Arbeitnehmer in unserem Lande. Die 
Arbeitsplätze müssen im Zusammenlang mit 
den Abkommen mit der Europätschen Wirt­
schaftsg'emeinschaft gesichert sein. Aber ohne 
die Stabilität !des Schillings werden unsere 
Arbeitsplätze nicht gesichert seJn können. 

So gesehen, kann der Budgetvoranschlag 
für 1973 für Osterreich von schicksalhafter 
Bedeutung w,erden. Sollte er beispielsweise 
nicht die geschätzten Einnahmen erbringen, 
wohl aber die Preissteigerungen vielleicht in 
noch höherem Maße anheizen als im Ausmaß 
der ohnedies erwarteten 7 Prozent, dann 
könnten die Folgen für unser Land unabsehbar 
sein. Es käme zu einer Kostenexplosion, die 
uns gerade zu einer Zeit treffen würde, in 
der wir uns mit Ider EWG, mit den Ländern 
der EWG arrangieren müßten. 

Emest Hemingway drückte siCh hart aus, 
als er sagte: 

"Das erste Allheilmittel für eine sChlecht 
regierte Nation ist Inflation, das zweite ist 
Krieg. Beide bringen vorübergehend Wohl-
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stand, beide bringen lauf die Dauer Unter- mögen, (Bundesrat W i n d  s t e i g: Und Sie 
gang. Aber beide sinld eine Zuflucht politischer trauen sich nicht weiterzuJesen in dem Be­
und wirtschaftlicher Opportunisten!" ric ht!) Der Bericht ist schon zu Ende, Herr 

Daher ergibt sich für die SPO-Regierung 
die Konsequenz, daß sie nicht durch kien 
Hinweis auf die Probleme in anderen Ländern 
von den eigenen Schwierigkeiten ablenken 
darf. (Bundesrat Hella H a  n z 1 i k; Zu wel­
chem T agesordnungspunkt sprechen Sie 
eigentlich, Her.! Kollege?) Zur Europäischen 
Wirtsmaftsgemeinschaft, Hebe Frau Kolleginl 
(Bundesrat Hell a H a  n z I i k: M an merkt sehr 
wenig davon!) Es muß zuerst im eigenen 
Land das Inflationsgespenst gebannt werden. 
(Bundesrat Sc h i p a n  i; Das sc hüren Sie j a!) 
Nur jene Partner in der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft, die in der Lage sind, die 
Probleme ;im eigenen Land zu meistern, sind 
dann auch für eine höhere Gemeinschaft vor­
bereitet. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, darf ich einen Artikel des 
"Kuriers" zitieren, der von "Osterreichs Wirt­
schaft als Vorbild" spricht. Ich darf wörtlich 
vorlesen: 

"Zwei Jahrzehnte lang war Osterreichs 
W.irtschaftsentwiddung so günstig, daß der 
Internationale WährungsfoDlds ihr zugesteht, 
als Vorbild für andere Staaten mit wirtschaft­
lichen Problemen dienen zu können. Es sei 
Osterreich gelungen, heißt es in einem in 
Washington veröffentlichten Bericht, eine 
hohe Wachstumsrate mit einer verhältnis­
mäßig niedrigen Inflationsrate zu kombinie­
ren," 

Es heißt weiter: 

"In den Jahren 1 968 bis 1 97 1 ,  so führt der 
Bericht fort, lag die österreichische Wacbs­
tumsrate 25 Prozent über, die Inflationsrate 
jedoch 30 Pro�ent unter dem europäischen 
Durchschnitt. " 

Wenn man so etwas liest, müßte man sagen: 
Wie glücklich war doch Osterreich in der Zeit 
der OVP-Alleinregierung! (Beif all bei der 
avp. - Ironische Heiterkeit bei der SPO.) 
Das steht in einem internationalen Bericht! 
Was gibt es darüber zu lachen? Weil Sie 
es nicht zusammenbringen, Idie österreichische 
Wirtschaft so zu lenken (neuerliche Zwisc hen­
rufe bei der SPO) und die BUdgetpolitik so 
zu führen, daß sie ähnlich wird der damals 
i� der OVP-Regieru'llg. Das bringen Sie ja 
mcht zusammen. Darüber lachen Siel (Beifall 
bei der OVP. - Neuerliche ironisc he Heiter­

keit bei der SPO.) Sie lachen über Ihr eigenes 
Unvermögen. (Bundesr at Dr. S k o t  t o n: Nein 
übe.! Ihres, Herr K ollege/) Das ist die Kata� 
strophe bei Ihnen; über Ihr eigenes Unver-

Kollege! 

Zum Abschluß ein Gedanke, den Bunldesrat 
Otto Hofmann-Wellenhof in der letzten 
Sitzung des Bundesrates zum Thema Euro­
päische Wirtschafts gemeinschaft geprägt hat: 
Was helfen alle Verträge und Gesetze, wenn 
die Gesinnung, wenn d1e innere Einstellung 
fehlen würde, diese auch zu befolgen? - ICh 
glaube, so war es sinngemäß. 

Dies gilt, gl'aube ich, sowohl für die Euro­
päische Wirtschaftsgemeinschaft als auch für 
das Gesetz der Demokratie. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Reich!. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Reichi (SPO): Herr Vorsitzen­
der! Hoher Bunldesrat! Herr Minister! Ver­
,ehrte Kolleginnen und- Kollegen! Ich folge 
jetzt, sanft errötenld, den Spuren meines 
ste.irischen Kollegen Krempl und möchte mir 
erlauben, ganz kurz auf die polemischen Be­
merkungen einzugehen, bevor ich zum eigent­
lichen Thema komme. 

Niemand hier in diesem Haus, weder im 
Nationalrat noch im BundesI1at, hat die Lei­
stungen der VP-Minister nicht zur Kenntnis 
genommen. Das haben wir immer und immer 
wieder betont und auch getan. 

Ich möchte aber darauf verweisen, um einen 
Ausdruck aus dem Sportbereich zu gebrauChen: 
Das Tor bei diesem Fußballwettspiel wurde 
eben von der Regierung Kreisky geschossen, 
und die Verträge tragen eben auch die Unter­
schrift eines Dr. Kreisky. Das muß man eben 
,auch zur Kenntnis nehmen. 

Was jetzt das Achtpunkteprogramm betrifft: 
Soweit mir bekannt ist, sind mindestens zwei 
Drittel dieses Achtpunkteprogramms bereits 
im Programm der Sozialistischen Partei ent­
halten. 

Was die Gespräcbsbereitschaft betr.ifft, Herr 
Kollege KrempI, könnte ich Ihnen einiges 
von den Verhandlungen des Landesverteidi­
gungsrates erzählen: Seit Monaten bemühen 
wir uns, die österreichische Landesverteildi­
gung, so wie es die Aktion Landesverteidi­
gung verlangt, in die Verfiassung hineinzu­
bringen. Von einer Sitzung zur anderen wer­
den diese grundlegenden Fragen mit Ausreden 
hinausgeschoben, und etwas anderes wird 
hineingeschleust. 

Das ist also die Wirklichkeit. Aber wir 
weIlden uns trotzdem weiterbemühen und ge­
duldig weitermachen in allen Bereichen. Ich 
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glaube: Der Vorwurf, daß die Regierung ni'cht 
gesprächsbereit ist, Herr Kollege, ist wirklich 
nicht berechtigt. (Zwischenrufe bei deI OVP.) 
Warum sollten Sie keine Vorwürfe machen? 
Aber dieser Vorwurf jedenfalls ist nicht be­
rechtigt. 

Ich möchte auch auf das Thema Inflations­
rate zu sprechen kommen: Ich habe von 
einigen Kundgebungen gehört, die in der 
letzten Zeit von der sogenannten Aktion 
Wirtschaft durchgeführt wurden. Diese Aktion 
Wirtschaft ist mit aller Leidenschaft dafür 
eingetreten, daß die Preisle in Osterreich er­
höht werden und daß sie nicht gesenkt werden. 
Das ist doch die Wirklichkeit. (Widerspruch 
bei der OVP.) Diese Aktion Wirtschaft ist 
doch letzten Endes nichts anderes gewesen 
als eine Aufforderung an die Klaufleute, an 
die Geschäftsleute und an die Gewerbetre,iben­
den, die Preise zu erhöhen, damit man der 
Regierung eins auswischen kann. So kann 
man es, meine Damen und Herren, natürlich 
auch nicht machen. 

Wenn Sie mir das nicht glauben, so schauen 
Sie sich die verschiedenen Biertassen an, die 
in den verschiedenen Restaurants aufliegen. 
Es wird Idarauf hingewiesen, daß man jetzt 
Steuer zahlen muß. (Bundesrat H e  i n z i n­
g e r: Die Höhe ist entscheidend!) 

Meine Damen und Herren' Können Sie sich 
daran er,innern, daß es jemals einen Augen­
blick. in Osterreich gegeben hat, in Idem man 
keine Steuern gezahlt hat? Aber j'etzt wird 
auf einmal dal1auf aufmerksam gemacht, daß 
man in Osterreich letzten Endes auch Steuern 
bezahlen muß. (Bundesra t S c  hip a n i: Es 
gibt Unternehmer, die jetz t  schon die Mehr­
wertsteuer verlangen/ So schaut es aus/) Ja, 
in vielen Bereichen wird jetzt schon d.ie Mehr­
wertsteuer berechnet. 

Jetzt möchte ich zum eigentlichEm Thema 
kommen. Nichts für ungut: Ich wollte nicht 
darüber reden, aber mein Freund Krempl hat 
mich dazu animiert. Und wenn man animiert 
wird, muß man auch reagieren. 

. 

Hoher Bundesrat! Meine Damen UI1ld Herrenl 
Die Historiker, welche die Geschichte Oster­
reichs nach dem Zweiten Weltkrieg schreiben, 
werden zwei Tatsachen besonders hervor­
heben: das zehnjährige Ringen des öster­
reichischen Volkes um den Staatsvertrag und 
das ebenso lange Ringen um eine bestimmte 
Form der Anteilnahme an der europä.ischen 
Integl1ation. 

Die vielen Konferenzen um den Staatsver­
trag bis zum Frühlingserwachen von 1 955, die 
Ausnützung der Chruschtschowschen Ko-

existenzthesen durch das Idamalige Politiker­
team Raab-Schärf-F'igl-Kreisky war in 
erster Linie ein Ringen um deu pol.itischen 
Freiheitsraum des österreichischen Volkes. 

Der eigentliche Kampf um die wirtschaft­
liche Freiheitssphäre begann mit den tasten­
den Versuchen, an der europäischen Integra­
tion teilzunehmen. Es war ein Ringen um die 
wirtschaftliche Selbstbestimmung und um den 
wirtschaftlichen Freiheitsraum Osterreichs. 

Und wenn man heute für den Anfang dieses 
Ringens um Teilnahme an der wirtschaftl.ichen 
Integration Europas ein Anfangsdatum finden 
möchte, dann könnte das der Eintritt Oster­
reichs in den Europarat sein. Das wäre der 
Frühling 1 956, an dem ein Professor Ludwig 
noch österreichischer Repräsentant in Straß­
burg war und bescheiden in der Rue Lenötre 
residierte und an dem die Beobachter Stürgkh, 
Czernetz, Strasser und Toneie den Status 
eines Repräsentanten beim Europarat erhiel­
ten. 

Ab 1 956 mußte man lauch im österreichischen 
Außenministerium jene Vorgänge beobachten, 
die :sich im Kerneuropa vollzogen. Gerade die 
Debatten im Europarat widerspiegeln sehr 
deutlich die Ereignisse jener J ahl1e. 

Zum ersten Mal zeigte sich, daß eine supra­
nationale Organisation wie die Kohle-Stahl­
Gemeinschaft ganz hervorl1agende Leistungen 
vollbringen konnte, daß eine Erklärung der 
Menschenrechte auch als Konvention funk­
tionieren konnte. Schumans Idee von der 
Montanunion war politische Wirklichkeit ge­
worden, und Spaaks Idee von einer Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wurde im 
April 1956 auch in das Programm des Europa­
rates aufgenommen. Am 25. März 1 957 wurde 
sie mit den Römischen Verträgen politische 
Wirklichkeit. 

Auch das Jahr 1 958 war für Osterreich sehr 
interessant I Nicht nur, weil die Römischen 
Verträge in Kraft traten, sondern auch des­
wegen, weil damals Idas Modell von den kon­
zentrischen Kreisen Europas propagiert wurde. 
Damals hoffte man in Osterreich auf die Schaf­
fung einer großen Freihandelszone, die dann 
nicht zustande kam. 

In Iden heute zur Verhandlung stehenden 
Globalverträgen haben wir ungefähr das, was 
damals nicht verwirklicht werden konnte. Die 
Globalverträge sind nicht dasselbe, aber sie 
entsprechen doch Ider großen Konzeption von 
damals. Damals lentstanden in Osterreich auch 
jene Legenden von der Möglichkeit der 
Annexion Osterreichs an die EWG. In Brüssel 
hat man dann die Osterreicher von jenen 
Illusionen befreit. Und vor allem Kommis-

779 
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sionspräsident Jean Rey, der den Osterrei­
ebern überall entgegenkam, wo er nur konnte, 
hat uns eine sehr klare Antwort gegeben. 

Für Osterreich mußte eben eine bestimmte 
Form der Integration gefunden werden. Mit 
den vorliegenden Verträgen haben wir diese 
bestimmte Form gefunden I 

Ab 1. Oktober 1972 ist Osterreich auf Grund 
der beI'leits in Kraft getretenen Interimsver­
träge in den Zoll bereich Ider Europäischen 
Gemeinschaften einbezogen worden. Das be­
deutet, daß wir bereits jetzt ein Teil des 
Marktes von 300 Millionen Europäern gewor­
den sind und daß wir über Europa hinaus 
auch am euro afrikanischen Wirschafts­
geschehen teilnehmen können. 

Uber die Möglichkeit einer euroafrikani­
sdlen Zusammenarbeit hat auf der Oktober­
tagung des Europarates der StaatspräSident 
von Senegal, Leopold Sedar Senghor, sehr 
le�denschaftlich gesprochen. Senghor, vor Jah­
{len Deputierter des französischen ParLaments, 
unterr.ichtete lange Zeit an einem französischen 
Gymnasium Literatur und antike Sprachen, 
und als Mitglied der Beratenden Versamm­
lung des Europarates hatte er auch sehr enge 
Kontakte mit der ö:sterreichischen Delegation. 
Senghor gehört heute zu Iden politischen 
Philosophen Afrikas, die für eine enge Zu­
sammenarbeit mit dem freien Europa ein­
treten. 

Manche Betrachter des jetzigen Geschehens 
sind der Meinung, daß die Europäischen 
Gemeinschaften auch engere Wirtschafts­
kontakte mit Iden südamerikanischen Staaten 
finden sollten. In gewissen Abständen finden 
auf der StIlaßburger Ebene auch Aussprachen 
mit südamerikanischen Politikern 'statt. Aller­
dings wird Ider südamerikanische Wirtschafts­
raum doch in erster Linie ein Ergänzungsfeld 
für die Vereinigten Staaten von Amerika sein 
und auch bleiben. Jedenfalls ergeben sich mit 
der Unterzeichnung und Ratifizierung Ider vor­
liegenden Verträge auch globale Aspekte, die 
für die österreichische Wirtschaft nicht un­
interessant sind. 

Wenn ich mir lerlauben darf, zu Einzel­
heiten der Verträge ganz kurz etwas zu sagen, 
so möchte ich auf Iden Bericht der Bundes­
reg,ierung verweisen, aus dem nicht nur der 
ungeheure Arbeitsaufwand hervorgeht, der 
der Unterzeichnung der Verträge voranging, 
sondern in dem auch die Vorschläge ent­
halten sind, mit denen die Schwierigkeiten 
gemeistert werden sollen. Hier sind auch die 
Wünsche der Opposition enthalten uoo deren 
Erfüllung. Das möchte ich ganz deut1ich unter­
streichen. 

Es handelt sich um. direkte und indirekte 
Begleitmaßnahmen. Sie betreffen Begünstigun­
gen im Bereich der Steuern, die Förderung 
der Inlandsinvestitionen, die Förderung der 
Auslandsinvestitionen, die Förderung des 
Arbeitsmarktes, den Ausbau der Infrastruktur, 
eine Verbesserung der industriellen , For­
schungsinfrastruktur, eine Intensivierung der 
Industriepolitik und auch Förderungsmaß­
nahmen im Bereich der österreichischen Land­
wirtschaft. 

Me,ine Damen und HefIienl Vor Verabschie­
dung der vorliegenden Verträge sollte man 
auch einige Worte des Dankes für jene fintden, 
die die organisatorischen Vorbereitungen für 
die Durchführung dieser Verträge getroffun 
haben. 

Wenn ich an idie Sache mit den Ursprungs­
regeln und an die Zollakrobatik denke und 
an die Fachleute, die sich ;in diesem Gestrüpp 
zurecht finden mußten, dann kann ich nur mit 
Goethes Gretchen in "Faust" Isagen: "Heinrich I 
Mir graut's vor klir'" 

Bereits bei den EFTA-Verhandlungen haben 
wir mit diesen zollakrobatischen Tatsachen, 
wie Ursprungsregeln und so weiter, zu tun 
gehabt. Ich habe mich öfters bemüht, mich 
in diese Materie ,einzulesen. Ich würde mir 
aber nicht erlauben zu sagen: Ich verstehe 
etwas davon. Ich beneide jene, die wirklich 
davon etwas verstehen und die imstande ge­
wesen sind, aus diesem Gestrüpp tatsächlich 
Formulierungen zu finden, Idie allgemein 
brauchbar sind. 

Meine Damen und Herren! Trotz aller 
Schwierigkeiten, die es hier zu meistern gilt, 
bejaht der Osterreicher unsere Form des 
europäischen Miteinanders. Auch verschie­
dene Meinungsumfragen haben das be

'
stätigt. 

Ich glaube, daß Ihnen bekannt ist, daß sich 
etwa 75 Prozent der Osterreicher zu dieser 
Form bekannt haben. 

Am Anfang dieser Diskussion haben wir ein 
wenig gestritten. Bald werden auch diese 
Raunzereien im Nationalrat und Bundesrat 
vergessen sein. Unsere Jugend hat mit den 
vorliegenden Abkommen eine Basis, auf der 
sie sich in Richtung Europa auf dem Boden 
von Freiheit und Rechtsstaatlichkeit bewegen 
kann. Danke schön. (Beifall bei der SP O.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Walzer. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Walzer (OVP): Herr Bundesmini­
ster! Verehl;te Damen und Herren des Bundes­
rates I Bevor ich mich mit der heutigen Vor­
lage auseinanldersetzen möchte, darf ich 
meinem Vorredner ein paar Worte widmen. 
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(Bundesrat Dr. R e  i ch 1: Bitte schön!) Ge­
nauso offen, wie Sie es gemeint haben, möchte 
ich es auch tun. Die Sache ist mir viel zu ernst, 
als hier lediglich in einer unangenehmen Art 
und Weise zu polemisieren. 

Wenn Sie, Herr Kollege, von der Gesprächs­
bereitschaft Ihrer Fraktion mit der Oppos,ition 
sprechen, dann darf ich Ihnen sagen, daß es 
mir persönlich sehr weh getan hat, als es 
der Herr Bundeskanzler in ,einem Fernseh­
interview in der Angelegenheit Kärnten - ich 
möchte es vornehm formulieren - sehr hart 
abgelehnt hat, mit Ider Opposition überhaupt 
zu sprechen. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Das 
stimmt nichtJ) Ich habe das selbst gehört. 
(Bundesrat Dr. S k o t t o n: Er hat gesagt, 
im Parlament werde er darübe.r reden!) Sicher­
lieh! Aber ich glaube, Herr KolLege, die 
Situation ist so schwierig, daß man eine Hand, 
die einem geboten wird, nicht zurückstoßen 
sollte. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn man 
doch wieder einmal zurückdenkt, daß beide 
Fraktionen in den letzten 27 Jahren immerhin 
einiges in di,esem Lanide geleistet haben. Und 
ich bekenne mich dazu! Ich würde nur wün­
schen, daß wir nicht gar so stur sind und 
wieder mehr ein offenes Herz zu ehrI.ichen 
Gesprächen haben sollten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine verehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Herr Kollege Reichi hat die 
Aktion Wirtschaft hier zitiert. Ich darf mir 
erlauben, ganz kurz einige Worte dazu zu 
sagen. Ich würde jeder Bundesregierung wün­
schen, daß sie solche Gruppen im Lande hat, 
die ihre Meinung in einer solchen Art und 
Weise zum Ausdruck bringen. 

Herr Kollege Reichll Es ist nicht richtig, 
daß wir in dieser Woche dazu gehetzt haben, 
die Preise zu erhöhen. Ich kann Ihnen die 
Versicherung abgeben, daß im kommenden 
Jahr für die Wirtschaft soviel auf dem Spiel 
steht - und nicht nur für die W,irtschaft, 
sonldern auch für unsere Mitarbeiter, für die 
wir letzten Endes auch verantwortlich zeich­
nen, und ihre Arbeitsplätze -, daß wir es 
uns sehr, :sehr überlegen werden, in eine 
solche Kerbe zu schlagen. (Bundesrat Doktor 
R e  i ch 1: Herr K ollege! Würde das stimmen, 
wäre ich sehr, sehr dankbar! Ich habe aber 
andere Stimmen gehörtl) Sie wissen, daß es 
überall Wölfe im Schafspelz gibt. Wir sind 
nicht bereit, diese Leute zu schützen. 

Wir haben mit dieser Aktion in erster Linie 
versuchen wollen, uns an den Konsumenten 
heranzuwagen und ihm mehr Verständnis für 
die Wirtschaft abzuringen, weil ein Großteil 
der Bevölkerung immer noch glaubt, daß 

unseIle Umsätze schon Gewinne sind, die wir 
am,Abend aus dem Kassenlaidl herausnehmen 
und in die 1iasche stecken. 

Wir haben auch nicht gesagt, die Steuern 
wären zu hoch und müßten gesenkt werden, 
sondern wir haben die Steuerlast aufgezeigt 
und gesagt: Belastungen haben ihre Grenzen. 
Nicht mehr und nicht weniger! (Bundesrat 
S ch i pa n j: Selber beschlossen!) 

Selbstverständlich wissen wir, daß auch 
unter der OVP Steuern bezahlt werden 
mußten, und gerade nicht wenig. Das ist nun 
einmal so und liegt in der Natur der Sache. 
Wir haben uns aber aum in dieser Zeit ge­
rührt. Und ich darf gerade an das Lob der 
sozialistischen Fraktion erinnern, als ich 
damals zu dem sogenannten Koren-Plan ge­
schrieben habe: Industriepolitik allein genügt 
nicht I 

Ich möchte mit diesem kurzen Beitrag nur 
sagen, daß wir uns über den Ernst der 
Situation sehr im klaren sind. (Bundesrat 
Dr. R e  ich 1: Ich glaube Ihnen Ihre ehrliche 
Meinung!) Sie ist ehrlich. Ich würde hier nichts 
anderes vertreten. (Bundesrat Dr. R e  je h 1: 
Aber Sie müssen auch mi.r glauben, daß ich 
das nicht aus der Luft gegriflen habe!) Ich 
wollte Ihnen nur sagen, daß keine Hetz­
kampagne stattgefunden hiat, die Preise zu 

er1!öhen, Idenn der Konsument bestimmt heute 
letzten Endes den Preis. Es wäre auch für 
den Konsumenten nom allerhand dr,innen, 
wenn er etwas preiSidisziplinierter und ver­
nünftiger einkaufen würde. Das möchte ich 
ganz offen zugeben. Ich glaube, Sie haben 
verstanden, was ich damit sagen wollte. 

Und nun, Hoher Bundesrat, meine Damen 
und Herren, gestatten Sie mir, mich mit diesen 
Vorlagen zu beschäftigen. Im möchte auch 
hier versumen, aus dem Herzen heraus - und 
ich habe es mir nicht leichtgemacht - einen 
Diskussionsbeitrag zu leisten, Ider nicht 
sticheln oder stacheln soll, sondern der aner­
kennen soll, was in Ordnung ist, der dort 
kritisieren soll, wo wir der Meinung sind, 
das hätte besser sein können oder das hätte 
man anders machen müssen. Aber dias ist ja 
der Sinn und Zweck der WeChselrede, daß 
wir uns da verstehen. 

Ich habe in meiner langen Laufbahn als 
Gemeinderat der Stadt Wien und auch in 
'der kurzen Zeit, in der ich die Ehre habe" 
dem Bundesrat anzugehören, gelernt - das 
scheint mir dias Allerwichtigste zu sein -, 
auch dem Gegner zuzuhören. Natürlich bin 
im nicht mit allem einverstanlden, was Sie 
sagen, manmmal platzt mir der Kragen und 
Ihnen auch. Aber dann, wenn man hinausgeht, 
denkt man ja doch - wie man im Volks-
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mund sagt - über diese Quatschbude nach, 
und man lernt sich gegenseitig doch ein 
bißchen zu verstehen uIlld weiß : Da sind die 
Grenzen; das kann man dem Gegner noch 
zumuten, das kann man ihm nicht zumuten. 
Und dann ist es nun einmal so, daß wir uns 
irgendwie zusammenraufen müssen, und es 
wäre gelacht, meine Damen und Herren, wenn 
wir diese schwere Hürde, vor der wir zweUel­
los stehen, nicht meistem könnten. 

In der Debatte über die Regierungs­
erklärung anläßI.ich der Unterzeichnung der 
Verträge mit den Europäischen Gemeinschaf­
ten und in der Debatte über Idas Interims­
abkommen im Juli und September dieses 
Jahres sind diese außerordentlich bedeutsamen 
Vertragswerke schon ausführlich erläutert 
worden. Ich glaube daher, der Bedeutung des 
Globalabkommens zwischen Osterreich und 
den Europäischen Gemeinschaften keinen Ab­
bruch zu tun, wenn ;ich mich mit dem Inhalt 
der Verträge nur in gedrängter Form befasse. 
Sie haben, bei allem Für und Wider, die ein­
stimmige Annahme aller im Nationalrat ver­
tretenen Parteien gefunden. 

Im Gegensatz dazu wurde der Bericht der 
Bundesregierung zu diesen Globalabkommen, 
der sich insbesoIlldere mit wütschaftspoliti­
schen Konsequenzen befaßt, nur mit den 
Stimmen der Regierungspartei und der FPO 
zur Kenntnis genommen. Ich werde mir daher 
erlauben, mich mit diesem Bericht und dem 
Isogenannten Europareifeprogramm der Bun­
desregierung etwas ausführlicher zu befassen. 

Daß im J,ahre 1970 57,8 Prozent des Importes 
Osterreichs an gewerblich-industriellen Waren 
auf die Sechsergemeinschaft entfielen, zeigt 
deutlich genug das beiderseitige Interesse am 
Abbau bestehender Handelshemmnisse auf. 
W'enn es nunmehr zu einem Akkord auf der 
Basis einer Freihandelszone gekommen ist, 
die lange Zeit von den EWG-Behörden grund­
sätzlich abgelehnt wurde, so sehe ich dar,in 
die Erfüllung unseres Wunsches, durch eine 
solche Lösung den Erfordernissen der Neu­
tralität und 'einer eigenständigen Handels­
politik gegenüber den sogenannten Dritt­
staaten zu entsprechen. 

Wir bekennen uns daher aus ganzem Her­
zen zu diesem Abkommen, auch wenn ihm 
manche Schwächen und Gefahren anhaften, 
die, wie wir meinen, vielleicht durch eine 
intensivere VerhaIlldlungsführung seitens der 
Bundesregierung hätten abgeschwächt werden 
können. Umso höher sind die Bemühungen 
der österreichischen Unterhändler und der ihr 
beigegebenen Experten einzuschätzen, denen 
für ihren beispielgebenden Einsatz unser un­
eingeschränkter Dank gilt. 

Vom Inhalt des VertDages her hat auch 
die Bundeswirtschaftskammer als die gesetz­
liche Interessenvertretung der Wirtschaft den 
Abbau der Zölle zwischen Osterreich und 
seinen Handelspartnern im Rahmen der vier 
Verträge mit den Europäischen Gemeinschaf­
ten begrüßt. Ebenso hat sie den leider nicht 
lückenlos verwirkl.ichten Grundsatz der Auf­
rechterhaltung des zollfreien Warenverkehrs 
innerhalb der EFTA mit Befriedigung aufge­
nommen. Sie hat es dagegen außerordentlich 
bedauert, daß maßgebliche österreichische 
Exportzweige ohne sachliche Begründung 
einem verlängerten Zollabbau unterworfen 
werden. 

Daß dieser Zollabbau, weil er j a  keine 
Einbahnstraße darstellt, nicht nur Chancen, 
sondern auch Gefährdungen auf Grund einer 
zweifellos stark anwachsenden Konkurrenz am 
österreichischen Inlandsmarkt zufolge des Ab­
baues unserer Importzölle mit sich bringt, 
ergibt sich aus der Natur der Sache. Um aber 
solchen Schwierigkeiten zu begegnen, bedarf 
es daher auch gewisser Begleitmaßnahmen für 
die österreichische Wirtschaft, die sich inner­
halb kurzer Zeit nenen Strukturen des Mark­
tes wird anpassen müssen. Nicht die Idazu 
berufene Regierung, sondern die Osterreichi­
sche Volkspartei hat es sich - erfreulicher­
weise erfolgreich - zur Aufgabe gemacht, in 
dieser so schwierigen Phase der Umstellung 
helfend einzugreifen. 

Damit komme ich zu dem Bericht der 
Bundesregi'erung zu den gegenständlichen 
Globalabkommen, dem ·die Osterreichische 
Volkspartei die Zustimmung versagen mußte. 
Ich möchte mir erlauben, dies auch zu begrün­
den. 

Schon die Feststellung dieses Berkht'es auf 
Seite 1 über unsere wütschaftlidle Ausgangs­
position, die laIs ausgezeichnet bezeichnet 
wird, möchte ich doch aus dem Bereidl der 
Euphorie etwas in die Wirklichkeit zurück­
führen. Es ist nämlich kein Geheimnis, daß 
die österreichisdlen Unternehmungen immer 
stärker an einer ausreichenden Eigenkapital­
.basis leiden und daß die gegenwärtige Steuer­
politik, vornehm gesagt, kaum einen Ansatz­
punkt ,erkennen läßt, diesem Ubel abzuhelfen. 
Ohne ausreichendes Eigenkapital gibt es nicht 
genug Kredite, uIlld die Folge davon ist, daß 
auch an sich als notwendig erkannte Inve­
stitionen zurückgestellt werden oder gar unter­
bleiben müssen. Die Belastungen, wekhe der 
österreichischen Wirtschaft ab 1 .  Jänner 1973 
hiebei mit der sogenannten Investitionssteuer 
auferlegt werden, verschärfen diese Situation. 

Wenn in diesem Beridlt auf Seite 3 aus­
geführt wird, daß der jüngste Wirtschafts-
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bericht der OECD die günstige Lage der öster­
reichischen Wirtschaft bestätigt, dann möchte 
ich doch auch dazu einige Einschränkungen 
machen. Die Bundesregierung meint nämlich, 
daß das hohe Wachstum und die Vollbeschäfti­
gung in den letzten Jahren mit relativer 
Stabilität erreicht wurden. 

Di,e Beurteilung des Ausmaßes einer solchen 
relativen Stabilität schei.nt allerdings bei der 
Regierungspartei zeitlichen Schwankungen zu 
unterliegen. Während der OVP-Regierung war 
nämlich eine j ährliche Preissteigerungsrate 
von 3 Prozent Ihrer Meinung nach untragbar 
hoch, während heute selbst Preissteigerungs­
raten von über 6 Prozent bagatellisiert oder 
leichthin entschuldigt wenden. (Bundesrat 
W a 1 1  y: Da hat es noch keine Währungs­
krisen gegeben! Bitte das zu berücksichtigen!) 
Das kann man nicht einfach wegwischen, das 
müssen Sie zur Kenntnis nehmen. 

Um aktuell zu bleiben, darf ich Sie daran 
erinnern, daß der Herr Abgeordnete zum 
Nationalrat Dr. Fleischmann, der der SPO­
Fraktion angehört, mit Zustimmung seiner 
Fraktion während der Beratungen des Global­
abkommens am 25. 10. erklärte, daß im letzten 
Jahr eine Lohnsteigerung von 15 Prozent zu 
verzeichnen war und ,eine Reallohnsteigerung 
von 4 Prozent für die Arbeiter UIlid Ange­
stellten daher seiner Meinung nach die 
Inflation mehr als kompensiere. Ich weiß 
nicht, wie der Herr Abgeordnete Dr. Fleisch­
mann bei 15 Prozent Nominallohnsteigerung, 
die er damit offenbar meinte, zu einer Real­
lohnsteigerung von 4 Prozent kommt. Jede 
Uberforderung des Nationalproduktes führt 
zwangsläufig zur Inflation. 

Bei der angebenenen Abgeltung der In­
flation durch Lohn- und Gehaltserhöhungen 
wird meist vergessen, daß die Lohn- und Ein­
kommensempfänger zum großen Teil auch 
Sparer sind, welchie die vermeintliche Besser­
stellung durch eine fortschreitende Entwertung 
ihres Sparguthabens wieder verlieren. 

Ganz vernachlässigt werden aber die Inter­
essen jener Bevölkerungsgruppen, die keine 
Lohn- ullld. Gehaltsempfänger sind, wie die 
kleinen Selbständigen und die Bauern, deren 
Einkommen bei weitem nicht jene Zuwachs­
rate aufweist, wie dies bei den Löhnen und 
Gehältern der Fall ist. 

Daß auch in diesem Bericht der Bundes­
regierung wieder die Behauptung aufscheint, 
daß sich Osterreich nicht dem stärkeren inter­
nationalen Preis auftrieb entziehen konnte, ist 
meiner Meinung nach eine etwas einseitige 
Betrachtung der Situation. Denn eben jener 
jüngste Wirtschaftsber.icht · der OECD, der . im 

Regierll'ngsbericht zitiert wird, stellt mit ge­
bührender Eindeutigkeit fest, daß die Inflation 
in Osterreich in erster Linie hausgemacht ist. 

Dieser OECD-Bericht nennt auch die Ur­
sachen für diese inflationistische Entwicklung : 

1 .  Der Preis auftrieb werde insbesondere da­
durch gefördert, daß die Konjunktur vor 
allem vom Inlandskonsum getragen wird. 

2. Sprunghafte Tariferhöhungen der öffent­
lichen Hand. Wegen der Wahlen im Bund 
und bei der GemeiIllde Wien aus politischen 
Gründen aufgestaut! 

3. Di,e Leistungsfähigkeit der Wirtschaft sei 
einfach überfordert worden. 

Meine verehrten Damen und Herren! Davon 
aber steht kein Wort im Bericht der Regierung. 
Hier erleben wir nun einen typischen Fall 
der Informationspolitik dieser Regierung. 
Während sie in ihrem Bericht eben noch die 
OECD mit nicht einmal einer halben Wahrheit 
für sich zu nutzen sucht, setzt plötzlich jedes 
Erinnerungsvermögen aus, wenn es um Fest­
stellungen dieses internationalen Forums geht, 
welche die verfehlte Wirtschaftspolitik dieser 
Regierung aufzeigen. 

Statt dessen springt man rasch von 1 97 1 ,  
dem der OECD-Bericht zugrunde liegt, i n  den 
Spätherbst 1 912 und macht, leicht zeitver­
schoben, die Landwirtschaft und die gewerb­
liche Wirtschaft hintergründig für Preissteige­
rungen verantwortlich. Im Bericht der Bundes­
regierung sieht dies dann so aus - ich zitiere 
wörtlich -: 

"Der Preis anstieg in .den letzten Monaten 
geht vor allem auch auf das Nachziehen der 
preisgeregelten Waren und die Erhöhung der 
saisonalen Preise zurück." 

Beachtlich ist der Terminkalender, den der 
Bericht der Bundesregierung über ihre Inter­
ventionstätigkeit zur Durchführung der öster­
reichischen Integrationswünsdle anzubieten 
hat. Sie können sich davon auf den Seiten 5 
bis 1 1  und 1 2  bis 20 überzeugen. Der Gerech­
tigkeit halber sei nicht verschwiegen, daß sich 
auch für die früheren Bundesminister Mitterer 
und Waldheim auf Seite 4 drei Termine fin­
den. 

Dazu darf ich aber doch anmerken, daß sich 
alle österreichischen Bundesregierungen ohne 
Ausnahme seit dem Ende der fünfziger Jahre 
intensiv um ein Abkommen mit der ' EWG 
bemüht haben und daß sich vor allem auch 
der frühere Handelsminister Dr. Bock, dessen 
Name in dem Bericht der Bundesregierung 
nicht aufscheint, durch wiederholte aktive 
persönliche Teilnahme an Verhandlungen da-

315. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 45

www.parlament.gv.at



9068 Bundesrat - 3 1 5. Sitzung - 9. November 1972 

Walzer 

für eingesetzt hat, den Graben zwischen der 
EWG und der EFT A zu überbrücken. 

Es ist kein Geheimnis, daß es politische 
Erwägungen einzelner EWG-Staaten waren, 
die ein tragbares Abkommen in den sechZ'iger 
Jahren verhinderten. Ebenso sicher ist aber 
auch, daß durch die erfolgreiche Südtirol­
politik der Osterreimischen Volkspartei der 
Widerstand Italiens ausgeräumt wurde, wel­
dJ.es bereits Ende 1969 seinen Vorbehalt gegen 
Verhandlungen zwischen der EWG und Oster­
reich zurückgezogen hat. 

Daß die geänderte internationale politische 
Lage und die Haager Gipfelkonferenz der 
EWG schließlim das Tor zu dem heute zur 
Beratung stehenden Globalabkommen öffneten 
und damit, wie Nationalrat Czernetz in der 
Nationalratsdebatte erklärte, der politische 
Wille zu einem solchen Abkommen erst im 
So�mer 1 910 vorlag, dürfen wir, glaube ich, 
alle begrüßen. Man sollte aber doch nicht 
übersehen, daß bereits entspremende Vorbe­
reitungsarbeit geleistet war, die es ermög­
lichte, in verhältnismäßig kurzer Zeit die 
Früchte dieser Arbeit nach Hause zu tragen. 

Weil ich eben Herrn Nationalrat Czernetz 
zitiert habe, erlauben Sie mir einen ganz 
kleinen Abstecher. Herr Nationalrat Czernetz 
bedauerte nämlich aufrichtig, daß die Jugend 
nur wenig Europaverständnis habe und so 
gewichtigen Ereignissen wie dem Globalab­
kommen Osterreichs mit den Europäischen 
Gemeinschaften uninteressiert gegenÜber­
stehe. 

Sie . werden mir, meine Damen und Herren, 
sicherlich recht geben - ich hoffe es zumin­
dest -, wenn ich gerade der heutJigen Jugend 
attestiere, daß sie am politischen Geschehen 
starken Anteil nimmt. Wir spüren das in 
allen Versammlungen und in allen Gesprä­
chen, bei Ihnen sicherlich genauso wie bei uns. 

Für ein echtes Interesse ist aber eine gründ­
liche Information Voraussetzung. Mit einem 
noch so werbewirksamen Plakat, das dem 
erstaunten Publikum bloß verkündet, "der 
Weg nach Europa sei frei", ist es dabei nicht 
getan. Eine informierte Gesellschaft und im 
besonderen unsere kritische Jugend begnügt 
sich nicht mit Schlagworten, sondern verlangt 
Einblick in Tatsachen und Zusammenhänge, 
um sich ein eigenes Urteil bilden zu können. 

Es wäre im allgemeinen Interesse gelegen, 
wenn die durchaus anzuerkennende Sorge des 
Herrn Abgeordneten Czernetz die Bundes­
regierung dazu veranlassen würde, den Stil 
ihrer Infonnationstätigkeit zu überprüfen. 
Was soll etwa ein kritischer Mensch von einer 
recht aufwendigen Werbung für die Mehr-

wertsteuer denken, die unter der These steht, 
sie bedeute nicht mehr Steuern, wenn der 
Herr Finanzminister selbst daraus fast 2 Pro­
zent Preiserhöhungen erwartet? Als ob es dem 
Staatsbürger nimt gleich wäre, ob das Finanz­
amt oder die Kaufkraftminderung des Schil­
lings sein Einkommen schmälert! (Bundesrat 
W a  1 1  y: Preise.rhöhungen sind ja nicht Steu­
ern, Herr Kollege!) 

Herr Kollege! Ich gehöre einem Dienst­
leistungsgewerbe an. Uns bringt die Mehr­
wertsteuer mehr Steuern, und wir sind in der 
unangenehmen Situation, das auf die Preise 
zu überwälzen. Das macht uns die größten 
Sorgen, weil wir uns die Frage stellen müssen, 
ob der Konsument überhaupt noch bereit ist, 
für diese Leistungen diese Gelder auszulegen. 
Momentan ist für uns eine sehr schwierige 
Situation. Das wollte ich damit gesagt haben. 
Sicherlich könnte es durch die Mehrwertsteuer 
in der Praxis - und im hoffe, daß das aum 
der Fall ist - auch Preissenkungen geben. 
Man muß das Kind eben so nennen, wie es 
heißt. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte mich 
nun noch im einzelnen mit jenem Teil des 
Berichtes der Bundesregierung beschäftigen, 
der sich als Katalog von integrationsrelevan­
ten Maßnahmen der österreichischen Bundes­
regierung bezeichnet und sich in der Kurz­
fassung Europareifeprogramm nennt. 

Wenn man die dort genannten Begleitmaß­
nahmen betrachtet, dann fällt einem vor allem 
eine Zweiteilung dieses Programms auf. Der 
eine Teil beschäftigt sich mit ganz konkreten 
Vorschlägen und ist das Ergebnis der Be­
mühungen der OVP, die Regierung davon zu 
überzeugen, daß eine Reihe von Maßnahmen 
zur Erleichterung der Anpassung der Wirt­
sehaft an den erweiterten Markt schon in der 
allernächsten Zeit durchzuführen sein wird. 

Ein zweiter Teil solcher Maßnahmen, 
welche die Bundesregierung "in Fortsetzung 
ihrer europaorientierten Wirtschaftspolitik" 
treffen will, ist durch folgende Formulierungen 
gekennzeichnet: "die Regierung nimmt in Aus­
sieht", "es ist beabsichtigt", "es wird in die 
Wege geleitet", "Uberlegungen werden an­
gestellt". An konkreten Aussagen fehlt es 
jedoch. 

Aber das gehört, glaube ich, zum Stil dieser 
Regierung, daß sie immer neue Programme 
entwickelt, die sie dann, zu einem smönen 
Bukett gebunden, in die Auslage stellt. Damit 
erweckt sie zwar den Eindruck, sich mit allen 
Problemen zu beschäftigen, sie läßt es aber 
gleichzeitig offen, wie sie sich die Lösung 
dieser Probleme in Wirklichkeit vorstellt. 
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Es ist der ' OVP au danken, daß sie in harten 

Verhandlungen mit der Regierung - der Be­
richt spricht in feinerer politischer Diktion von 
"Gesprächen" - leine ganze 'Reihe von Be­
gleitmaßnahmen durchsetzen konnte. Es soll 
in diesem Zusammenhang nicht verschwiegen 
werden, daß anläßlich der Beratungen und der , 
Beschlußflassung über die Einführung des 
Mehrwertsteuersystems der Bundesregierung 
auch einige andere wirtschaftsfördernde Maß­
nahmen, insbesondere auf steuerl,ichem Gebiet, 
durch die Freiheitliche Partei abgefordert wur­
den. 

Es ergibt sich nur dte Frage, warum die 
Bundesregierung nicht von sich aus solche 
Maßnahmen gesetzt hat. Wörtlich heißt es 
doch auf Seite 7 des Berichtes der Regierung, 
daß sich bei den Gesprächen mit den bei den 
Oppositionsparteien eine weitgehende Kon­
gruenz - das kann wohl mit "Ubereinstim­
mung" übersetzt werden - zwischen den an 
die Bundesregierung herangetragenen Wün­
schen und den Intentionen der Bundesregie­
rung g,ezeigt hat. Hat es da etwa an dem 
Europareifeprogramm gefehlt OIder war es ein 
politischer Schachzug der Regierung, die 
Oppositionsparteien dadurch aufzuwerten, daß 
man ihre Vorschläge als richtig erkennen 
mußte, oder war damit etwa auch ein politi­
sches Geschäft verbunden? 

Geradezu v,erblüffend ,ist die Aussage der 
Regierung auf Seite 4 des Berichtes. Ich 
zitiere: "In dem Maße, als die Bundesregie­
rung Fortschritte in der Erfüllung ihres Regie­
rungsprogramms erzielte, wurden auch immer 
klarer die Konturen ihres umfassenden 
Europareifeprogramms sichtbar." Hier kann 
sich jeder seinen Reim darauf machen. 

Bei der Fülle von Absichten, Erwägungen 
und Vorhaben, die in epischer Breite den 
Bericht der Bundesregierung lausfüllen, stellt 
sich mir nur die Frage, weshalb die Bundes­
regierung erst heute den Schleier von ihrem 
Europareifeprogramm wegzieht. Oder handelt 
es sich um ein Europa r e i f le programm, das 
erst langsam heranwächst? Aus dem Inhalt 
des Berichtes muß man den Eindruck ge­
winnen, daß das letztere der Fall ist. 

Als eigene Vorschläge bietet die Regierung 
unter anderem die Zusammenfassung der 
Mittel des Bundesbudgets für Wirtschafts­
förderung und Arbeitsmarktförderung zu 
einem Wirtschafts- und Sozialfonds der Bun­
desregierung, um damit einen koordinierten 
Einsatz der Integrationserfondernisse sicher­
zustellen. 

Offenbleibt die Frage, wer über diesen 
Fonds verfügen !Soll und wie die Minister­
verantwortlichkeit zum Tragen kommen soll. 

Soll etwa die Zustimmung des Herrn Sozial­
ministers notwendig sein, ob und welche wirt­
schaftsfördernden Maßnahmen unterstützt 
werden sollen? 

Daß der ERP-Fonds sowie sämtliche landere 
Iderartige Einrichtungen in den nächsten Jah­
ren vorrangig zur Unterstützung der Umstel­
lung auf den größeren Markt eingesetzt wer­
den, ,ist für mich keine Neuheit. Glaubt man 
denn wirklich, daß die Wirtschaft Kredite für 
Investitionen aufgenommen hat, die niCht 
schon auf die Verhältnisse des größeren Mark­
tes abgestellt waren? 

Mit dem Kapitel 5, Intensivierung der Indu­
striepolitik, möchte ich mich aus sehr nahe­
liegenden Gründen aber dorn etwas eingehen­
der auseinandersetzen, weil iCh annehme, daß 
man mit Industriepolitik wohl nirnt die Indu­
strie im engeren Sinne allein meint. Der 
Katalog von Programmen, der hier aufgezeigt 
wird, hat nämlich für die Klein- und Mittel­
betriebe der gewerblichen Wirtschaft enorme 
Bedeutung. 

Die als wertvolle Aktiv,ität des Bundes­
ministeriums für Handel, Gewerbe und Indu­
strie herausgestellten BI1anchenstrukturanaly­
sen im Rahmen der sektoralen Industriepolitik 
geben mir Gelegenheit, einige überlegungen 
anzustellen. ICh pflichte bei, daß derartige 
Untersuchungen von großem volkswirtschaft­
lichem Wert sind, möchte aber anmerken, daß 
man von seiten des Handelsministeriums den 
großen Bereich des Gewerbes nicht vernach­
lässigen darf. Weshalb iCh diese Anmerkung 
mache, hat einen ganz bestimmten Grund, den 
ich mir erlauben werde, Ihnen, meine Damen 
und Herren, darzulegen. 

Zunächst gestatten Sie mir einige grund­
sätzliche Bemerkungen. Auch im österreiChi­
schen Gewerbe sind seit dem Zweiten Welt­
krieg große Veränderungen vor :sich gegangen, 
hervorgerufen durch Veränderungen in der 
Wirtschaft und in der Technik. Der Wachs­
tums- und Umstellungsprozeß lin diesem 
Vierteljahrhundert widerlegt die sogenannte 
Ruinentheorie des Karl Marx, daß in der 
modernen Wirtschaft die Kliein- und Mittel­
betriebe keine Berechtigung mehr haben und 
durch andere Betrjebsformen ersetzt werden, 
eindeutig und endgültig. In der modernen 
Wirtschaft wurde eine ganz andere Entwick­
lung eingeleitet. 

Uberall in Europa, aber auCh in den größten 
Volkswirtschaften der Erde, die ohne Zweifel 
auf Grund der Riesenmärkte auch Größtbe­
triebe erfonderliCh machen, ist der Anteil der 
Klein- und Mittelbetriebe stabil geblieben, ja 
er hat sogar noch zugenommen. Die Gründe 
hiefür liegen in den unterschiedlichen Bedürf-
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nissen der Märkte, im technischen FortschrHt, 
der auch für die Klein- und Mittelbetriebe 
völlig neue Möglichkeiten brachte und bringt, 
und schließlich im ständigen Streben nach 
einer zweckmäßigen Arbeitsteilung und syste­
matischen Kostensenkung. 

Es ist ein'e anerkJannte Tatsache, daß das 
österreichische Gewerbe einen großen volks­
wirtschaftlichen Faktor darstellt. Der Beitrag 
der rund 9 1 .000 Gewerbebetriebe in Osterreich 
einschließlich der Baugewerbetreibenden am 
Bruttonationalprodukt ist seit Jahren leicht 
angestiegen. 1971 betrug er 87,5 Millliarden 
Schilling, das sind rund 20 Prozent des Brutto­
nationalproduktes. Das vielgelästerte öster­
reichische Gewerbe biet,et heute annähernd 
gleich viele Arbeitsplätze wie die Industrie. 

W,as vielleicht überraschen wird, ist die 
große Rolle, welche die Großgewerbeproduk­
tion in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten 
bei einer Reihe von Erzeugnissen spielt, die 
auch in der Industrie hergestellt wenden. Wie 
das Osterreichische Statistische Zentralamt für 
1 970 ausweist, betrug der prozentuelle Anteil 
der großgewerblimen Produktion an der er­
faßten Gesamtproduktion zum Beispiel bei 
Einbaumöbeln 53,9 Prozent, bei Büromöbeln 
48,6 Prozent, bei Ledertaschen 58,S Prozent, bei 
leichten Stahlbauteilen - Portalbau, Fenster, 
Türen und so weiter - 52,4 Prozent, bei 
Kinderwagen 9 1 ,3 Prozent, bei fertigen Draht­
konstruktionen laus Stahl und NE-Metallen 
68,9 Prozent und bei elektrisChen Küchen­
geräten 84,3 Prozent. 

Meine Damen und Herrenl Diese wenigen 
Beispiele zeigen, daß das Gewerbe kein An­
hängsel der Industrie ist. Das Gewerbe ist 
vielmehr ein eigener selbständiger Bereich, 
der sehr komplex und vielschichtig ist, be­
stehend aus Erzeugungs-, Reparatur-, Handels­
und Dienstleistungen. Dementsprechend ist 
auch im österrekhischen Gewerbe vielfach 
eine ganz andere Problematik als in der Indu­
strie. 

Es sind daher eigene Untersuchungen not­
wendig, die auch seit Jahren vom Institut für 
Gewerbeforschung mit finanzieller Unterstüt­
z�g von seiten der Handelskammerorganisa­
t�?n u:rud des Handelsministeriums durchge­
fuhrt werden. Im Mittelpunkt dieser Unter­
suchungen stehen ebenfalls Branchenstruktur­
analysen oder, wie es das Gewerbe bezeichnet 
Reihenuntersuchungen, deren Ergebnisse al� 
Grundlage einer rationalen Gewerbepolitik 
und Unternehmensführung dienen. Sie bieten 
Aussagen über die g,esamte Lage einer Bl'Ianche 
und geben wissenschaftliche Hinweise auf die 
zu treffenden Maßnahmen. 

Darüber hinaus kommt den Reihenunter­
suchungen besondere Bedeutung bei der Auf­
deckung von Fehlern und Verlustquellen zu. 
Sie schaffen überdies Unterlagen zu einzel­
betrieblichen Beratungen und Rationalisie­
rungsmaßnahmen und dienen damit letzten 
Endes der Wirtschaftlichkeit der Leistungs­
erstellung. 

Die finanzielle Unterstützung dieser für das 
österre,ichische Gewerbe so bedeutsamen 
Untersuchungen des Instituts für Gewerbe­
forschung von seiten des Handelsministeriums 
hat sich in den letzten Jahren besonders 
schwierig gestaltet. Nur mit Mühe ist es heuer 
gelungen, idas Handelsministerium zu be­
wegen, die Fortführung der Arbeiten des In­
stituts zu ermöglichen. Ich hoffe, daß sich die 
Dinge in Hinkunft etwas leichter gestalten 
werden, nachdem der Herr Handelsminister 
erklärt hat, daß er auch' für die kleineren 
Betriebe etWlas tun wolle. 

Es geht bei Gott nicht um große Beträge, 
die für die ständige Durchleuchtung des Ge­
werbes erforderlich sind. Der Effekt, der hiebei 
erzielt wird, übersteigt bei weitem den Auf­
wand. Uns geht es um aktuelle Grundlagen, 
branchentypische Kennzahlen und so weiter, 
damit eine sinnvolle Einordnung dieser Be­
triebe in die österreichisme Volkswirtschaft 
gewährleistet wird, um ein wünschenswertes 
Wachstum aller Betriebskategorien zu ermög­
lichen. , 

Ein Programmpunkt, der mit dem eben Ge­
nannten in engem Zusammenhang steht, ist 
der im Kapitel 8 behandelte Ausbau des 
kreditpolitischen Instrumentariums. Wer leid­
geprüft die Entwicklung der Kleingewerbe­
kredit aktion der Bürgschaft:sfonds Gesellschaft , 
mit beschränkter Haftung, der sogenannten 
Stammbürgeskreditaktion, miterleben mußte, 
ist fast verleitet zu glauben, hier einen Druck­
fehler entdeckt zu haben, denn tatsächlich hat 
hier ein ganz gewaltiger "Abbau" und nicht 
ein "Ausbau" stattgefunden. Oder sollte bei 
der Uberschrift die Ziel richtung "Ausbau für 
den Freien Wirtschaftsverband" übersehen 
wOllden sein? 

Sie dürfen es mir, meine Damen und Herren, 
nicht übelnehmen, wenn �ch das hier im be­
:sonderen heute sagen möchte, wobei ich vor­
aus sage, daß ich sehr großes Verständnis 
dafür habe, daß der Verband im Gremium 
vertreten sein soll. Aber man sollte dann 
nicht in die Offentlichkeit hinausgehen und 
uns Dinge anlasten, die nicht den Tiatsachen 
entsprechen. 

Meine Damen und Herren ' Man schreibt im 
Organ des Freien Wirtschaftsverbandes "Der 
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Selbständige in der Wirtschaft" vom 6. 1 0. 
1972: 

"Den Wirtschaftstreibenden wird nur dann 
geholfen werden können, wenn das Vergabe­
verfahren frei von bürokratischen und politi­
schen Einflüssen ,ist." 

Worin bestehen diese Maßnahmen wirklich? 
Ende Oktober hielt die Bürgschaftsfonds Ge­
sellschaft mit besdlränkter Haftung eine Ge­
sellsdlafterversammlung ab. Alleingesellschaf­
ter ist bekanntlich der Bund, vertreten durch 
das BUIlidesministerium für Finanzen und das 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie. Diese Gesellschafterversammlung 
beschloß, bis zum Ausscheiden des gegenwär­
tigen Geschäftsführers, dessen Vertrag im 
März des kommenden Jahres ausläuft, die 
Bestellung zweier weiterer Geschäftsführer, 
von denen der eine schon seit Jahren in der 
Bürges tätig ist, währoend der andere offen­
sichtlich auf Vorsch1ag des Freien Wirtschafts­
verbandes bestellt wurde. Der Aufsichtsrat 
wird um einen beamteten Vertreter der Bun­
deswirtschaftskammer erweitert, was Anlaß 
genug bot, einen Vertreter des Freien Wirt­
schaftsverbandes, also eines politischen Fo­
rums, in den Aufsidltsrat aufzunehmen. Und 
dies alles, um, wie man der Bevölkerung 
glaubhaft machen wHl, die Verwaltung zu 
vereinfachen und zu entpolitisieren. 

Ich sage noch einmal : Ich habe sehr großes 
Verständnis dafür. Aber ich bitte, uns da nicht 
Dinge anzulasten, die nicht den Tatsachen 
entsprechen. Diese Bürgeskreditaktion ist eine 
der wenigen überhaupt, die sich in Osterreich 
durchgesetzt haben und die den Gewerbe­
treibenden sehr viel Hilfe gebracht haben. 

Jeder vierte Gewerbetreibende hat einen 
solchen Kredit in Anspruch genommen. Im 
ganzen sind es 50.000 Betriebe, di,e diesen 
Kredit in Anspruch genommen haben, und das 
hat eine Zahl von rund 5 MiUiarden Schilling 
ergeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Hier muß man anpacken, und hier muß man 
zeigen, daß man es ehrlich damit meint, den 
Klein- und Mittelbetrieben zu helfen. Da 
nützen auch die schönsten Worte und das 
Bekenntnis zu einer wirksamen Gewerbeför­
derung nichts, wenn die Praxis das Gegenteil 
zeigt. 

Daran ,sei auch der Herr Finanzminister 
Androsch erinnert, der anläßlich der WeIser 
Messe - idl habe das in einem Ukas an alle 
Gewerbesektionen durchgegeben - in dan­
kenswerter Weise eine Stellungnahme zu den 
Klein- und Mittelbetrieben abgegeben hat, die 
wirklüh in Ordnung war. Ich muß laber dazu 

noch sagen: Herr Minister, in Ordnung, aber 
bitte lassen Sie den Worten nun auch Taten 
folgen und zeigen Sie, daß Ihnen das, was Sie 
gesagt haben, audl wirklich am Herzen liegt, 
und helfen Sie hier mit. (Beifall bei der OVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, bin ich schon 
am Schluß. Hier möchte ich eine Bitte aus­
sprechen, und ich möchte dias so formulieren, 
daß ich das sagen kann, was ich sagen muß 
und möchte, ich mödlte das aber so formulie­
ren, daß sich dabei niemand bele,idigt fühlt. 
Ich hoffe, daß der Herr Minister für "Handel, 
Gewerbe und Industrie" ein wenig von der 
Anteilnahme, die er den Konsumeriteninter­
essen entgegenbringt, audl den Anliegen jener 
Kreise schenkt, die für sein Ministerium unter 
anderem auch den Namen beigesteuert haben. 
Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Bei/all bei 
der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Wally. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Wally (SPO) : Hoher Bundesratl 
Sehr verehrter Herr Bundesminister! Meine 
sehr verehrten Damen und Herrenl Ich glaube, 
wenn die bisherige Debatte zum vorliegenden 
Thema in der Art verlaufen wäre, wie w,ir es 
jetzt gehört haben, wäre uns so manches 
Uberflüssige erspart geblieben. (Bundesrat 
Dr. H e  g e r: Das gilt aber tür beide Seiteni) 

Ich möchte, verehrte Damen und Herren, a.uf 
einige Äußerungen meines Herrn Vorredners 
eingehen und nur sagen: Das weiß er Ja selbst 
sehr genau, ,daß er den OECD-Bericht nur 
ausschnittsweise - in seinem Interesse natür� 
lieh - zitiert hat. Daß da nodl andere Ding;e 
auch drinnen stehen, das ist uns ja sehr be­
kannt. 

Leider waren die Äußerungen des Herrn 
Präsidenten Sallinger vor zwei Tagen in einer 
ganz anderen Art und Weise profiliert und 
auch die des Generalsekretärs der Wirtschafts­
kammer haben andere Akzente in die Dis­
kussion gebradlt, /die also mit den sachlichen 
Ausführungen, wie wir sie jetzt von einem 
Mann der Wirtschaft gehört haben, nicht in 
Einklang zu bringen sind. 

Verehrte Damen und Herren! Mit der 
VeIlabschiedung der Abkommen zwisChen der 
Republik OsterreiCh und der Europäisdlen 
Wirtschaftsgemeinschaft .sowie der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
deren einzelnen Mitgliedstaaten wind der 
Schlußakt unter die bisher erfolgten Integra­
tionsvorgänge gesetzt. Osterreich ist in der 
politisdl möglichen und wirtschaftlich wohl 
intensivsten Weise nun in die Gemeinschaften 

780 

315. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 45

www.parlament.gv.at



9072 Bundesrat - 315. Sitzung - 9. November 1972 

Wally 

integriert. Diese historische Tatsache hat zu 
verschiedenartigen und vielschichtigen Aus­
legungen geführt. Noch e,inmal bietet sich 
heute in der Länderkammer des Padaments 
Gelegenheit, das große staatspolitische Ereig­
nis zu würdigen. 

Bis zum letzten Augenblick hat es an 
Dramatik nicht gefehlt I Das norwegische 
Plebiszit hat nicht nur im Lande selbst Be­
troffenheit ausgelöst, auch ,in der Gemeinschaft 
war das Unbehagen deutlich. Nun muß sieb. 
Norwegen um · eine Form der Assoziierung 
bemühen. 

Während der letzten Tagung des Bundes­
rates ist, wie bemannt, von einem Mitglied des 
Hauses sowie auch durch Bundesminister 
Dr. Kireb.schläger an die europäische Gesin­
nung appelliert worden. Nun hat die Volks­
abstimmung in den nördlichen Regionen Nor­
wegens gezeigt, wie dringend es dieser Ge­
sinnung bedarf. Regionale Gesicht:spunkte und 
begrenzte wirtschaftliche Anliegen haben dazu 
geführt, daß ein europäischer Staat den Ge­
meinschaften als Mitglied nicht angehören 
kann. 

Ich möchte daher einleitend und in Fort­
setzung meiner Ausführungen vom 21. Juli 
und 20. September der angesprochenen euro­
päischen Gesinnung gegenüber in der Sinn­
gebung gegebener historischer und kultureller 
Gemeinsamkeiten eine gewisse Skepsis noch 
verstärken. Die Realität der Integration be­
wegt sich auf der Ebene eines mühevollen, 
schrittweisen Prozesses wirtschaftspolitischen 
Zusammenfindens, wobei äußere und innere 
Zwänge erhebliche Antriebe darstellen. 

Schon früher habe ich mir Idarzustellen er­
laubt, daß es nicht die geistigen, kulturellen 
und staatspoUtischen Konzeptionen der 
Europabewegung gewesen sind, die vorange­
führt haben, sondern wirtschaftspolitische Ein­
sichten und Konzeptionen. Der Weg zur Inte­
gration Europas führt - und das ist die Er­
kenntnis der bisherigen Integrationsvor­
gänge - über die wirtschaftl,ichen Zusammen­
schlüsse vorwärts; erst in ihrem Gefolge zeich­
'nen sich die politischen Formen eines inte­
grierten Europa deutlicher ab. 

Meine Skepsis gegenüber den Appellen an 
die europäische Gesinnung - das, obwohl ich, 
wie ich schon einmal betont habe, persönlich 
,einer Reihe europäischer Vereinigtingen so 
wie viele von uns auch angehöre - beruht 
noch auf anderen Einsichten. Die europäische 
Kultur, Gesittung · und Lebensbewältigung 
haben die Grenzen des Muttererdteiles schon 
längst gesprengt. Als europädsche Zivilisation 
ist das schöpferische Phänomen zur erstrebens­
werten Stileinheit der Lebensweise des größ-

ten Teiles der Erdbevölkerung geworden, 
allerdings unselig verstärkt und abgewandelt 
durch Formen einer gew,issen Uberzivilisation, 
wie sie unter anderem auch von Amerika aus­
gehen. 

Und nun der Vergleich, den ich mir anzu­
stellen erlaube: Wie einst der Hellenismus 
Inhalte und Formen griechischer Kultur aus 
der ,engeren Heimat, wenn auch gewandelt, 
über den damals erreichbaren Erdkreis hinaus­
getragen und verwurzelt hat, ist von Europa 
aus der Welt ein neues Gepräge erteilt wor­
den. 

So möchte ich wohl auch pathetisch euro­
päische Gesinnung und Solidarität als eine 
epochale soziale Verpflichtung und Funktion 
darstellen, der Zukunft zugewandt, die Ver­
pflichtung, den Menschen und Völkern auf der 
Schattenseite des sozialen Fortschrittes zu hel­
fen, nicht nur durch Geld, Material, Technik, 
Schulung und Ausbildung, vor allem auch 
durch · die Praktizierung der Verhaltensweise 
einer sozialen Gesinnung, die heute den kul­
tivierten Europäer auszeichnen soll. Das 
scheint mir jene europäische Gesinnung zu 
sein, die man in der Welt heute nach den 
Erfahrungen des Kolonialismus von uns er­
wartet. Ich sehe mich aber, um etwaigen Miß­
verständnissen vorzubeugen, nicht im Gegen­
satz zu dargestellten traditionellen Werten 
europäischer Gesittung; das andere wird von 
dem einen weitgehend bedingt. 

Verehrte Damen und Herren I Ich darf nun 
nach dieser etwas ausholenden Einleitung zu 
Einzelheiten der zur Debatte stehenden Global­
abkommen, wie wir sie kurz nennen, kommen 
und beispielsweise auf einige juristische 
Aspekte hinweisen. 

. 

Daß die Abkommen mit der EuropäJischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und mit 
deren einzelnen Mitgliedsländern einzeln so­
wie mit der EWG ebenso wie beim Abschluß 
der Interimsabkommen abgeschlossen worden 
sind, liegt in der Tatsache begründet, daß der 
im EWG-Vertrag von Rom vom 15.  März 1951 
festgelegte Wirtschaftsbereich und der Wirt­
schaftsbereich des Pariser Vertrages vom 
18. April 1 95 1  beZiiehungsweise dessen ein­
zelne Mitgliedstaaten für die Republik Oster­
reich rechtlich als Vertragspartner gegeben 
sind. 

Es besteht aber auch eine recht1iche Uber­
einstimmung mit dem Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen GATT, dem die Verträge 
zur Prüfung vorgelegen sind. Im Artikel XXIV 
des GATT wird als wünschenswert erklärt, 
daß größere Freiheit des Handels durch frei­
willige Vereinbarungen herbeigeführt werde. 
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kh habe schon anläßlich der Ausführungen 
zu den Interimsverträgen auf die Wirkungs­
weisen und die Möglichkeiten der Gemischten 
Kommissionen aufmerksam gemacht, die uns 
bei Wirtschaftspraktiken eines oder einzelner 
Vertragspartner, die zu Wettbewerbsverzer­
rungen zu unseren Ungunsten führen, Schutz­
maßnahmen ermöglichen. Ich verweise dabei 
auf dJie Artikel 23 bis 27 beziehungsweise 19 
bis 24 der beiden Abkommen. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit nebenbei 
anmerken, daß im Protokoll der letzten Sitzung 
des Bundesrates auf Seite 9031 erste Spalte 
letzte Zeile ein graVlierender Druckfehler auf­
scheint, wo steht "von Liberalen Fesseln be­
freien", während ich ausgeführt habe "von den 
bilateralen Fesseln befreien" . Ich möchte das 
nur feststellenr weil das völlig verschiedene 
Begriffe sind. 

Wie schon der Herr Bel'lichterstatter ausge­
führt hat, enthält das gesamte Vertragswerk 
eine Reihe von g,e:setzändernden und gesetz­
ergänzenden Bestimmungen, die ausdrück­
lich der Genehmigung des Nationalrates 
gemäß Artikel 50 Bundes-Verfassungsgesetz 
bedurft haben. Nach Rechtsansicht der Bundes­
regierung ist es aber nicht erforderlich 
gewesen, vom Grundsatz der g,enerellen 
Transformation von Staatsverträgen durch 
einen Beschluß gemäß Artikel 50 Abs. 2 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes abzugehen. 

Im Hinblick auf die bereits zitierten Ge­
mischten Ausschüsse ergeben sich ' ganz gra­
vierende Unterscheidungen zwischen den Emp­
fehlungen und den Beschlüssen dieser paritä­
tisch zusammengesetzten Ausschüsse. Die Be­
schlüsse stellen völkerrechtlich verbindliche 
Normen dar, die für Osterreich in Kraft treten, 
ohne daß es dafür einer Transformation in 
die innerstaatliche Rechtsordnung bedürfte. 
Solche Beschlüsse bilden also die Rechtsgrund­
lage für Maßnahmen der Vollziehung. Nur in 
Fällen, in denen sich diese Beschlüsse als nicht 
vollziehbar erweisen sollten, wären innerstaat­
liche legislative Akte erforderlich. 

Ein Gemischter Ausschuß, also ein in der 
Bundesverfassung dazu nicht vorgesehenes 
Organ, setzt für die österreichische Rechtsord­
nung verbindliche Akte. Aus diesem Grund 
sind jene Bestimmungen der Verträge, die den 
Gemischten Ausschuß zur Fassung rechtsver­
bindlicher Beschlüsse - wenn auch nur ein­
stimmig, das heißt mit den Stimmen der öster­
reichischen Ausschußmitglieder - zur völker­
rechtlichen Normensetzung ermächtigen, dem­
nach verfassungsändernd! 

Ich darf zum Beispiel auf Artikel 1 6  Abs. 2 
des Protokolls Nr. 3 im Vertrag mit der EWG 
verweisen, der besagt: 

"Der Gemischte Ausschuß ist ermächtigt, die 
erforderlichen Beschlüsse zu fassen, damit die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwal­
tungen der Gemeinschaft und in Osterreich 
rechtskräftig werden können." 

Verehrte Damen und Herrenl Ich unter­
streiche damit die Äußerungen eines Vor­
redners, der betont hat, wie schwierig es für 
die an den Verhandlungen Beteiligten ge­
wesen .ist, überhaupt auch vom Standpunkt 
des Staatsrechtes aus, die Verträge der Situa­
tion Osterreichs entsprechend in Geltung zu 
bringen. 

Ich bemerke dazu, daß die angeführten und 
weitere verfassungsändernde Bestimmungen 
weniger weitreichend sind, als es die entspre­
chenden Bestimmungen in den Ubereinkom­
men mit der EFTA sind. Die Erklärung zur 
Auslegung des B egriffes "Vertragspartner" 
stellt als gemeinsame Interpretation de jure 
einen gesetzändernden Staatsvertrag im Sinne 
der Bundesverfassung dar, der gleidlzeitig mit 
den Abkommen zu beschließen gewesen äst. 
Djese Hinweise mögen, wie gesagt, aufzeigen, 
wie sdlwierig sich die Verhandlungen und 
letzten Endes auch der Abschluß der Verträge 
gestaltet haben müssen. 

Ich darf mich nun einigen währungspoLi­
tischen Aspekten zuwenden und kann an be­
reits gemachte Ausführungen anknüpfen. Wie 
gravierend in nächster Zukunft währungspoli­
tische Vorkehrungen sein werden, wird durch 
die AktivJtäten gerade der letzten 'Wochen 
immer stärker bewußt. Der Vertragsmecharuis­
mus ist weitgehend von währungspolitischen 
Vorkehrungen abhängig, wie die Ereignisse 
bewliesen haben. Die Krise des englischen 
Pfunds schwelt wsiter, vorgestern hat sich die 
britische Regierung gezwungen gesehen, einen 
dreimonatigen Lohn- und Preisstopp anzuord­
nen - die konservative Regierung Heath ,in 
Londonl Innerhalb der EWG Slind nun Stabili­
tätsprobleme akut geworden, anders gesagt, 
es zeigen sich bestimmte inflationistische Er­
scheinungen im Bereich der Europäischen Ge­
meinschaften. 

Es ist eine ganz besondere Pointe des bun­
des deutschen Wahlkampfes, was der eDU­
CSU-Vorsitzende und Kanzlerkandidat Doktor 
Rainer Barzel am 20. Oktober in Schleswig 
ausgeführt hat. Ich habe meinen Ohren ruicht 
getraut ! Barzel sagte wörtlich - das sind 
seine Worte -: "Die Inflation !in Europa geht 
aus von der hausgemachten Inflation in der 
Bundesrepublik Deutschland !" Herr Kollege 
Walzer, was sagen Sie j etzt? (Bundesrat W a  1-
z e r: Sprachlos bin ich! - Heiterkeit.) Ja, das 
war ich auchl Wie schön wäre dieses Zitat von 
uns hier zu gebrauchen und den österreichi-
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schen Oppositionsparteien ins Stammbuch zu 
schreiben I Aber diese dröhnende Selbstbezich­
tigung Barzels entspricht nicht den Tatsachen, 
ebensowenig wie es in Osterreich oder in 
einem anderen Land der Europäischen Gemein­
schaften zutrHft, daß gewisse !inflationistische 
Tendenzen nur von diesem oder jenem Land 
allein ausgehen und einzig und allein der 
j,eweils amtierenden Regierung anzulasten 
sind. Währungspolitische Probleme und damit 
stabiIitätspoLitische Erscheinungen im Bereich 
-integrierter Wirtschaftsräume eignen sich eben 
nur wenig zu tagespolitischen Angriffen; man 
denke nur an Frankreich, Italien, die Schweiz, 
Großbritannien, wo man die Schuldfrage, wie 
sie vor allem im Nationalrat gestellt worden 
ist, einfach nach der anderen Seite zu stellen 
hätte. 

Am 1 1 .  und 12.  September in Rom bei den 
Vorbereitungen des EWG-Gipfels haben sich 
die Finanzminister m1t Stabilitätsproblemen 
befaßt; die Gipfelkonferenz der neun EWG­
MitgHedsländer in Paris hat Stabilitäts- und 
Währungsfragen als Schwerpunkte behandelt; 
die Finanzminister und 'Wiirtschaftsminister 
haben inzwischen in Luxemburg dieselben Pro­
bleme weiterberaten U1lJd zunächst einmal 
Empfehlungen an die einzelnen Regierungen 
gegeben. 

Weitere Konferenzen finden statt, das ge­
meinsame Problem der Stabilität kommt nicht 
mehr vom Tisch. Auf der Gipfelkonferenz in 
Paris ist außerdem unter anderem der Beschluß 
gefaßt worden, mit 1 .  April 1913 einen Euro­
päischen Währungsfonds einzurichten und zu­
nächst mit 1 ,5 Milliarden Dollar zu dotieren. 
Stabilität der Währungen und damit auch der 
Preisentwicklung sind gesamteuropäische An­
liegen und als solche nicht ohne gemeinsame 
und koordinierte Maßnahmen zu beheben. 

Ich darf am Rande anführen, daß der Euro­
päische Währungsfonds eine besondere Bedeu­
tung kraft der vertretenen Qualitäten im Inter­
nationalen Währungsfonds erhalten wird. In 
diesem Zusammenhang verweise ich auf das 
Buch von Ernst Mandel mit den Feststellungen 
über die gegebenen wirtschaftlichen Verflech­
tungen zw:ischen der EWG und den USA. 

Wenn also die besorgndserregenden Preis­
steigerungen im Rahmen der EWG als ein 
gesamteuropäisches Phänomen anzusehen sind 
und gemeinsame Gegenmaßnahmen erfordern, 
darf damit nicht gesagt sein, daß sich die 
einzelnen MitgLieder der EWG und die Asso­
ziierten aus der Verantwortung lösen könnten. 
Die Teuerung muß im Lande selbst mit allen 
möglichen �ielführenden Mitteln bekämpft 
werden, wo1;>ei wieder Erfolge nur im koordi-

nderten Zusammenwirken der Wdrtschaftspart­
ner Erfolg haben werden. Wieder einmal gilt 
es - das ist auch aus dem Ernst der Ausfüh­
rungen meines Vorredners hervorgegangen -, 
sich in einer allgemeinwichtigen Sache zu be­
währen. Wirtschaftliche Panikmache, Preis­
hysterie und tagespolitische Argumentation 
in Ausnützung gegebener Schwierigkeiten hel­
fen nicht weiter! Die Verantwortung der Regie­
rung ist selbstverständlich gegeben, aber eben­
so jene, die in Wirklic:hkeit die Preisbewegung 
bestimmen und beeinflussen können. 

InWlieweit OppoSlitionsparteien die Situation, 
die anders ist als 1968, ausnützen, aus dieser 
Sachlage politisches Kapital zu schlagen, liegt 
in ihrem eigenen Verantwortungsbereich. 
Schließlich werden jene auch den politischen 
Erfolg erringen, die sich glaubhaft bemühen 
und der Preisentwicklung tatsächlich Einhalt 
geooeten können. 

Sehr verehrte Damen und Herrenl Die EWG 
ist kein Ausflugsschiff für Wohlstandspensio­
näre ! An Bord slind auch alle Schwierigkeiten, 
Probleme und Faktoren der Ungewißheiti mit 
ihnen müssen wir leben. 

Gerade der Verlauf des EWG-Gipfels in 
Paris und die Luxemburger Konferenz haben 
diese Sachlage geradezu in dramatischer Form 
deutlich werden lassen. Schon in der nächsten 
Zeit ist mit weiteren Konferenzen der Finanz­
minister, Notenbankprä5'identen und Wlirt­
schafts minister zu rechnen, aber nicht nur der 
sozialdemokratisch geführten Regierungen in 
Europa; auch jene der konservativen müssen 
sich zur gemeinsamen Bewältigung der infla­
tionistischen Entwicklung im Vertragsbereich 
zusammenfinden und weitere Maßnahmen und 
Empfehlungen erarbeiten. 

Obwohl ich es eigentlich nicht beabsit:htigt 
hatte, sehe ich mich im Hinblick. auf die Debatte 
im Nationalrat und einzelner Ausführungen 
von Abgeordneten der Opposition zu folgen­
dem Gedankengang veranlaßt: Die Verträge 

. gehen einstimmig beschlossen aus dem Hohen 
Haus. Seitens der Bundesregierung sind er­
worbene historische Verdienste gewürdigt 
worden. Die OVP-Fraktlion hat einen Begleit­
maßnahmenkatalog von acht Punkten vorge­
legt. Wü.r wissen, daß der Finanzminister einen 
wesentlich erweiterten Katalog zur Verwirk­
lichung gebracht hat. Uber diesen BegleifInaß­
nahmenkatalog ist gesprodlen und Uberein­
stimmung erzielt worden. Es liegt ein wichtiges 
staatspolitisches Anliegen der Republik vor, 
und trotzdem gefallen sich maßgebLic:he Spre­
cher - ich wiederhole : gestern Präsident Sal­
linger - darin, ganze Kanonaden von Vor­
würfen loszudonnern, die offensichtlich nur 
bezwecken sollen, eine regierungsfeindliche 
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Stimmung zu erzeugen. Ob dazu die EWG-

I 
Es ist bekannt, daß auf Grund der Schwächen 

Verträ�e das einsdllägige Forum dargestellt des gegenwärtigen Weltwährungssystems eine 
haben, 1st sehr zu bezweifeln. Neuordnung für die weltwirtschaftlichen Be-

Aber nun zurück zu den kommenden Auf- ziehungen angestrebt wird, ein Ziel, das weder 

gaben. Mögen die Prozentsätze der Teuerungs- mit Leichtigkeit noch in Kürze erreicht werden 

raten und der Index�iffern in den einzelnen kann. Zunäd1st sollen unter anderem die Rolle 

Ländern Europas audl variieren, dem Phäno- der Wedlselkurse und der destabilisierenden 

men der steigenden Preise wird der Zwang 
- sprich : spekulativen - Kapital�wegungen 

der gemeinsamen Beeinträchtigung Einhalt zu 
untersudlt werden. 

gebieten haben. Der Durdlführung stehen aber Sehr verehrte Damen und Herren I Die 
unter anderem auch systemtypisch.e, gruppen- "Weltwirtschaft", die, wie gesagt, nad1 wie 
egoistische Verhaltensweisen entgegen, die in vor "unser Schicksal iist", erweist sich bei 
einer freien Marktwirtschaft zur Kenntnis genauerer Betrachtung als intransparent und 
genommen werden müssen. - verworren, und es erscheint kaum möglich, 

Ich habe sdlon am 20. September auf die 
Notwendigkeit der Einführung bestimmter 
Interventionsprozeduren zur Aufredlterhal­
tung unterschiedlidler Schwankungs bereiche 
der Währungen im Vertragsbereich und gegen­
über dem Dollar hingewiesen und die Richt­
linien zur Abwehr unerwünschter Kapdtalzu­
flüsse erwähnt. Es wird aber auch die Erstel­
lung eines Verhaltenskodexes für Währungs­
beziehungen im Rahmen des zukünftigen Euro­
päisdlen Währungsfonds nicht zu umgehen 
sein, wie er auch im Internationalen Wäh­
rungsfonds gehandhabt Wlird. 

Wechselkurse sollten von einzelnen Staaten 
nur dann geändert werden können, wenn die 
aussdlließliche Anwendung binnenwirtschaft­
Hdler Maßnahmen zur Korrektur eines äuße­
ren Ungleichgewichtes Konsequenzen haben 
würde, etwa in bezug auf Arbeitslosigkeit oder 
Inflation, die für das betreffende Land unan­
nehmbar sind. 

Wie ausgeführt, stellt das Jahr 191 1  in der 
Gesdlichte des -internationalen Währungs­
systems eine Wende dar. Aus der größeren 
Mobilität kurzfristig angelegter Gelder bei 
sinkendem Vertrauen in die Aufrechterhaltung 
der Paritäten widltiger Währungen wurden 
die Wechselkurse ins Wanken gebracht. Wie 
schon betont, haben dabei spekulative kurz­
fristige Kapitalverschiebungen, lich meine kon­
kret die zweimal erfolgten Dollarzuströme in 
die Bundesrepublik Deutschland, die Situation 
verschärft. 

Erst die Konferenz der Finanzminister und 
Notenbankpräsidenten der zehn führenden 
Industriestaaten vermochten Ende 197 1  auf der 
Konferenz in Washington das internationale 
Zahlungsgleichgewicht wieder anzubahnen 
und den Schock der Ereignisse des 15. August 
1911 , den die etablierte Struktur der internatdo­
nalen finanzpolitischen Zusammenarbeit erlit­
ten hatte, einigermaßen zu entkrampfen. 

Trotzdem ist die Situation weder im Bereich 
des Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank noch im Rahmen der EWG bereinigt. 

die Zusammenhänge und ihre Hintergründe 
transparent zu madlen, vor allem aber ,auch 
massive Mad1enschaften anonymer Finanz­
gruppen zu erkennen. Für Osterreich wird es 
mühsam genug sein, sich in der EWG . einzu­
richten, die entspredlenden Anteilsmöglid1kei­
ten maximal zu nützen und die Verpflidltun­
gen zu erfüllen. Wir sind aber - das bestäti­
gen Kommentare des Auslandes - ein will­
kommener Partner, dem großes Vertrauen ent-
gegengebradlt wird. 

' 

Die Bundesregierung hat - das ist in den 
heutigen Beiträgen offenbar übersehen wor­
den - ein stabilitätspolitisches Konzept vor­
gelegt, das die gegebenen Möglichkeiten weit­
gehend ausschöpft und Maßnahmen in den 
Bereichen der Budgetpolitik, der Koordinie­
rung mit den übrigen Gebietskörperschaften, 
etwas, was ungemein wichtig dst, der Arbeits­
marktpolitik, der Geld- und Kreditpolitik und 
der Steuerpolitik anbahnt. Die Unterlagen sind 
uns allen zugegangen, wir haben sie vom 
Bundesmin:isterium für Finanzen zugestellt er­
halten ; ich brauche daher auf den Inhalt nicht 
weiter einzugehen. 

Ich möchte, zum Schluß kommend, verehrte 
Damen und Herren, nur noch sagen: Wie wäre 
es - und das ist jetzt durchaus politisch ge­
sprochen -, wenn Herr Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer seine Ausführungen im Hinblick 
auf dde Schuldfrage bei den Preissteigerungen 
in Osterreich auf einem Parteitag der Konser­
vativen Partei Großbritanniens, ich möchte 
sagen, wortwörtlich wiederholen würde? Aus 
diesem Gedankengang möge ersehen werden, 
wie komplex die Fragen !im Grunde genommen 
eigentlich sind und sein müssen. 

Aber die Art - das gilt auch !im Zusammen­
hang damit, wie wir zu den Verträgen ge­
langt sind -, österreich!ische Politik zu machen, 
wie sie schon immer gemacht worden ist, wie 
es aber gerade in der Ära der gegenwärtigen 
Bundesregierung geschieht, die unbestritten in 
Europa und -in weiten Teilen der übrigen Welt 
Vertrauen und auch Anerkennung findet, möge 
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dazu beitragen, daß wirtschaftlicher Egoismus, 
Machtstreben, engherzige Vorteilssuche, grup­
penindividuelle Beschränktheiten einer Gesin­
nung weichen, die das letzte Mal hier schon 
aufgezeigt worden ist, einer europäischen Ge­
sinnung, die -in Osterreich, gerade im Oster­
reich unserer Tage, sicher eine Heimat hat. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Ing. Eder. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat lng. Eder (OVP): Herr Vorsitzen­
derl Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herrenl Das Thema, das heute 
derzeit zur Diskussion steht, behandeln wir 
nunmehr zum dritten Mal. Das Interimsab­
kommen und das Globalabkommen wurden ja 
bereits in den beiden Sitzungen 1m Sommer 
behandelt. 

Wenn dieses Thema heute also wieder auf 
der Tagesordnung steht, dann wird damit vor 
allem die enorme Bedeutung dieses Vertrags­
werkes im besonderen unterstrichen. Es ist 
vielleicht nidlt zu vermeiden, daß einzelne 
Wiederholungen bei den Rednern vorkommen, 
aber ich glaube, sie unterstreidlen nur sehr 
deutlich die Notwendigkeit, darüber zu disku­
tieren. 

tJsterreich liegt bekanntlich am Sdlnittpunkt 
zweier großer Wirtschaftsräume: im Westen 
die freie demokratische Wirtschaft, im Osten 
eine diktatorisch geführte. Osterreidl Hegt also 
im Schnittpunkt. Auf beiden Seiten gibt es 
etwa 300 Millionen Menschen, die versudlen, 
ihr Wirtsdlaftspotential entsprechend einzu­
setzen und auszuwerten. 

Osterreich bekennt sich zur freien Wirt­
sdlaftsform. Es ,ist daher auch verständlich, 
daß wir den Vertrag mit der EWG angestrebt 
haben und ihn nun auch bekommen haben. 

Die Randlage Osterreichs wird sicherlich 
manche Schwierigkeiten, manche Nachteile 
bringen. Ich bin aber fest davon überzeugt, 
daß diese Randlage auch positiv genützt wer­
den kann. Denn Osterreich war ja schon prak­
tisch seit Jahrhunderten Bindeglied nach Ost 
und West, und darum, die Funktion dieses 
Bindegliedes auszuwerten, wird es sidlerlich 
auch in der Zukunft gehen. 

Wlir wissen, daß die jetzige Bundesregie­
rung den Vertrag gebracht hat, und wir wollen 
ihr absolut die Erfolge nicht schmälern. Aber 
das war nur deswegen möglich - das ist 
heute sdlon gesagt worden -, weil sich die 
Osterreichische Volkspartei seit Jahrzehnten 
intenSlivst bemüht hat, auf diesem Gebiet zu 
einem Vertrag zu kommen, und weil zweitens 
die wirtschaftlichen und politisdlen Gegeben­
heiten in Europa und in Ubersee derzeit 

äußerst günstig \waren und wesentllich dazu 
beigetragen haben, zu diesem Abschluß zu 
kommen. 

Wir hoffen nun also, daß dieser Vertrag 
einen Erfolg für alle bringt. Wir wollen hoffen, 
daß die Vorteile größer als die Nachteile sind 
und daß ein größerer Markt allen Wirtschafts­
sparten zur Verfügung stehen wird. 

Wenn ich diese Frage angeschnitten habe, 
dann muß ·ich leider gleich sagen: Für die Land­
wirtschaft steht dieser größere Markt nicht 
zur Verfügung, es ist eher das Gegenteil der 
Fall : der bereits vorhandene, erkämpfte, er­
oberte Markt wird zum Teil verlorengehen ! 

Ich könnte nun als Agrarsprecher hier Vor­
würfe erheben, Anschuldigungen von mir 
geben, aber ich glaube, es ist klüger und 
besser, einen Appell an die wirtschaftliche und 
politische Vernunft zu richten, zu versuchen, 
die Realität dieses Vertrages hinzunehmen 
und das Mangelhafte im eigenen Land durch 
eigene Verträge nun auszugleichen. 

Es wäre falsch, würde man glauben, den 
Wohlstand der Gesellschaft dadurch höher­
sdlrauben zu können, wenn man eine Wirt­
schaftssparte niederhält. Die Zeche müßte 
sehr bald bezahlt werden. Ich verweise in 
diesem Zusammenhang im besonderen auf 
einige Nachbarstaaten, wo es dn den letzten 
Jahren und Monaten gewaltige Streikbewe­
gungen von Arbeitern gab. Sie alle können 
mir sicherlich beipflichten, wenn ich sage: Der 
Arbeiter hat zunädlst vielleicht einen vorüber­
gehenden Erfolg gehabt, auf Sicht gesehen 
hat er sich aber nur geschadet, weil er die 
Wirtschaft in enorme Schwierigkeiten gebracht 
hat. 

Wenn der österreichisdle Bauer - was 
früher meinetwegen mit dem Dreschflegel ge­
schah - heute mit dem Mähdrescher sozu­
sagen auf die Straße geht, dann will er dies 
beileibe nicht, sondern er wehrt s,ich nur um 
seine Existenz. 

Ich glaube, es ist also viel klüger und besser, 
ihm die notwendigen Existenz grundlagen zu 
geben, ihm alle notwendigen Voraussetzungen 
zu geben, damit er eben die Straße nicht 
braucht. 

Jede übermäßige Belastung einer Berufs­
sparte und im besonderen auch der Landwirt­
schaft würde nach außen hin für die übrigen 
Gruppen einen Pyrrhussieg darstellen, die 
Zeche würde bereits diese Generation bezah­
len. 

Nun zurück zu den Verträgen. Ich habe 
schon gesagt: Die Landwirtschaft wurde fast 
völlig außer acht gelassen. Dies ist eine Igno-

315. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 45

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 315. Sitzung - 9. November 1972 9077 

lag. Eder 
rierung und ein UnreCht, das man der Land­
wirtsChaft zugefügt hat und das unterbleiben 
hätte müssen. 

�enn w.ir dennoCh zustimmen beziehungs­
weIse wenn im Nationalrat bereits die Zu­
stimmung gegeben wurde, dann deswegen, 
weil es doch mögliCh war, die VorsChläge, die 
Begleitmaßnahmen der OsterreiChischen 
Volkspartei durchzusetzen, und weil vor allen 
Dingen die in letzter Minute erkämpfte Er­
stattungsregelung noch über die Bühne ge­
bracht werden konnte. 

All das sind keine Geschenke an die Land­
wirtschaft, beileibe keine Subventionen, diese 
Maßnahmen ermöglichen nur einigermaßen 
gleiche Startbedingungen für die österreichi­
sche Landwirtschaft dm Vergleich zu den Land­
wirtschaften der Gemeinschaft. Sie sind also 
für uns eCht lebensnotwendig. 

Die österreidl:isChen Bauern stehen einer 
Landwirtschaft in der Gemeinschaft gegenüber, 
?ie zum Teil schon von Natur aus begünstigt 
1st, und zum zweiten aber einem gigantisChen 
Agrarprotektionismus in diesen Staaten, der 
der dortigen Landwirtschaft einen enormen 
Schutz gewährt. Würde die Macht dieser Land­
wirtsChaft, ohne daß uns Schutz gewährt wird, 
auf OsterreiCh hereinbrechen, dann würde die 
österreichische Agrarwirtschaft auf dem Boden 
zermalmt werden. 

Ziel dieser Schutzmaßnahmen in der Ge­
meinsChaft sind die Existenzsicherung der 
Bauern, die Einkommensverbesserung der 
Bauern, der Schutz naCh außen, ferner die 
Wahrung der Verbraucherinteressen - ich 
glaube, auch das ist ja wesentlidl und muß 
unterstrichen werden - in der Form, daß die 
Märkte konstant beliefert werden und daß es 
dort einigermaßen ausgerichtete Preise gibt, 
also eine Maßnahme, die nicht dem Landwirt, 
sondern primär dem Konsumenten zugute 
kommt. 

Und schließlich die Verwertung der Uber­
schüsse im Ausland, am Weltmarkt durch die 
Erstattungsregelung. Kann denn Osterreich auf 
diese Maßnahmen vernichten? Ich glaube mcht. 

Ich darf nun noch mit einigen Beispielen das 
unterstreichen, was ich soeben sagte. 

Sie alle erinnern sich daran, wie man im 
Sommer dieses Jahres vergeblich auf das Schiff 
gewartet hat, das Verarbeitungsfleisch nach 
asterreich hätte bringen sollen. Es kam nur 
nidlt. Und was war die Folge davon? Daß die 
Preise gestiegen sind. Der österreich:isdle Kon­
sument hat also tiefer ;in die Tasche greifen 
müssen. 

gegeben hat? Man hätte im Osten gar keine 
bekommen! Es ist nu� der "glückI.iche" Um­
stand - "glückliich" unter Anführungszei­
chen - dazugekommen, daß in England der 
Dockerstreik war und die dänisch-schwedi­
schen Schweine, die dorthin orienmert waren, 
nach asterreich umgelenkt wurden. Mit ande­
ren Worten: Man hätte überhaupt keine 
Schweine bekommen, um den österreichischen 
Markt entlasten zu können. 

Eine Situation, die uns iin nächster Zeit 
sehr berühren wird : Die österreichische Ge­
treideernte ist im heurigen Jahr eher schleCht 
gewesen. Das führt dazu, daß einige hundert 
Tonnen Brotgetreide importiert werden müs­
sen. Das sagt sich sehr leicht. Aber wie sieht 
die Situation auf dem Weltmarkt aus? DurCh 
die katastrophale Ernte in Rußland sind die 
Vorräte auf dem Weltmarkt praktisCh aufge­
kauft worden, und wenn wir überhaupt Brot­
getreide bekommen, dann zu höheren Preisen 
als denen der österreichischen Bauern. 

Sie ersehen also daraus sehr deutliCh, daß 
die beste Versicherung ist, wenn die inlän­
dische LandwirtsChaft entsprechend fundiert 
ist. Man könnte hier wirkliCh sagen: Jede 
Regierung, ganz gleich, welcher Couleur sie 
angehört, würde auf Sand bauen, wenn sie 
glauben sollte, die Landwirtschaft könnte man 
links liegen lassen, die bräuchte man niCht, 
weil sie Subventionen erfordert, weil man 
vielleicht Geld geben müßte. 

Man könnte im selben Atemzug sagen: 
Sperren wir doch die Bundesbahnen zu, sper­
ren wir meinetwegen den Kohlenbergbau zu 
oder, wenn Sie wollen, die Staatsoper. Audl 
die brauchen Beiträge vom Staat. Sie sind aber 
notwendig, wir müssen sie also erhalten. Es 
ist daher unverständlich, wollte man dies nicht 
auch der LandwirtsChaft zugestehen. 

Nun darf iCh in diesem Zusammenhang noch 
ein Wort zur Erstattungsregelung sagen, die 
man mühsam erkämpfen mußte. Die Oster­
reiChisChe Volkspartei hat damit ZehntauseIide 
Arbeitsplätze sichergestellt. Die Bauern des 
Waldviertels, die Kartoffeln erzeugen, können 
nun ihre Stärkeprodukte wieder absetzen, 
ebenso die Zuckerjndustrie und dergleiChen 
mehr. 

Man hat mühsam darum kämpfen müssen, 
und dabei steht fest, daß diese 65 Millionen 
Schilling für die Erstattung durdl die Ab­
schöpfung mehr als hereinkommen. Das heißt 
also, daß der Finanzminister beileibe niChts 
dazuzuzahlen brauCht. Es war daher unver­
ständlich, daß man sich gegen diese Erstat­
tungsregelung so gewehrt hat. 

Oder zum zweiten: Wie war denn die Aus- Diese Regelung - und das muß iCh im 
wirkung, als man die Schweineimporte frei- besonderen unterstreichen - gilt nur für Zuk-
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ker, Stärke und Mehl. Molkereiprodukte sind Jahre!) Diesmal zufällig zwei Jahre. Die USA 
leider nicht in die Erstattungsregelung einge- als großer Wirtschaftskörper hat ebenfalls 
baut worden. Marktordnungsgesetze, die unbefristet gelten. 

Und jetzt kommt das sehr Bedauerliche dazu: 
daß sie nicht nur nicht eingebaut wurden, 
sondern darüber hinaus auch Gelder, die für 
die Uberschußverwertung der Molkereipro­
dukte gesetzlich da sind, zweckwidrig, gesetz­
wlidrig verwendet werden. Es ist dies sehr 
bedauerlich, wenn man im Laufe des heurigen 
Jahres nahezu 1 00 Millionen Schilling aus 
AFM-Beträgen, das heißt absatzfördernde 
Maßnahmen, plus Krisenfonds, das sind Gelder 
des Bauern, herausgenommen hat und damit 
die staatliche Milchpreisstützung zum Teil be­
zahlt hat. 

Mit anderen Worten: Uber diesen Umweg 
bezahlt sich der Bauer einen Teil der staat­
lichen Milchpreisstützung ' selber, wobei wir 
wissen, daß, falls der englische Markt ver­
lorengeht - und wenn IlIimt ein Wunder ge­
schieht, wird dies passieren -, wir neue 
Märkte erschließen müssen und dort noch 
mehr Geld braumen, um Molkereiprodukte 
überhaupt unterbringen zu können. Das kann 
also wirklich nimt eine zielstrebige Agrar­
förderung sein. 

Daß dies so ist, darf ich Ihnen nom mit 
einem zweiten Beispiel hier unterstreimen. 
Das ist beileibe nicht polemisch gesagt, son­
dern das sind Tatsachen. 

Wenn Sie das Agrarbudget 1 973 zur Hand 
nehmen, dann müssen Sie feststellen, daß das 
Agrarbudget mehr oder weniger gleich hoch 
geblieben ist, von geringfügigen Umschich­
tungen abgesehen. Wenn man dabei überlegt, 
daß das Bundesbudget um etwa 1 3  Prozent 
größer geworden ist, daß eine enorme Preis­
steigerung da ist, dann bedeutet dies für den 
österreichischen Landwirt ein gewaltiges 
Minus, das im Budget 1973 drinsteck.t. Ich 
glaube, so kann die Agrarförderung wirklich 
nicht aussehen. Ich darf also die Regierungs­
partei bitten, doch zu überlegen, daß audl 
dieser Berufszweig, also die Landwirtschaft, 
in Zukunft eine Existenz haben muß. 

Erwähnenswert in diesem Zusammenhang 
ist noch die Tatsache, daß in der Gemeinsmaft, 
in der EWG, 95 Prozent der agrarischen Pro­
duktion durch die EWG-Agrarmarktordnung 
geregelt sind. 19 Marktorganisationen bewerk­
stelhigen dies. In österreich sind ja nur Mildl, 
Fleisch und Getreide marktordnungsmäßig ge­
regelt. Nur mit dem großen Unterschied jetzt, 
daß in der EWG unbefristete Marktordnungs­
gesetze gelten, in Osterreich über dieses Ge­
setz aber jährlich, oft halbjährlich verhandelt 
werden muß, es also ein echtes politismes 
Faustpfand ist. (Bundesrat W a 1 1  y: Zwei 

Wir hoffen also, daß auch in Osterreich die 
fehlenden Maßnahmen, die zur Existenzsiche­
rung der österreichischen Landwirtschaft 
notwendig sind, in nächster Zeit beschlossen 
werden. Ich darf hier an die politische und 
wirtschaftliche Vernunft der Parteien appeltie­
ren. Die Osterreichische Volkspartei wird die 
entsprechenden Anträge stellen - sie hat sie 
auch immer gestellt -, wir hoffen, daß die 
Regierungspartei dafür Verständnis hat. 

Wie wichtig die Agrarwiftschaft im Rahmen 
der Gesamtwirtschaft ist, könnte meiner Mei­
nung nach niemand anderer besser zusammen­
fassen als der Verband der europäischen Land­
wirtschaft, der vor kurzem in Berllin die J ahres­
versammlung abgehalten hat. Ich darf Ihnen 
abschließend hier die Gedanken zitieren, die 
er dort zum Ausdruck. gebracht hat: 

"Der Verband der europäischen Landwirt­
schaft betont erneut, daß die Landwirtschaft 
eine wichtige Gruppe der europäischen Volks­
wirtschaft darstellt, indem sie 

Produzent für Nahrungsmittel ist; 

in steigendem Maße von industriellen 
Gütern und Dienstleistungen Gebrauch macht; 

durch die ' EntWlick.lung ihrer Produktion 
wesentlich zum Ausgleich der Zahlungsbilan­
zen der Länder beiträgt; 

vorrangig zum Schutz der Natur und der 
Umwelt sowie zur Lebensfähigkeit und der 
Entwicklung der ländlichen Welt beiträgt und 

eine ausgleichende und persönllichkeitsför­
dernde Rolle in der Gesellschaft spielt, . da sie 
vorwiegend aus Einzelunternehmen mit per­
sönlicher Verantwortung und Eigenkapital be­
steht." 

Im hoffe, daß diese Gedanken, die der Ver­
band der europäischen Landwdrtschaft zusam­
mengefaßt hat, auch in österreichische Politi­
kerkreise Eingang finden und daß man in 
Osterreich in Zukunft mehr Verständnis für 
die Belange der Landwirtschaft hat. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Prechtl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Prechtl (SPO): Herr Vorsitzender! 
Herr Minister! Meine Damen und Herren I Ich 
möchte nur auf die letzten Ausführungen be­
treffend die Landwirtschaft im globalen ein­
gehen. 

Herr Bundesrat Ederl Sie wissen ganz genau, 
daß die Landwirtschaftsprobleme nicht nur in 
Osterreich sehr schwierig zu behandeln sind, 
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sondern praktisch auf der gesamten Welt. Sie 
kennen sicherlich sehr genau - davon bin �ich 
überzeugt - die Probleme der Vereinigten 
Staaten. Dort gibt es eine gewaltige Ober­
schußproduktion, speziell bei Getreide. Wir 
müssen heute feststellen, daß diese gewaltige 
Dberschußproduktion in den Vereinigten Staa­
ten Gott sei Dank erfolgt ist, damit die Ernäh­
rungskrise in Rußland bewältigt werden kann, 
sie ist Gott sei Dank erfolgt, damit auch Europa 
unter Umständen die notwendigen Kontin­
gente bekommt. Es sind gewaltige Schiffe, die 
sie nicht mehr benötigt haben, in den Häfen 
gelegen, diese großen Getreideüberschüsse zu 
stoppen, aber gleichzeitig auch den amerika­
nischen Farmer zu stützen, weil der vor den 
gleichen Problemen gestanden ist. 

Das ist vielleicht die historische EntWJicklung 
in der Industriegesellschaft gewesen, daß eben 
die Probleme der Landwirtschaft in der letzten 
Zeit nicht nur in Osterreich, sondern auch auf 
der ganzen Welt sehr gewaltig über uns 
hereingebrochen sind und daß sie besonders 
verschärft nach dem Jahre 1945 zutage getre­
ten sind. 

Der Umstand, daß hier immer davon gespro­
chen wird, daß die Bundesregierung die Pro­
bleme der Landwirtschaft vernachlässigt habe 
oder vernachlässige, zwingt mich zu einer Fest­
stellung : Von 1 945 an bis zur sozialistischen 
Regierung waren Landwirtschaftsminister nur 
von Seite der OVP gestellt worden. Es drängt 
sich zwangsläufig die Frage auf, was denn 
dann bis zum Jahre 1969 geschehen ist. Ist 
fast nichts in dieser Zeit geschehen, oder hat 
man den Dingen ihren freien Lauf gelassen? 

Man kann von Seite einer sozialistischen 
Regierung in drei oder in vier Jahren nicht 
jene Versäumnisse nachholen, die in 20 Jahren 
von seiten der OVP-Landwlirtschaftsminister 
begangen worden oder auch nicht anerkannt 
worden sind. (Beifall bei der SPo.) 

Zu einem weiteren Problem. Es wird immer 
so gern von der Demokratie gesprochen und 
davon, daß man nicht verhandlungs bereit sei. 
(Zwischenrufe bei der avp.) 

Ich möchte sinngemäß den Herrn Abgeord­
neten Withalm zitieren, der einmal, als die 
Sozialisten in der Zeit ihrer Opposition !immer 
gesprächsbereit gewesen sind, :im Parlament 
sehr deutlich erklärt hat: Es wird aufgestan­
den und abgestimmt, es wird Iliicht verhandelt! 

Hingegen sind wir zu allen Verträgen und 
zu allen Gesetzen gesprächsbereit, aber spe­
ziell von Seite der Opposition gehört auch ein 
gewisser Mut dazu. Das ist innerhalb der 
Osterreichischen Volkspartei oft sehr schwer, 
weH sie bündisch gegliedert ist. Die Bünde lauf 

einen Nenner zu bringen, das ist sicherlich 
keine leichte Aufgabe, das ist eine politisch 
sehr schwierige Aufgabe, aber man muß den­
noch auch wissen, wer die Verantwortung 
trägt und mit wem man sprechen soll. 

Es wurde überall die Hand gereicht. Das ist 
heute noch genauso der Fall wie in den letzten 
Tagen. Aber PoLitik bedeutet nicht nur, der 
Bevölkerung das Angenehme zu sagen, son­
dern Politik bedeutet auch, Verantwortung zu 
tragen, Mut zu haben und auch das Unan­
genehme und die Wahrheit zu sagen. Von 
diesem Gesichtspunkt lassen wir uns in der 
Sozialistischen Partei leiten. 

Ich möchte, bevor ich ganz konkret auf die 
gegenständlichen Probleme zu sprechen 
komme, im Hinblick auf den Herrn Bundesrat 
Walzer nur noch auf die Preise zurückkom­
men. Sie wissen ganz genau, daß die Pari­
tätische Kommission besteht und daß dort 
der Herr Generalsekretär Mussdl und auch der 
Herr Präsident Sallinger eine führende Rolle 
spielen. \ 

Aber wenn zum Beispiel die Weltmarkt­
preise zur Diskussion stehen, dann hören wir 
immer das gleiche Argument. Wenn die Welt­
marktpreise, die Rohstoffpreise sinken, dann 
erklärt die Bundeswirtschaftskammer: Wir 
haben noch teuer eingekauft, wir können des­
halb die Waren nicht verbilligen. 

In der Zwischenzeit sind die Preise wieder 
gefallen, und man hat billig eingekauft. Dann 
kommt das nächste Argument: Das ist nicht 
möglich, denn in der Zwischenzeit Slind die 
Kosten gestiegen ! - Es wird nämlich nie die 
Verbilligung auf dem Weltmarkt weitergege­
ben, und dieses Argument kehrt in der Pari­
tätischen Kommission immer wieder. 

Zu den Preisdifferenzen in Osterreich darf 
ich den "Kurier" zitieren, der jetzt sicherlich 
ein Organ der Wirtschaft ist. Der letzte Aus­
weis hat es gezeigt. (Zwischenruf bei der 
avp.) Ich habe die Liste gelesen. Heute steht 
folgendes drinnen : Es geht um eine Erhebung, 
daß der Prelis für Kalbfleisch in Vorarlberg 
gegenüber Bregenz um 21 S pro Kilogramm 
differiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Können Sie das jemandem plausibel machen? 
Die Entfernung beträgt 30 Kilometer, und der 
Kilopreis differiert um 21 S !  Wo liegt denn da 
die Disziplin? Sind die Lohnkosten so hoch? 

Wir Gewerkschafter sind uns sehr, sehr 
bewußt, und der Präsident Benya hat es 
gestern sehr, sehr deutlich gesagt: Wir haben 
eine Sozialpartnerschaft! Wir waren immer 
verantwortungsvoll. Wir sind es immer ge­
wesen und sind es auch heute noch. Wlir waren 
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es auch in der Zeit der OVP-Alleinregierung. gedanke noch einer ist, den man mit jenem 
Aber so, wie man es in den letzten Tagen und vor 20 oder vor 30 Jahren vergleichen kann. 
Wochen gemacht hat, so kann man es nicht 
tun! 

Ich zitiere nur Uberschriften - und so wird 
die Meinung maIl!ipuliert. Zur "Woche der 
WirtsChaft" wird geschrieben. 

Es demonstrierten vor ungefähr 14 Tagen 
die Ärzte. Das wird alles gelobt. Und dann 
gibt es die große Problematik - Sie wissen 
es genau -, die großen Schwierigkeiten mit 
dem Ladenschlußgesetz. Im Zusammenhang 
mit dem Ladenschlußgesetz erscheint auch 
wieder im "Kurier" eine Uberschrift: Terror 
der Straße ! 

Wenn die Ärzte demonstI1ieren, wird ge­
klatscht, und wenn die Arbeiter um ihr gesetz­
liches Recht kämpfen, wird von Terror ge­
sproChen. So kann man Politik in Osterreich 
niCht machen I (Bei/all bei der SPO.) Wer den 
Teufel rief, Wlird ihn nicht los . 

Damit bin ich mit meiner Polemik fertig. 
(Rufe bei der OVP: Sehr richtig!) Ich wollte 
niCht zu diesen Problemen sprechen, ich hatte 
nicht diese Absicht, sondern ich wollte zum 
Globalabkommen reden. 

Wenn in der heutigen Sitzung des Bundes­
rates sowohl das Globalabkommen als auch 
die Begleitmaßnahmen verabschiedet werden 
so wird eine Diskussion zu Ende geführt, di� 
sowohl Negatives als auch Positives gezeigt 
hat. Man legt sich aber unwillkürlich die Frage 
vor und denkt an jene Zeit zurück, besonders 
an jene Zeit, als die Jugend von Frankreich, 
Deutschland oder den Beneluxländern in 
einem demonstrativen Akt die Schlagbäume 
entfernte und vom geeinten Europa träumte. 
M�n denke auch an jene große Rede, die 
Wmston ChurchHl im Jahre 1946 in Zürich 
gehalten hat. 

Wenn man heute die Diskussion über die 
Sechs und jetzt die Neun hört, dann kommt 
man zu dem Schluß, daß die Zeit sicherlich 
weitergeeilt ist, daß aber aus der Idee von 
einem geeinten Europa - das wollen wir sehr 
offen bekennen - ein komplizierter Mechanis­
mus in Brüssel entstanden ist. Es wUl1de eine 
Fülle von Vorschriften und Bestimmungen und 
Gesetzen erlassen, es wurden Kontingente 
festgelegt, kleinliche Streitereien um Waren­
gruppen, wie Butter, Hühner, Rinder, um die 
gesamte Frage der Papierindustrie, um viele 
andere Produkte, etwa Holz, sind entstanden, 
und d'ie Warenkontingente werden nun über 
�inen k�mplizierten Mechanismus einer super­
mternatIonalen Behörde geregelt. 

Es drängt sich in diesem Zusammenhang 
zwangsläufig die Frage auf, ob dieser Europa-

Es erhebt sich aber noch eine zweite sehr 
wichtige Frage - und ich glaube, daß sie sehr 
richtig ist -, welche negativen Auswirkungen 
sich nämlich für die österreichische Wirtschaft, 
für den gesamten gewerblichen Bereich oder 
auch für den gesainten Kohle- und Stahlbe­
reich, aber auch für die Landwdrtschaft ergeben 
würden, wenn Osterreich dem Abkommen mit 
der EWG oder dem Globalabkommen nicht 
beitreten würde und wenn die Zollbestimmun­
gen nicht in Kraft treten würden. Diese mög­
lichen negativen Auswirkungen sind, glaube 
ich, bisher zuwenig herausgestrichen worden, 
denn nur wenn man das Negative richtig er­
kennt, wird das Positive des Globalabkom­
mens erst richtig sichtbar. Die negativen Aus­
wirkungen aus einer Nichtteilnahme Oster­
reichs auf die österreichischen Ausfuhren und 
einzelne Waren oder Warengruppen oder auch 
auf verschiedene Branchen sind, obwohl sie 
zweifellos vorhanden wären, lin :ihrer Gesamt­
heit quantitativ oft sehr schwer erfaßbar. 

Statistisches Material ist nur sehr schwer 
vergleichbar und nur bedingt verwendbar. Eine 
Studie ·  des Wirtschaftsforschungs:instJituts aus 
dem Jahre 1 963 befaßte sich mit dem Problem 
der Diskriminierung der gewerblichen Exporte 
in die EWG. In diesem Bericht kam man zu 
dem Schluß, daß allein schon :im Jahre 1 962 
- und das muß entsprechend hervorgestricb.en 
werden; ich zitiere die damalige Erhebung -
59,6 Prozent der Ausfuhren in die EWG nicht 
oder nur gering diskriminiert waren und daß 
30 Prozent mittelmäßig, aber bereits fast 
10 Prozent, genau 9,6 Prozent, stark oder sehr 
stark diskriminiert wurden. Das hat sich bis 
zum Jahre 1970 noch mehr verschlechtert. 

Man muß diese Uberlegungen nun anstellen, 
um zu einem richtigen, gültigen Schluß zu 
kommen. Bedauerlicherweise fehlen entspre­
chende Analysen von Wirtschaftszweligen. In­
folge dieses Fehlens der Analysen kann auch 
kein gültiger Schluß gezogen werden, vor 
allem nicht, was die Auswirkung auf die Voll­
beschäftigung angeht, an der wir alle sehr, 
sehr interessiert sind. 

Der Diskriminierungsverlust beim Export 
in die EWG konnte kaum mehr - das ist 
auCh wichtig festzustellen - durch gesteigerte 
Ausfuhren in die EFT A in den letzten Jahren 
wettgemacht werden. Durch die heterogene 
geographische Struktur der EFT A mit allen 
daraus erwachsenden Problemen bei gleich­
zeitiger Ähnlichkeit der Exportstruktur - ich 
denke nur an Papier oder besonders an 
Stahl - zeichnete sich seit dem Jahre 1 963 
auch hier eine Verlangsamung des Wachstumc; 
mit der EFTA ab. 
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Man darf jedoch die österreichische Wirt­
schaft nicht allein in dieser Richtung - das ist, 
glaube ich, wichtig, daß es betont wird -, in 
Richtung der EWG und der EFT A, betrachten. 
Besonders durch die Randlage, die österreich 
einnimmt, spielt die Frage des Osthandels in 
österreich eine sehr, sehr große Rolle. Es ist 
sehr positiv zu verzeichnen, daß es dem 
Herrn Handelsminister jetzt gelungen ist, so­
wohl mit Ungarn als auch mit der Tschech.o­
slowakei zu Vereinbarungen zu kommen. 

Ich möchte hier auf ein Zitat - ich war 
leider nicht im Saale anwesend, ich habe es 
aber gehört - eingehen, daß der Herr Han­
deisminister letzten Endes mehr eine Politik 
für die Wirtschaft und nicht für den Kon­
sumenten machen sollte. 

Meine Herren der Wirtschaft! Sie leben 
doch von den Konsumenten! Wenn die Kon­
sumenten nichts mehr kaufen, dann lebt doch 
die Wirtschaft nicht mehr. Der Herr Handels­
minister hat ja sehr IdeuHich gesagt und 
ebenso der Herr Präsident der Industriellen­
vereinigung Dr. Igler, wenn auch in einer sehr 
versteckten Form, daß noch nie für die Indu­
strie und für die Wirtschaft so viel g,etan 
wurde wie unter einer sozialistischen Regie­
rung. Das, glaube ich, muß hervorgehoben 
werden. (Beifall bei der SPtJ.) 

österreich hat meist auch eine sehr positive 
Clearingspitze gegenüber dem Osten. Sie, 
meine Herren von der Wirtschaft, wissen es 
ganz genau, daß es <immer sehr schwierig ist, 
weil für die Waren, die aus dem Osten ange­
boten werden, ndcht jener Absatz gegeben ist, 
den wir im eigenen Land benötigen würden. 

Ein sehr pos1tiver Aspekt - obwohl man 
nicht in einen chinesischen Trend verfallen 
sollte - ist auch der Umstand, daß Handels­
vertragsverhandlungen mit China aufgenom­
men worden sind. Der europäische Markt 
wird nicht nur nach dem Westen orientiert, 
sondern im Hinblick auf den Staatsvertrag 
sollen auch andere Orientierungen erfolgen. 
(Zwischenrufe bei der tJVP.) 

Ich möchte dann noch auf ein besonderes 
Problem zu sprechen kommen, weil man etwas 
sehr deutlich erwähnt hat. Man hat schon 
letztes Mal erklärt: Hinsichtlich der Entwick­
lungsländer ist es notwendig, Maßnahmen zu 
setzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Was ich jetzt sagen werde, wird nicht populär 
klingen, aber es ist die trockene Wahrheit : 
Man darf diese Probleme der Entwicklungs­
länder nicht überschätzen, man soll sie aber 
auch nicht unterschätzen. Es wlird sehr viel 
von Entwicklungshilfe gesprochen. Man ver-

gißt aber meistens, daß viele dieser Staaten, 
denen Entwicklungshilfe gewährt wird, von 
MiHtärdiktaturen regiert werden. Es gibt aber 
in diesen Ländern auch Einparteienregierun­
gen mit autarker Macht, wo der arbeitende 
Mensch praktisch nicht das Notwendigste zum 
Leben hat. 

Ich habe !in einer Studie über den afrika­
nischen Raum gelesen, daß 20 Prozent bis 
30 Prozent des Budgets dieser Länder für 
Rüstungen ausgegeben werden, ohne dort 
Industrien zu errichten, damit die Menschen 
in diesen Ländern ein dementsprechendes Ein­
kommen erlangen können. Ich spreche gar 
IlJicht von der Rassendiskriminierung oder der 
Klassendiskriminierung, die auch in diesen 
Ländern gegeben sind. 

Ich habe das Gefühl, daß in allen Europäern 
ein gewisses Schuldbewußtsedn vorhanden ist: 
Man will den Entwicklungsländern sehr viel 
geben, weil wir alle gemeinsam davon sehr 
viel profitiert haben. Aber j ene, die es wirklich 
benötigen, und jene, die es brauchen würden, 
bekommen die Gelder meistens nicht. Sie 
wissen ganz genau, was gesdlieht: Es werden 
in diesen Ländern Hochschulen errichtet, aber 
es fehlen die Grundschulen, um die Voraus­
setzungen dafür zu schaffen, damit diese Men­
schen überhaupt an Hochschulen gehen kön­
nen. 

Diese Länder haben die Freiheit erlangt, 
aber mit den politischen und wirtschaftlichen 
Problemen sind sie trotz der Entwicklungs­
hilfe noch nicht fertig geworden. Im Gegenteil: 
Die kriege:r:ischen Auseinandersetzungen 
haben sowohl innenpolitisch als auch außen­
politisch ihre Auswirkungen und Schwierig­
keiten in den letzten Jahren mit sich gebracht. 
Deshalb soll sehr genau überlegt und über­
prüft werden, welchen Ländern finanzielle 
Hilfe gewährt wird, und vor allem, wie diese 
Gelder der Entwicklungshilfe in diesen Län­
dern verwendet werden. Denn das sind j a  
Gelder, die Wlir verdienen müssen! 

Ich kann mir diese Worte sehr offen er­
lauben, weil ich Präsident einer großen inter­
nationalen Organisation bin, in der mehr als 
80 Länder vereinrigt sind und die mehr als 
6,5 MilLionen Mitglieder hat. Ich sage das dort 
genauso. Denn letzten Endes muß man die 
Probleme erkennen, um jenen Menschen dann 
auch effektiv helfen zu können. 

Die innenpolitischen Spannungen in diesen 
Ländern sollen natürlich abgebaut werden, 
und es soll <in den Entwicklungsländern wirk­
lich freie Menschen ohne Hunger, ohne Not 
und ohne Elend geben. Das soll der Haupt­
zweck einer guten, aber auch einer gesteuerten 
Entwicklungshilfe sein. 
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Ein sehr wichtiges Problem und eine sehr 
irrtümliche Auffassung liegt aber auch in 
Osterreich vor, Idaß im Rahmen des Assozi­
ierungsvertroages dies nur eine Einbahn mit 
einem unvergleichlichen Vorteil für Osterreich 
wäre. Es ist sicherlich zu erwarten, daß der 
Abbau der Zölle einen verstärkten Importsog 
zur Folge haben wird. Da der Abbau der 
Handelshindernisse in beiden Richtungen hin 
erfolgt, besteht die Chance, unsere Exporte 
in die EWG-Länder zu erhöhen. Dies kann 
jedoch nur durch eine konkurrenzfähige Indu­
strie und eine leistungsfähige Wirtschaft ge­
schehen ; das ist uns völlig klar. 

Ich möcht� aber gleichzeitig an dieser Stelle 
allen Beamten, aber auch allen Politikern, 
ohne sie namentlich zu nennen, nochmals recht 
herzlich danken, daß nun dieses Globalab­
kommen dem Hohen Hause zugeleitet werden 

bemüht haben. Ich glaube, laum diese großen 
Europäer müssen in diesem Zusammenhang 
erwähnt werden. 

Wenn man die Verhandlungen mit England 
nun verfolgt hat, so mußte man sidl zwangs­
läufig die Frage vorlegen, ob England über­
haupt bei der EWG "anklopfen" mußte. In d�r 
historischen Entwicklung hat England fur 
Europa Gigantisdles und Großes geleistet. 
Besonders in den Krtegsjahren hat sich Eng­
land praktisch für die europäische Freiheit 
aufgezehrt. Es wird deshalb für alle Beteilig­
ten von Vorteil sein, wenn Großbritannien in 
die EWG aufgenommen wird. Seine Erfahrun­
gen werden dem freiheitlichen Gehalt eines 
freien Europas und der demokratischen Struk­
tur der Gemeinschaft nur förderlich sein. (Vor­

sitzender-Stellvertreter Dr. S k o t  t o n  über­

nimmt die Verhandlungsleitung.) 

konnte. Ich bin persönlich der Auffassung, Auch die skandinavlischen Länder werden 
daß besonders die Beamten in mehr als der Gemeinschaft freiheitliche Energie zufüh­
zehn Jahren durch ;intensive Kontaktnahme, ren. Ein begrenzt kontinentales Denken ist 
durch Gespräche und durch Verhandlung,en dem Europagedanken sehr abträglidl. Europa 
die Grundlagen dafür geschaffen habe

.,:, um 

I
1 muß seine Kraft aus der Vielfalt der Elemente 

ein Globalabkommen vorlegen zu konnen, seiner Völker und Staaten nehmen. Europa 
das von größter Bedeutung für die Zukunft muß große Anstrengungen machen, um im 
der österreidlisdlen Wirtschaft sein wird und Verhältnis zu den Weltmächten nicht in eine 
es den Politikern erleichtert hat, diesem Ver- Randlage zu geraten. Die Wirtschaftsräume 
tragswerk zuzustimmen. Das, glaube [eh, muß werden immer größer, die Kapitalerfordemisse 
dementsprechend unterstrichen werden. des europäischen Raumes werden gigantisch. 

Der 1 .  und 2. Dezember 1969 war ein sehr Die Dampfmaschdnen konnte noch jeder für 
wichtiger Meilenstein in der langjährigen sich allein bauen. Aber nur ein Beispiel im 
Geschichte der EWG-Verhandlungen. Damals Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung 
hat Europa eine neue Chance erhalten, als in und die Kapitalerfordernisse: die Entwiddung 
einer Gipfelkonferenz der sems EWG-Regie- des Airbusses. Diese Arbeit kann nicht mehr 
rungschefs die grundsätzliche Einigung erzielt von einem Land allein bewältigt werden. Das 
werden konnte, den Ausbau der Gemeinschaft zweite Beispiel ist der Bau der Concorde, der 
durch einen Stufenplan mit dem Ziele einer gewaltige Mittel verlangt. Bei dem Kampf um 
Erweiterung der EWG und die Aufnahme von den Weltraum, den wir nicht benötigen, kann 
Verhandlungen mit Großbritannien und ande- Europa wirtschaftlich überhaupt nicht mehr 
ren Beitrittswilligen und auch mit anderen mit. Gott sei Dank hat es aber eine florierende 
assoziierungswilligen Ländern Verträge abzu- Wirtschaft. Politik ist in unserer Welt oft von 
schließen und voranzutreiben. der Wirkung des technologischen Fortschrittes 

Damals wurde grünes Licht für die Verhand- bestimmt. 
lungen im Sommer 1 970 gegeben. Die Außen-

Osterreich kann im Konzert der euro­
minister der EWG begannen sich ernstlich mit 

päischen Länder mit seinen schöpferlischen 
der politisch-en Einigung Europas zu befassen. 

Kräften und seiner geistigen Potenz einen 
Daß diese Verhandlungen überhaupt ermög-

nicht zu unterschätzenden Beitrag leisten. Wir 
Licht worden sind, glaube ich, sind wir beson-

sind ein kleines Land, jedoch IDit Tradition, 
ders dem deutschen Bundeskanzler Willy 

und haben viel Anerkennung und Wertschät­
Brandt, der den Friedensnobelpreis erhalten zung in der Welt gefunden. Osterreich nimmt 
hat, zu Dank verpflichtet. Ich habe es bereits sich wohl klein aus. Wir sind aber an einer erwähnt: Im Jahre 1946 war es Winston 

ruhigen wirtschaftlichen und politischen Ent­
Churchill, der in seiner Züricher Rede von der 

wicklung in unserem Lande interessiert. Einheit Europas gesprochen hat. 
Man soll aber auch Männer wie Robert 

Schuman, de Gasperi, Adenauer und Paul­
Henri Spaak nicht vergessen, die sich um den 
Europagedanken, um eine europäische Wirt­
schaft und um eine Besserstellung Europas 

Die Probleme sind groß, denen wir gegen­
überstehen. Die Bevölkerung der Erde wächst 
gegenwärtig um 70 Millionen im Jahr. Jährlich 
verhungern 25 Millionen Menschen. Wir wer­
den in Zukunft beweisen müssen, ob es uns 

315. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 45

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 315. Sitzung - 9. November 1972 9083 

Predltl 

trotz des technischen und wirtschaftlichen Fort­
sduittes gelingen wird, Not und Elend auf 
dieser Welt zu beseitigen. Bevölkerungs­
explosionen, revolutionäre Erkenntnisse der 
Wissensdlaft und technischer Fortschritt sind 
derzeit die Antriebskräfte unserer Zeit. 

Künftige große Entscheidungen werden IlJiCht 
mehr allein aus madltpolitischen oder aus 
ideologischen Uberlegungen getroffen werden 
können, sondern werden in hohem Maße von 
der wirtschaftlidlen und technologischen 
Leistungsfähigkeit eines Landes, mehrerer 
Staaten oder eines Kontinentes abhängen. 
Deshalb müssen alle positiven Kräfte in 
unserer Republik zusammenarbeiten, um für 
Osterreich die Europareife zu erlangen. 

Die europäische Ordnung kann nicht nur 
von einer wirtschaftlichen Integration aus­
gehen. Die Sicherheit und der Frieden :in 
Europa sind die Garanten für eine stetige 
wdrtschaftliche Aufwärtsentwicklung und für 
die Vollbeschäftigung. Aber nicht nur der 
äußere, sondern vor allem der innere Frieden 
ist entscheidend. Europa ist schon einmal an 
einem Nationalitätenproblem und an seinen 
Folgen zerbrochen. Die Folgen waren furmt­
bar : die Folgen waren der Erste und der 
Zweite Weltkrieg. Das Selbstbestimmungs­
recht der Völker, zu neuen Formen eines 
geordneten und nicht mehr entzündeten Zu­
sammenlebens der Nationalitäten führend, ist 
ebenfalls eine der Hauptaufgaben eines ge­
einten Europas. Man wird in Europai aber 
auch !in Osterreich begreifen müssen, daß die 
Völker in Ost und West lin einer Schicksals­
gemeinsdlaft leben. Friedensstörer im Inneren 
werden sich weder in Osterreich noch in 
Europa behaupten können. 

Im denke nur an jene Konflikte der letzten 
Tage zurück, ohne sie in die Diskussion zu 
werfen. Wenn man den Konflikt um die Orts­
tafeln verfolgt, wenn wir gleichzeitig Gesetze 
beschließen und von einem geeinten Europa 
reden, so muß 1ch dazu sagen: Mit den Orts­
tafeln kann es beginnen, und bei den Namen 
kann es enden. (Bundesrat W a l  z e r: Nicht 
drohen! Das ist unwahr, was Sie sagen!) Wir 
haben diese Zeit gemeinsam bereits erlebt. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Ich weiß, daß 
es sehr unangenehm ist, -in dieser Frage Mut 
zu beweisen. Sie haben bisher noch keinen 
Mut bewiesen. (Bundesrat W a  1 z e r: Wenn 
Sie so weiter tun . . .  l) Ich habe in diesem Zu­
sammenhang noch keine Anschuldigung ge­
troffen. (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Der Staatsvertrag hat der Bundesregierung, 
dem Parlament, dem gesamten österreimismen 
Volke die politische Verantwortung für unsere 
Heimat übertragen. Osterreich wird auf 
Grund seiner Randlage nicht nur wirtschaft­
lich, sondern auch politisch glaubwürdig sein 
müssen. Die überwiegende Anzahl der Oster­
reimer Hebt nicht nur den Frieden, sondern 
schätzt vor allem. die bisherige friedliche Ent­
wicklung im eigenen Land. 

Dieser Vertrag sichert die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit unseres Landes, schafft nicht 
nur die Möglichkeit, die Vorteile eines wirt­
schaftlich integrierten Europas zu bean­
spruchen, sondern birgt auch die wirtschaft­
liche Kraft in sim, eine humane Umwelt zu 
sichern. 

Dieser Vertrag mit der EWG kann kein 
Selbstzweck sein, sondern er muß dazu dienen 
und helfen, die österreichischen Lebens- und 
Einkommensverhältnisse an das Niveau Euro­
pas von morgen heranzuführen. Die letzten 
erfreulichen Erkenntnisse des Internationalen 
Währungsfonds lassen hoffen, daß wir das 
von uns gesteckte Ziel in nächster Zukunft 
erreichen. Aus diesen Uberlegungen und 
Gründen stimmt die sozialistische Fraktion 
in diesem Hohen Hause zu. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skolion: 
Zum Wort hat sich Iliemand mehr gemeldet. 

Ich frage, ob noch jemand das Wort wünscht. 
- Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht ein Berichterstatter das Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vier zusammen­
gezogenen Punkte erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i  m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen den 
Gesetzesbeschluß und die bei den Beschlüsse 
des Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  
zu erheben; der Bericht der Bundesregierung 
wird mit M e h r  h e i t zur K e n n t n i 8 

genommen. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1972 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Katastrophenfondsgesetz 

neuerlidl geändert wird (825 der BeHagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung: 
Neuerliche Änderung des Katastrophenfonds­

Wir haben den Staatsvertrag bisher wirt-
schaftlidl erfüllt. Die Glaubwürdigkeit Oster-

gesetzes. 

reichs verlangt es, den Staatsvertrag auch Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine 
politisch zu erfüllen. (Beifall bei der SPO.) Kubanek. Ich bitte um ihren Bericht. 
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Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat! Vorliegender Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht vor, daß im Jahre 1972 
zusätzlich 60 Millionen Schilling der Mittel des 
Katastrophenfonds für Maßnahmen im Fluß­
bau sowie in der Wildbach- und Lawinenver­
bauung verwendet werden sollen. 

Nach Meinung des Bundeskanzleramtes 
unterliegt der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß nur teilweise dem Binspruchsrecht des 
Bundesrates im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz. 

EigenheimbesHzer wie auch dem Wirtschafts­
treibenden durch die vorbeugenden Maß­
nahmen, im besonderen die Wildbachverbau­
ung zugute. Es sind immer arme, leidgetroffene 
Menschen, denen diese Mittel zufließen, die 
entweder durch Hochwasser, Rutschungen 
oder Lawinen ihr Hab und Gut verloren haben 
und oft so sChwer geschädigt sind, daß sie 
sich zeit ihres Lebens kaum mehr richtig 
erholen können. Es wäre falsch und zuwenig, 
wenn man diesen Geschädigten nur über frei­
willige Sammlungen Hilfe zukommen lassen 
würde. 

Der Finanzausschuß hat mich beauftragt, 
dem Hohen Hause vorzuschlagen, den Ge- In diesem Zusammenhang muß auch die 
setzesbeschluß des Nationalrates nicht zu be- wertvolle Hilfe der Caritas und die Kata-
einspruchen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skolton: Ich 
danke der Frau Berichterstatterin für ihren 
Bericht. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Pabst. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Pabst (OVP) : Hohes Haus! Ver­
ehrte Damen und Herren! Die vorliegende 
Novelle des Katastrophenfondsgesetzes wird 
auf Grund eines Initiativantrages durchge­
führt und sieht eine Umschichtung von Mitteln 
aus diesem Fonds vor. 

Laut Bericht des Finanz- und Budgetaus­
sdlUsses des Nationalrates sind rund 1 00 Mil­
lionen Schilling notwendig, um die ständigen 
Arbeitskräfte bis in den heurigen Winter 
hinein zu beschäftigen, widrigenfalls 600 bis 
700 qualHizierte Beschäftigte entlassen werden 
müßten und bei einem späteren Bedarf sicher­
lich nicht mehr zur Verfügung stehen würden. 

Laut 24. Bericht des Herrn Finanzministers 
sind in den verschiedenen Subkontos des 
Fonds 536 Millionen Schilling als Stand ge­
geben, sodaß es zumindest mir unverständlich 
erscheint, warum man die dringenden 
Schadensbehebungen so zaghaft durchführt 
und gerade die Wildbachverbaulh'1g heuer 
immer darüber klagt, daß sie über kein Geld 
verfügt und deshalb Arbeiten nicht durch­
führ,en kann, die dringend notwendig wären. 

Das Katastrophenfondsgesetz wurde in der 
OVP-Alleinregierungszeit unter BundeskJanz­
ler Klaus beschlossen. Sehr verwund,erlich, daß 
vorher, in der Zeit der Koalitionsregierungen, 
die Sozialisten diesem Gesetz ihre Zustim­
mung n�cht gegeben haben. 

Mit den Mitteln aus dem Katastrophenfonds 
wurde in der Zwischenzeit wertvollste Hilfe 
für eine große Anzahl von schwergeschädig­
ten Personen geleistet. Diese Hilfe kommt 
doch allen Bevölkerungsschkhten, nicht nur 
der Landwirtschaft, !Sondern genauso dem 

strophenhilfe der österreichischen Frauen, die 
schon 1965 unter dem Vorsitz der Gattin des 
damaligen Finanzministers Dr. Schmitz ge­
gründet wurde - zwei Landesvertreterinnen 
dieser österreichischen Frauenkatastrophen­
hilfe sind sogar in unserem Bundesrat, hier bei 
der OVP - und besonders segensreich wirkte, 
erwähnt werden. Auch diese großen Ver­
dienste müssen hervorgehoben werden, denn 
diese Hilfen erreichen die Geschädigten immer 
am ersten. Und, wie bekannt, die erste Hilfe 
ist immer die wichtigste und die allerwert­
vollste. 

Trotzdem muß festgestellt werden, daß 
weder die freiwHlige Hilfe der österreichi­
schen Frauen noch die Caritas noch auch die 
staatliche Hilfe über den Katastrophenfonds 
die Schäden wirkHch gutmachen können. Die 
Geschädigten bleiben in den allermeisten 
Fällen echte Opfer von Katastrophen. 

Ein Beispiel dafür : In der Steiermark sind 
heuer, wie ja bekannt, durch Hochwasser und 
Rutschungen zwischen 300 und 400 Millionen 
Schilling Schaden entstanden, und es wurde 
rund ein Viertel von diesen Schäden - also 
rund 1 00 Millionen Schilling - über Bund 
und Land dann wirklich an Entschädigung 
ausbezahlt. 

Oder : Im Vorjahr ging in der Oststeiermark 
ein schwerer Hagelschlag auf einem verhältnis­
mäßig kleinen Gebiet bei Puch in der Ost­
steiermark IlIieder. An den Intensivobstkul­
turen entstand ein ganz gewaltiger Schaden, 
der von der Hagelversicherung mit rund 
20 Millionen Schilling entschädigt wurde. 

Sie sagen vlielleicht: Gegen Hagel kann man 
sich ja versichern lassen, die Bauern sollen 
sich eben versichern lassen! Das tut auch die 
Jroße Masse. Aber mit diesem Hagelschlag ist 
durch die Versicherung wohl der vo.rjährige 
Ernteentgang einigermaßen entschädigt wor­
den, doch die Folgeschäden �nd offen. Es 
mußten etliche 1 00 Hektar solcher Intensiv-
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obstkulturen gerodet werden, und sie müssen 
wieder neu bepflanzt werden. Der Schaden 
dadurch ist natürlich sehr wesentlich größer 
als der direkte Ernteentgang eines Jahres. 
Hiefür gibt es nach dem derzeitigen Stand 
weder eine Versicherung noch Mittel aus dem 
Katastrophenfonds. 

Das muß schon deswegen gesagt werden, 
weil wir in österreich diesen Intensivobstbau 
wirklich brauchen, denn hier Wlird wirkliches 
Qualitätsobst erzeugt, und die österreichische 
Wirtschaft und der österreichische Konsument 
greifen gerne zu diesem wertvollen Qualitäts­
obst. 

Und schließlich sind auch - der · Herr 
Kollege aus Fürstenfeld ist gerade nicht hier ; 
er wird es aber bestätigen - heuer durch 
diese Hochwasser, durch Stauwasser sehr 
große Schäden am Tabakbau entstanden, die 
auch weder aus der Versicherung noch aus 
dem Katastrophenfonds abgedeckt werden. 

Es sind dies ganz gewaltige Schäden, wofür 
der Katastrophenfonds natürlich zuständig 
wäre. DJe Menschen verlieren damit wirklich 
das Jahreseinkommen. Es handelt sich dabei, 
sowohl beim Intensivobstbau als auch beim 
Tabakbau, meistens um Flächen kleinbäuer­
licher Betriebe, wo auf engstem Raum intensiv 
gearbeitet wird und Erträge erwirtschaftet 
werden, damit kleinbäuerLiche Existenzen er­
halten werden können. 

Dieser Katastrophenfonds ist sehr wertvoll, 
nur muß unserer Meinung nach dieses Gesetz 
noch ausgebaut werden. Die OVP-Fraktion 
wird dieser heutigen Novelle auch ihre Zu­
stimmung geben, fordert aber gleichzeJtig, daß 
dieses Katastrophenfondsgesetz noch weiter 
novelliert wird, im besonderen dahin gehend, 
daß auch für Folgeschäden und Schäden, die 
nicht durch Versicherungen gedeckt werden 
können, entschädigt wird. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 

Ich frage, ob sich zu diesem Tagesordnungs­
punkt noch jemand zum Wort meldet. - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin das 
Schlußwort? - Auch das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates - soweit er der Beschluß­
fassung des Bundesrates unterliegt - k e i­
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 19'12 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik österreich und der 
Arabischen Republik Ägypten betreffend die 
Entschädigung österreidlischer Interessen samt 
Durchführungsprotokoll und Briefwedlsel (81 7  

und 826 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. SkoUon: Wir 
gelangen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen mit Ägypten betreffend die Ent­
schädigung öste�reichischer Interessen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus! Das 
vor.lJiegende Abkommen regelt die Leistung 
von Entschädigungen für von den Verstaat­
lichungs- und anderen restriktiven Maßnah­
men der Arabischen Republik Ägypten be­
troffene Vermögenschaften, Rechte und 
Interessen, die österreichischen Staatsbürgern 
gehören. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderLich. 

Der F�nanzausschuß hat mich ermächtigt, 
im Hohen Hause den A n t r a g  zu stellen, 
gegen diesen Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1912 keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. SkoUon: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u eh zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1972 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossensdlaft über die 
gegenseitige Anerkennung der amtlidlen Pun­
zen auf Uhrgehäusen aus Edelmetall (827 der 

Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen mit der Schweiz über die gegen­
seitige Anerkennung der amtlichen Punzen auf 
Uhrgehäusen aus Edelmetall. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 
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Berichterstatter Bednar: Der wesentliche In­
halt des Abkommens besteht darin, daß aus 
der Schweiz eingeführte Uhren, deren Uhr­
gehäuse die amtliche schweizerische Feinge­
haltspunze tragen, nicht noch einmal in Oster­
reich mit einer Feingehaltspunze versehen 
werden müssen. Um Mißbräuche auszuschlie­
ßen, finden jedoch durch die Punzierungs­
ämter in beiden Ländern Kontrollen statt. 

Auch hier hat der Nationalrat festgestellt, 
daß die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungs gesetz zur Uberführung 
des Vertragsinhaltes in die innerstaatHche 
Rechtsordnung nicht erforderlich ist. 

Der Finanzausschuß hat mich ermächtigt, 
den A n t r a g  zu stellen, gegen diesen Be­
schluß des Nationalrates vom 25. Oktober 1 972 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 19'12 über ein Bundesgesetz 
betreffend die unentgeltliche Ubertragung von 
Bundesdarlehen gegen die Kupferbergbau 
Mitterberg Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung an die Usterreidlische Industrieverwal­
tungs-Aktiengesellschaft (828 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 8. Punkt der Tagesordnung : 
Bundesgesetz betreffend die unentgeltliche 
Ubertragung von Bundesdarlehen gegen die 
Kupferbergbau Mitterberg Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung an die Osterreichische 
Industrieverwaltungs-Aktiengesellschaft. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine 
Kubanek. Ich bitte sie um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll eine Darlehensforderung 
des Bundes gegen die Kupferbergbau Mitter­
berg Gesellschaft mit beschränkter Haftung in 
Höhe von 15 Millionen Schilling unentgeltlich 
an die Osterreichische Industrieverwaltungs­
Aktiengesellschaft übertragen werden. 

Nach den Erläuterungen der Regierunqs­
vorlage unterliegen nur die Bestimmungen des 
§ 2 und des § 3 des Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates, soweit sich letzterer auf § 2 
bezieht, dem Einspruchsrecht des Bundesrates 

gemäß Artikel 42 Abs. 5 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes. 

Der Finanzausschuß hat mich beauftragt, 
den A n t r a g  zu stellen, gegen diesen 
Gesetzesbeschluß, soweit er dem Einspruchs­
recht des Bundesrates unterliegt, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke der Frau Berichterstatterin für ihren 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates - soweit er der Beschlußfassung 
des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n E i n­
s p I U C h zu erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 19'12 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Behandlung eines Vermögens­
wertes des Sondervermögens "Deutsche Um­
siedlungs-Treuhand-Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, Niederlassung Innsbruck 

in Liquidation" (829 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 9. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz über die Behandlung eines 
Vermögenswertes des Sondervermögens 
"Deutsche Umsiedlungs-Treuhand-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Niederlassung Inns­
bruck in Liquidation". 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schickel­
grub er. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Schidtelgruber: Gegenstand 
des vorliegenden Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates ist die Behandlung eines sich 
aus dem Vertrag zwischen der Republik Oster­
reich und der Italienischen Republik vom 
1 7. Juli 1971 zur Regelung bestimmter finan­
zieller und vermögensrechtlicher Fragen zu­
gunsten Osterreichs ergebenden Betrages von 
1 ,525.000 S. 

Ich stelle im Auftrag des Finanzausschusses 
den A n  t r a g, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 25. Oktober 1 972 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 
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10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates Internationalen Instituts für Führungsauf­
vom 25. Oktober 1972 betreffend ein Bundes- gaben in der Technik bestimmt im einzelnen 
gesetz über die Einrichtung eines Sicherheits- seine Organisation. 
kontrollsystems zur Gewährleistung der fried- Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
lichen Verwendung der Atomenergie (Sicher- gung der vorliegenden Staatsverträge die Er-

heitskontrollgesetz) (820 der Beilagen) lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­

gelangen nun zum 1 0. Punkt der Tagesord- sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­

nung : Sicherheitskontrollgesetz. inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Fruhstorfer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fruhstorfer: Hoher Bun­
desrat! Gegenstand des vorliegenden Ge­
setzesbeschlusses des Nationalrates ist die 
Einrichtung eines einheiUichen und zentralen 
Kontrollsystems hinsichtlich nuklearen Mate­
rials im Sinne der von Osterreich durch 
Staatsverträge eingegangenen Verpflichtun­
gen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 7. November 1 972 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, im Hohen Hause durch mich den 
A n  t r a g  zu stellen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt deI 
Bundesrat gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

Namens des Ausschusses für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten stelle ich den A n­
t r a g, gegen den vorliegenden Beschluß des 
Nationalrates vom 25. Oktober 1 972 keinen 
Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke der Frau Berichterstatterin für ihren 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e j n e  n E i n  s p I U C h zu erheben. 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1912 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Usterreldl und der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo­
slawien über die Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Kultur. Wissenschaft und Er-

ziehung (822 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen zum 12.  Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen mit Jugoslawien über die Zusam­
menarbeit auf den Gebieten der Kultur, Wis­
senschaft und Erziehung. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Dr. Hilde 

1 1 . Punkt: Beschluß des Nationalrates vom Hawlicek. Ich bitte um ihren Bericht. 

25. Oktober 1912 betreffend ein Ubereinkom- Berichterstatterin Dr. Hilde Hawlicek: Das 
men zur . Errichtung des Internationalen Insti- Abkommen ist das erste zwischen beiden 
tuts für Führungsaufgaben in der Technik samt 

Satzung (821 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 1 1 . Punkt der Tagesord­
nung : Ubereinkommen zur Errichtung des 
Internationalen Instituts für Führungsauf­
gaben in der Technik. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Dr. Anna 
Demuth. Ich bitte sie um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Anna Demuth: Das 
vorliegende Ubereinkommen sieht die Errich­
tung eines Internationalen Instituts für Füh­
rungsaufgaben in der Technik vor und enthält 
insbesondere Bestimmungen über dessen 
Finanzierung und Status. Die Satzung des 

Staaten vereinbarte Vertragsinstrument auf 
kulturellem und wissenschaftlichem Gebiet. Es 
stellt einen langfristigen Rahmenvertrag dar, 
auf dessen Grundlage eine österreichisch­
jugoslawische Gemischte Kommission alle 
zwei J,ahre ein Programm konkreter Aus­
tauschmaßnahmen ausarbeiten und den Ver­
tragsstaaten zum Abschluß in Form eines 
Regierungsübereinkommens vorschlagen soll. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatlidle Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 
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Dr. Hilde Hawlicek 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung am 1. November 1912 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1912 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo­
slawien über die Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Kultur, Wissenschaft und Erzie­
hung wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. S�otton: 
Zum Wort gemeldet hat sich zu diesem Tages­
ordnungspunkt Herr Bundesrat Professor 
Dr. Gisel. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPO) : Herr Vorsitzen­
der !  Herr Ministerl Sehr geehrte Damen und 
Herren I Ich fühle mich persönlich verpflichtet, 
zu diesem Tagesordnungspunkt zu sprechen. 
Seit zwölf Jahren werde ich von jugo­
slawischen Universitäten eingeladen, Gastvor­
lesungen zu halten und über die Ergebnisse 
meiner wissenschaftlichen Arbeit aus meiner 
Werkstatt hier in Wien zu berichten. 

Gerade vor einem Jahr wurde mir eine 
meine Verdienste weit überschätzende Ehrung 
der medizinischen Fakultät der Universität 
Sarajevo zuteil. Bei den Gesprächen, die bei 
solchen Gelegenheiten geführt werden, nicht 
nur von den Exponenten der Kultur und der 
Wissenschaft, sondern auch von sehr markan­
ten Persönlichkeiten des po�it:ischen Lebens 
Jugoslawiens, hat man mir eröffnet, daß man 
Wert darauf gelegt hat, gerade in Sarajevo 
einen Wiener besonders auszuzeichnen. Daß 
ich die Ehre hatte, gleichzeitig auch Sprecher 
für Frau Miruister Dr. Firnberg und Frau 
Minister Dr. Leodolter sein zu können, erhöhte 
noch die Bedeutung. (Der V o r  s i t z  e n d  e 
übernimmt wieder die Verhandlungslei tung.) 

Wenn man die Hohen Schulen und auch 
die künstlerischen Institubionen Jugoslawiens 
genau

· kennt, dann merkt man, wie stark die 
Kontakte noch immer sind, die einst zwischen 
Graz und jugoslawischen Städten und Wien 
und jugoslawischen Städten b estanden haben. 
Es ist bief ergreifend - die Langlebigkeit 
mancher Exponenten der jugoslawischen Völ­
ker ist nun einmal sprichwörtlich -, zu er­
leben, daß zum Beispiel der Nestor der jugo­
slawischen Chirurgie Kostic in Wien sein 
Medizinstudium begonnen hat, als mein Leh-

rer in Anatomie, der nun schon über 35 Jahre 
tot ist, gerade Dozent geworden ist, und w:ie 
die Erinnerungen dieser Meister ihrer Dis­
ziplinen an ihre Schüler und Enkelschüler bis 
zum heutigen Zeitpunkt bestehen. Es dst für 
manche von uns eine selbstverständliche Ver­
pflichtung gewesen, auch die Jungen aus dem 
Bereich der Wissenschaft und der Erziehungs­
wissenschaft hieher zu bitten und ihnen G e­
legenheit zu geben, an unseren Stätten weiter­
zuforschen und sich weiter auszubilden. 

Die ungeheure Ausstrahlungskraft, die zum 
Beispiel die in den Erläuterungen erwähnte 
österreichische Lesehalle tin Zagreb auf die 
Jungen ausübt, kann mcht hoch genug einge­
schätzt werden. Daher ist es überaus erfreu­
lich, wenn die bisherigen, eher privaten Kon­
takte institutionalisiert werden. 

Meine Damen und Herren l Ich will es Ihnen 
ersparen, aus irgend einem Bereich auch nur 
einer medizinischen Fakultät Jugoslawiens 
aufzuzeigen, wie groß die Zahl derer ist, die 
.in Osterreich ihre Ausbildung genossen haben 
und sich immer, was sich inzwischen auch 
politisch abgespielt haben mag, zu diesen 
ihren Lehrern und zu ihrem Gastland von 
einst bekannt haben und noch immer be­
kennen. 

Ich weiß, der matenielle Inhalt, das 
materielle Volumen dieser Vorlage ist äußerst 
gering. Ich hoffe aber, gerade weil die Be..; 
ziehungen zwischen den beiden Ländern einer 
Belastung ausgesetzt sind, daß der ideelle 
Wert dieses Abkommens auch ein Indikator 
für die Europareife sein möge und ein Dunkel, 
das leider feststellbar ist, ein bißchen zu 
erhellen vermag. Ich hoffe, daß das auf allen 
Seiten verstanden wird. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das 
ist ruicbt der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. Die 
Frau Doktor verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t j m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1972 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Usterreich und dem 
Königreich Norwegen über die Zusammen­
arbeit auf den Gebieten der Kultur, Wissen-

schaft und Erziehung (823 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen zum 1 3. Punkt 
der Tagesordnung: Abkommen mit Norwegen 
über die Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Kultur, Wissenschaft und Erziehung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Remplbauer: Das Abkom­
men stellt einen Rahmenvertrag dar, der als 
Basis für künftige konkrete Austauschmaß­
nahmen auf kulturellem und wissenschaftlich­
technischem Gebiet dienen soll. Diese Aus­
tauschmaßnahmen werden anläßlich periodisch 
wiederkehrender Konsultationen zwischen 
beiden Vertragsstaaten vereinbart und als 
Regierungsübereinkommen abgeschlossen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Im Auftrag des Ausschusses für Verfas­
sungs- und Rechtsangelegenheiten stelle ich 
den A n t r a g, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates vom 25. Oktober 
1 972 keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Danke. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. 

Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Oktober 1972 betreffend ein Ubereinkom­
men (Nr. t l 1 ) über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf (830 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
14. Punkt der Tagesordnung : Ubereinkommen 
über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kouba. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kouba: Durch das gegen­
ständliche Ubereinkommen verpflichten sich 
die Vertragspartner, insbesondere eine inner­
staatliche Politik festzulegen und zu verfol­
gen, dUJ;ch die jegliche Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf ausgeschaltet wird. 

Der Nationalrat hielt bei der Genehmigung 
des vorliegenden Ubereinkommens die Erlas­
sung besonderer Bundesgesetze im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
zur Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung für erforderlich. 

Namens des Ausschusses für soziale Ange­
legenheiten stelle ich den A n  t r a g, gegen 
den Beschluß des Nationalrates vorn 25. Okto­
ber 1 972 keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Danke. 
Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Ing. 

Spindelegger gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Ing. Spindelegger (ÖVP) : Herr 
Vorsitzender I Herr Bundesministerr Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Am 4. Juni 
1958 hat die allgemeine Konferenz der Inter­
nationalen Arbeits organis ation bei 'ihrer 
42. Tagung beschlossen, daß die Anträge über 
die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf ein internationales Ubereinkommen er­
halten sollen. Die Mitgliedstaaten wurden 
verpflichtet, auch bei ihren Regierungen die 
Behandlung dieser Materie zu beraten. 

Es hat sich daher in österreich der Minrister­
rat am 2. 12. 1 959 mit dieser Angelegenheit 
befaßt, jedoch kam es zu keiner übereinstim­
menden Auffassung. Erst am 1 .  März 1960 
hat der Ministerrat den Bericht zur Kenntnis 
genommen und dem Nationalrat vorgelegt. 
Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
dann in seiner Sitzung am 24. März 1 960 
den Bericht beraten und beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme zu empfehlen. In 
der IX. Gesetzgebungsperiode wurde · j edoch 
dieser Bericht leider nicht mehr behandelt. 
Soweit die Vorgeschichte zu diesem Uberein­
kommen. 

Und nun einiges zu den einzelnen Bestim­
mungen des Ubereinkommens: Zu Beginn wird 
im Artikel 1 festgelegt, was als Diskriminie­
rung gilt. Es ist hier die Rede von der Aus­
schließung oder Bevorzugung auf Grund der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, des 
Glaubensbekenntnisses, der politischen Mei­
nung, der nationalen Abstammung oder der 
sozial-en Herkunft. Es wird jedoch betont, daß 
eine Unterscheidung, Ausschließung oder Be­
vorzugung, die im Erfordernis der Beschäfti­
gung begründet ist, nicht als Diskriminierung 
gilt. 

österreich hat durch eine Reihe von 
verfassungsgesetzlichen Bestimmungen den 
Gleichheitssatz gewährleistet. Ich möchte nur 
einige Bestimmungen anführen, die es Oster­
reich sehr erleichtern, den Grundtendenzen 
dieses Ubereinkommens zu entsprechen. 

Artikel 2 des Staatsgrundgesetzes besagt, 
daß alle Staatsbürger vor dem Gesetz gleich 
sind. Dieser Grundsatz wird auch durch Arti� 
kel 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1 929 dahin gehend ausgeführt, 
daß Vorrechte der Geburt, des Geschlechts, 
des Standes, der Klasse und des Bekenntnisses 
ausgeschlossen sind. 

315. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 45

www.parlament.gv.at



9090 Bundesrat - 315.  Sitzung - 9. November 1972 

Ing. Spindelegger 

Im Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes wird 
allen Staatsbürgern der freie Zugang zu den 
öffentlichen Ämtern zugesichert, und nach 
Artikel 6 kann jeder Staatsbürger an jedem 
Ort des Staatsgebietes seinen Wohnsitz neh­
men, Liegenschaften erwerben und über die­
selben frei verfügen sowie jeden Erwerbs­
zweig naCh den gesetzlichen Bedingungen aus­
üben. 

Ähnliche Bestimmungen sind in den Arti­
keln 66 und 61 des Staatsvertrages von 
Saint-Germain enthalten, die gleichfalls wie 
das Staatsgrundgesetz einen Bestandteil der 
österreichischen Bundesverfassung bilden. 

AuCh die Bestimmungen des Artikels 6 
Abs. 2 des Staatsvertrages betreffend die 
Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Osterreich laufen dahin hin­
aus, daß sich Osterreich dazu verpflichtet, daß 
die geltenden Gesetze weder ,ihrem Inhalt 
naCh noch in ihrer Anwendung Diskriminie­
rungen gegenüber dem Staatsbürger zur Folge 
haben dürfen. 

Damit, glaube ich, bestehen wesentliche 
Voraussetzungen schon jetzt, die die Ratifi­
zierung des Uberednkommens Nr. 1 1 1  sehr 
erleichtern. 

Im Artikel 2 sind die wesentlichen Ver­
pflichtungen der Mitgliedstaaten angeführt, 
und es ist festgehalten, daß eine innerstaat­
liche PoliNk so festzulegen und zu verfolgen 
ist, bei der jegliche Diskriminierung in bezug 
auf Beschäftigung und Beruf auszuschalten :ist. 

Der Artikel 3 konkretisiert dann die ein­
zelnen Vorkehrungen. Im besonderen wird 
hier auf die Zusammenarbeit der Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerverbände hingewiesen. 
Schließlich wird auch bestimmt, daß die Mit­
gliedstaaten über die getroffenen Maßnahmen 
j ährlich zu berichten haben. Die Artikel 4 und 
5 enthalten Vorbehalte und einige Ausnahme­
bestimmungen. 

arbeiten und Grundlagen für dieses Uberein­
kommen geschaffen wurden. Die Osterreichi­
sche Volkspartei wird diesem Beschluß die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich gemeldet 
Frau Bundesrat Hella Hanzlik. Ich erteile es 
ihr. 

Bis sie beginnt, begrüße ich die im Hause 
erschienene Frau Bundesminister für Gesund­
heit und Umweltschutz, Frau Dr. Leodolter. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
haben jetzt ziemLiCh eindeutig über diese Vor­
lage, die jetzt zur Diskussion steht, einiges 
gehört. Ich werde mir erlauben, einige Ge­
danken zu diesem Ubereinkommen zu sagen. 
Ich werde mich aber nicht so wie mein Vor­
redner an den Wortlaut der Erläuterungen 
und der Regierungsvorlage halten. 

Ich möchte besonders darauf hinweisen, daß 
die Sozialisten in diesem Hohen Hause, aber 
auch zu wiederholten Malen die Bundes­
kongresse des Osterreichischen Gewerk­
schaftsbundes und die Arbeiterkammertage 
die rascheste Ratifizierung internationaler 
Ubereinkommen gefordert haben. Die chrono­
logische Folge, die Sie hier aufgezählt haben, 
Herr Kollege, ist absolut richtig. Sie deutet 
aber doch darauf hin, daß es so viele Jahre 
gedauert hat, bis ein so wichtiges und grund­
legendes Ubereinkommen wie dieses ratifiziert 
wurde. Und erst jetzt, in den letzten Tagen 
sind wir dazugekommen, es zu ratifizieren, 
was wir selbstverständlich sehr begrüßen. 

Die Tatsache, daß die Ratifizierung solcher 
internationaler Ubereinkommen immer so 
lange Zeit erfordert, erweckt den Eindruck, 
daß die UrsaChe niCht zuletzt im Unverständ­
nis und in der Gleichgültigkeit bestimmter 
Kräfte lag, die letzten Endes dem inter­
nationalen Ansehen Osterreichs niCht genützt 
haben. 

Das Ubereinkommen Nr. 1 1 1 , dem wir heute 
unsere Zustimmung geben und das vom 
Nationalrat genehmigt wurde, verbietet j ede 
Diskriminierung auf Grund der Rasse, der 
Hautfarbe, des GeschleChts, des Glaubens­
bekenntnisses, der politischen Meinung, der 
nationalen Abstammung oder der sozialen 
Herkunft. Es stellt ein wesentliChes Grund­
satzdokument der Internationalen Arbeits­
orgaIliisation dar. Durch die Genehmigung 
dieses Ubereinkommens wird auCh der Ver-

Interessant ist vlielleicht noch festzustellen, 
daß auch bei internationalen Ubereinkommen 
das Dezimalsystem Eingang gefunden hat, 
denn im Artikel 9 ist festgehalten, daß das 
Ubereinkommen nach zehn Jahren, gerechnet 
von dem Tag, an dem es zum ,ersten Mal in 
Kraft getreten ist, g,ekündigt werden kann. Hat 
jedoch das Mitglied keinen Gebrauch von die­
ser Kündigungsfrist gemacht, so bleibt es für 
einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren ge­
bunden. Nur dann, wenn die Konferenz ein 
neues Ubereinkommen annimmt und dieses 
vom Mitglied ratifi:mert wird, tritt die sofortige 
Kündigung in Kraft. dacht vermieden, zu jenen Ländern zu ge­

Abschließend darf iCh sagen, daß bereits hören, welche die Diskriminierung noch nicht 
durch die österreichische Gesetzgebung der überwunden haben oder die Menschenrechte 
Ersten und Zweiten Republik wesentliche Vor- . mißachten. 
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Allerdings, meine Damen und Herren, kann 
und darf es sieb. hier nicht um eine Maßnahme 
handeln, der alle Parteien im Nationalrat die 
Zustimmung gaben, und um eine Maßnahme, 
die man im Bundesrat nicht beeinsprucht. Ich 
glaube und ich hoffe, daß Sie meiner Auf­
fassung sind, meine Damen und Herren: 
Dieses Ubereinkommen muß mit Leben erfüllt 
und internationale Gesinnung muß richtig ge­
pflegt werden. 

Aus den Erläuterungen zu diesem Uber­
einkommen geht hervor, daß der Kernpunkt, 
der die wesentliche Verpflichtung der Mit­
gliedstaaten statuiert, in Artikel 2 enthalten 
ist. In dem Artikel 2 heißt es, daß "die Mit­
gliedstaaten eine dnnerstaaUiche Politik fest­
zulegen und zu verfolgen haben, die darauf 
abzielt, die Gleichheit der Gelegenheiten und 
der Behandlung in bezug auf Beschäftigung 
und Beruf zu fördern, um jegliche Diskrimi­
nlierung auf diesem Gebiete auszuschalten". 

So unmißverständlidJ. die Verpflichtung zu 
einer Antidiskriminierungspolitik ist, die das 
Ubereinkommen den Ländern, die es ratifi­
zieren, auferlegt, indem sie Methoden vor­
schlägt, "die den innerstaatlichen Verhältnis­
sen und Gepflogenheiten angepaßt sind", über­
läßt sie die Wahl der bei der Verfolgung 
dieser Politik anzuwendenden Maßnahmen 
weitgehend dem Ermessen der Regierungen. 

Einige Formen, in denen die Politik, die 
sich gegen die DiskItiminierung richtet, zum 
Ausdruck. kommen sollte, werden 'in Artikel 3 
des Ubereinkommens aufgezählt. Auch zu 
dieser Bestimmung werden detaillierte Richt­
linien aufgestellt. Man kann diese in drei 
große Gruppen zusammenfassen: direkte Maß­
nahmen der Regierungen; Förderungsmaßnah­
men der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver­
bände und anderer interesSlierter Organisa­
tionen; Zusammenarbeit zwischen den Staats­
organen und unabhängigen Organisationen 
bei der praktischen Durchführung der Politik 
auf allen Ebenen. 

Die Verantwortlichkeit der Regierungen 
liegt unter anderem darin, für die aktive 
Förderung der Gleichheit der Gelegenheiten 
und der Behandlung in Beschäftigung und 
Beruf zu sorgen und, wie es im Uberein­
kommen heißt, "Gesetze zu erlassen und Er­
ziehungsprogramme zu unterstützen, die ge­
eignet erscheinen, die Annahme und Befol­
gung dieser Politik zu sichern" . 

Die einzige Mußvorschrift, die iden Regie­
rungen hinsichtlich der Gesetzgebung aufer­
legt wird, verpflichtet sie, "alle gesetzlichen 
Bestimmungen aufzuheben und alle Verwal­
tungsvorschriften oder Verwaltungsgepflogen­
heiten abzuändern, die mit dieser Politik nicht 
im Einklang stehen". 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß wir in diesem Ubereinkommen 
mehr sehen sollten als die Absicht, lediglich 
die Diskriminierung auf gesetzlichem Wege 
zu beseitigen. Besonders im Bereich der Be­
schäftigung wird das freiwillige Bekenntnis 
zur Rechtsgleichheit, die sich auf Menschen­
würde gründet, der wirksamste Faktor bei 
der Verhinderung von Ungerechtigkeiten sein. 

Ich glaube, man sollte auch erkennen, daß 
sich die Diskriminierung nicht nur schädi­
gend auf das Wohl der unmittelbar Betrof- . 
fenen auswirkt, sondern auch den Fortschritt 
der Gesellschaft als Ganzes aufhalten kann. 

Nach Artikel 3 d des Ubereinkommens sind 
der Regierungen verpflichtet, die Politik der 
Nichtdiskriminierung "in bezug auf die Be­
schäftigungen zu befolgen, die der unmittel­
baren Aufsicht einer staatlichen Behörde 
unterstehen" . Es werden hier die Einrichtun­
gen Berufsberatung, Berufsausbildung und 
Arbeitsvermittlung angeführt, die der Aufsicht 
einer staatlichen Behörde unterstehen sollen. 
In den Erläuterungen zu diesem Uberein­
kommen wird darauf verwiesen, daß die 
Tätigkeit dieser von mir jetzt hier angeführten 
Stellen der österreichischen Auffassung und 
Praxis entsprechen. 

Der Gleichheit der Gelegenheiten !in der 
Berufsausbildung und Arbeitsvermittlung 
wird große Aufmerksamkeit zugewendet. Es 
ist bekannt, daß besonders die Arbeitsämter 
bei uns in Osterreich, lindem sie ihre Bera­
tungs- und Vermittlungsdienste allen Arbeit­
suchenden ohne Unterschied zugänglich 
machen, eine nicht zu ersetzende Rolle bei 
der Beseitigung der Diskriminierung spielen. 

Was die Diskriminierung auf Grund des 
Geschlechts betrifft, muß darauf hingewiesen 
werden, daß die Internationale Arbeitskonfe­
renz den speZiifischen Beschäftigungsproblemen 
der Frau 'hervorragende Bedeutung beimißt. 
Dies kommt auch in mehreren internationalen 
Regelungen zum Ausdruck.. 

Abschließend möchte ich noch bemerken, 
daß die Internationale Arbeitsorganisation 
erst vor kurzem ihr 50jähr:iges Jubiläum be­
ging und in einem besonderen Sinne als 
Sonderorganisation betrachtet werden kann: 
sie ist als einzige internationale Organisation 
auf dem dreiparteilichen System aufgebaut. 
In ihren beschlußfassenden Organen vereinigt 
die IAO Vertreter von Reg,ierungen, Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern. 

Anläßlich der Gründungsversammlung, 
deren Initiatoren internationale Gewerkschaf­
ter waren, hieß es wörtlich: "Aus diesem 
internationalen Parlament sollten nicht nur · 
internationale Konventionen ohne Rechtskraft 
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hervorgehen, sondern internationale Gesetze, Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
die vom Augenblick ihrer Annahme an die- erstatter. 
selbe Rechtskraft hätten wie nationale Ge-
setze." 

Die Internationale Arbeli.tsorganisation 'ist 
seit 1946 eine Sonderorganisation der Ver­
einten Nationen und ist als solche bestrebt, 
in enger Zusammenarbeit mit anderen Orga­
nisationen die gleichen Ziele der G erechtig­
keit und sozialen Sicherheit zu verfolgen. So 
kann auch sie zur vollen und echten Ver­
wirklichung der MenschenreChte beitragen, die 
da lauten: 

"Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren und sollen ein­
ander im Geist der BrüderliChkeit begegnen." 

Meine Fraktion wird dieser Vorlage selbst­
verständl,ich zustimmen. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. 

Wünscht noch jemand zu sprechen? - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist 'auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 

Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  8 p r u c h zu erheben. 

15. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1972 über ein Bundesgesetz 
betreffend den Urlaub für Arbeitnehmer in 
der Bauwirtsdlaft (Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 
1912 - BArbUG 1972) (819 und 831 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 5. Punkt der Tagesordnung: Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz 1 972. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Lied!. Ich 
bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Liedl: Frau Minister! Hoher 
Bundesrat! Der gegenständliche Gesetzes­
beschluß des Nationalrates hat eine Neufas­
sung der Bestimmungen betreffend den Urlaub 
für Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft zum 
Gegenstand, durch die insbesondere verschie­
dene Leistungsverbesserungen und ein den 
modernen Anforderungen entsprechendes Ver­
fahren über Vorschreibung und Entrichtung 
der Zuschläge sowie Berechnung und Auszah­
lung der Urlaubsentgelte verankert werden. 

Als Ergebnis seli.ner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
keinen Einspruch zu erheben. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Böck. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Böck (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Frau Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die heute zur Diskussion stehende 
Gesetzesvorlage beinhaltet nicht wie in den 
früheren Jahren eine Novellierung des Bau­
arbeiter-Urlaubsgesetzes, . sondern eine voll­
kommene Neufassung. Auf Grund der techni­
schen Umstellung des Instituts Bauarbeiter­
urlaubskasse auf Datenverarbeitung mußte ,im 
Verlaufe der letzten Jahre mehrmals der 
Gesetzgeber beansprucht werden, eine Novelle 
zu erlassen; diesmal wurde die gesamte 
Materie neu ge faßt. 

Aber nicht nur die tedmischen Probleme 
waren es, die die Bet,roffenen veranlaßt haben, 
das Gesetz neu zu fassen. Seit dem Jahre 
1946, der erstmaligen Beschlußfassung über 
ein Gesetz über den Urlaub der Bauarbeiter, 
ist wirtschaftlich und technisch sehr viel ge­
schehen, im besonderen in bezug auf die 
Urlaubsbestimmungen der einzelnen Berufs­
kategorien, und diese abzuändern und den 
Gegebenheiten aller anderen Berufssparten an­
zugleichen, war das erstrangige Problem bei 
der Neuschaffung dieses Gesetzes. 

Und nun gestatten Sie mir, in dliesem Rah­
men einige Sätze über das Gesetz überhaupt 
zu sagen. Wir hatten bereits in der Ersten 
Republik eine Bestimmung über den Urlaub 
der Bauarbeiter, die aber beschränkt war auf 
drei Bundesländer und nur durch Kollektiv­
vertrag geregelt war, nicht durch Gesetz. Es 
war die Fürsorgekommission für das Bau­
gewerbe, es galt nur für Wien, Niederöster­
reich und die Steiermark. 

Das war ein Zustand, der für die in diesen 
Berufsgruppen Tätigen unzulänglich war. Nur 
wenige konnten den Mindesturlaub erreichen, 
der Großteil überhaupt nicht, und ein höherer 
Urlaubsanspruch von mehreren Wochen war 
für den Bauarbeiter undenkbar. 

Es war daher nahezu selbstverständlich, daß 
im Jahre 1946 führende Männer auf beiden 
Seiten bereit waren, sich zusammenzusetzen 
und die Wünsche der Bauarbeiter einmal zu 
überdenken. Es wurde versucht, diese Gedan­
ken ,in Gesetzesform zu fassen. Das Schrift­
stück, das zu diesem Gesetz geführt hat, trägt 
Namen, die Ihnen allen bekannt sind: Johann 
Böhm, Karl Maisei auf der einen Seite, Julius 
Raab und Alois Weinberger auf der anderen 
Seite. 

Erst dieses Dokument, diese Vereinbarung 
zwischen den Gruppen, hat es möglich ge-
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macht, auch für den Bauarbeiter ein Urlaubs­
gesetz zu schaffen, das nicht nur als Urlaubs­
gesetz bezeichnet wird, sondern das ihm 
praktisch auch die gleichen Bedingungen bietet 
wie jedem anderen, denn auf Grund der 
saisonalen Tätigkeit wäre es dem Großteil 
der Bauarbeiter nie möglich gewesen, de facto 
einen Urlaub zu erreichen, geschweige denn 
überhaupt einen längeren Urlaub einmal zu 
genießen. 

Im Mai 1946 wurde das neue Gesetz ge­
schaffen. Zu diesem Gesetz brauchte man auch 
eine Institution, die dieses Gesetz in die Tat 
umsetzen und Wirklichkeit werden lassen 
kann. Das war die Bauarbeiterurlaubskasse. 
Sie wUIde im November 1946 installiert und 
arbeitet seit dieser Zeit. 

Was hat diese Urlaubskasse zu tun? Für 
jeden Unternehmer ergibt sich die Tatsache, 
daß, wenn ein bei ihm Beschäftigter auf 
Urlaub geht, er ihm jenes Urlaubsgeld aus­
bezahlen muß, das der Beschäftigte kraft 
seiner Anwartschaften erreicht, also 1 8, 24 
oder 30 Werktage. 

Baim Bauarbeiter-Urlaubsgesetz war es 
anders. Hier gab es eine Riskengemeinschaft 
der Unternehmer, wobei unbeschadet dessen, 
ob ein Unternehmer Arbeiter mit Anspruch 
auf viel oder wenig Urlaub in seinem Betrieb 
hatte; für jeden der gleiche Betrag bezahlt 
werden mußte und die Urlaubskasse den Aus­
gleich durchführte. 

Die Urlaubskasse selbst ist in ihrer Struktur 
paritätisch zusammengesetzt: Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu gleichen Teilen, wobei die 
zentralen Funktionäre 'in diesen Körperschaf­
ten einerseits von der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, andererseits vom 
Osterreichischen Arbeiterkammertag und län­
dermäßig von den örtlich zuständigen Kam­
mern entsendet werden. 

Ich bin momentan überfragt, aber ich glaube, 
daß das Bauarbaiter-Urlaubsgesetz seit 1946 
etwa 1 5  Novellierungen über sich ergehen 
lassen mußte. Irgendwann, mittendrin, hat 
man sich 1 957 dazu bereit gefunden, eine 
Neuauflage zu machen, und heute stehen wir 
praktisch vor der dritten Auflage, vor dem 
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972. 

Auch dieses Verhandeln stellt wieder eine 
Eigenart dar. Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 
oder, wie es heute heißt, das "Bauarbeit­
nehmer-Urlaubsgesetz" wird nicht wie üblich 
in den Ministerien von den Experten vor­
bereitet, dieses Gesetz wird zwischen den 
beiden Kollektivvertragspartnern ausgehan­
delt. Dem Ministerium wird ein vollkommen 
fertiger Entwurf mit der Bitte übergeben, ihn 
den Gegenheiten anzupassen, verfassungs­
rechtlich alles zu überprüfen, juristisch zu 
überprüfen, und dann dem Parlament vorzu­
legen. Das ist geschehen. 

Wir haben in diesem neuen Gesetz einige 
Änderungen. Es wäre in diesem Krelis jenen, 
die damit nichts zu tun haben, zuviel zuge­
mutet, wenn ich jetzt sagte, welche techni­
schen Details und welche Fakten ügendwie 
geändert wurden. Es wurde in allen sechs 
Abschnitten in Dberainstimmung mit allen 
Beteiligten vollkommene Klarheit geschaffen. 

Entscheidende Änderungen, die eine Benach­
teiligung der Bauarbeiter bisher beinhaltet 
haben, sind: 

Ein Bauarbeiter wurde gegenüber allen 
anderen Arbeitern dahin gehend benachteiligt, 
daß ein Feiertag, der auf einen Samstag ge­
fallen ist, von ihm selbst zu bezahlen war. 
Er konnte wohl am Montag zu Hause bleiben, 
am 18. ,  24. oder 30. Werktag noch Urlaub 
halten, bekam ihn aber weder von der Firma 
noch von der Urlaubskasse vergütet. Dazu 
könnte man fast sagen : Ungleichheit vor dem 
Gesetz. Es war aber so, da es dn einem eigenen 
Gesetz geregelt war. Hier wurde Abhilfe ge­
schaffen, sodaß die Urlaubskasse den Samstag­
Feiertag - es gibt einmal einen und einmal 
zwei solcher Feiertage pro Jahr, im kommen­
den Jahr haben wir zwei, in diesem Jahr 
war es einer - dem Arbeiter aus den einge­
zahlten Beträgen vergüten muß. 

Eine grundlegende Änderung gibt es bei 
der Verrechnung des Urlaubsentgeltes. Bisher 
wurde der Berechnung des Urlaubsentgeltes 
der reine kollektivvertragliche Stundenlohn 
zugrunde gelegt. Sie wissen alle aus Ihrer 
Tätigkeit, daß das Urlaubsentgelt in allen 
anderen Berufen nach dem Arbeiterurlaubs­
gesetz in einer Höhe zu bezahlen ist, die 
dem Verdienst in dem Augenblick. entspricht, 

Ich habe bereits erwähnt, daß sich das in dem der Beschäftigte Urlaub hält, also 
Urlaubsrecht im allgemainen stark geändert darnach, was er gerade verdient hat. 
hat. Innerhalb des Urlaubsrechtes der Bau­
arbeiter hat sich in den letzten Jahren nicht 
allzu viel geändert, daher auch die große Eile, 
ein neues Gesetz zu machen. Wenn ich sage 
"große Eile", so klingt es paradox, wenn ich 
dazusage, daß wir über dieses Gesetz seit 
September 1 970 verhandeln. 

Beim Bauarbeiter war es nicht so. Er wurde 
während des Urlaubes nur nach den kollektiv­
vertraglichen Bezügen entlohnt. Was hat das 
bedeutet? Daß er manchmal während der 
Urlaubszeit nicht einmal die Hälfte von dem 
an Entgelt bekommen hat, was er in dieser 
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Zeit verdient hätte, sodaß er im Vergleich 
zu allen anderen Arbeitern, die Urlaub gehal­
ten haben, in finanzieller Hinsicht weit, weit 
unter dem gelegen ist, was sie gehabt haben. 
Alle anderen Probleme möchte ich in diesem 
Kreis nicht erwähnen. 

Ich darf nur sagen, daß ich in doppelter 
Eigenschaft darüber glücklich bin, daß wir 
dieses Gesetz über die Bühne gebracht haben 
und mit dem heutigen Beschluß den Schluß­
strich machen könnenj in doppelter Eigen­
schaft, und zwar als Vorsitzender der Gewerk­
schaft, der die Bauarbeiter angehören, aber 
auch in der Eigenschaft des Obmanns des 
Instituts, das für diese Bauarbeiter arbeitet. 

Wir haben, um eine Besserstellung des Ent­
gelts der Bauarbeiter zu erreichen, den Passus 
in das Gesetz aufgenommen, es muß grund­
sätzlich bei einer kollek1Jivvertraglichen Rege­
lung bleiben. Wir haben dazu gesagt: Der 
kollektivvertragliche Stundenlohn wird zuerst 
um 20 Prozent in der Berechnung aufgestockt, 
und von diesem Betrag wird dann das 
Urlaubsentgelt berechnet, sodaß .es in der 
Praxis so sein wtird, daß der Bauarbeiter wäh­
rend seines Urlaubes ab nun 20 Prozent mehr 
Urlaubsentgelt erhalten wird, als er vorher 
gehabt hat. 

Ich habe bereits erwähnt, daß ein Gesetz 
immer in der Form entsteht, daß die Ver­
tragspartner beim Bundesministerium für 
soziale Verwaltung einen Antflag einbringen, 
und diesem Antrag wird stattgegeben. 

Mit der Erledigung dieses Gesetzes haben 
die Vertragspartner eine weitere Verpflich­
tung im Gesetz übernommen : daß sie jenen 
Faktor, der zur Berechnung des Urlaubsent­
geltes gehört und der durch Verordnung des 
Ministeriums zu erlassen ist, ebenfalls durch 
Antrag dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung vorlegen müssen. 

Und nun gestatten Sie mir noch einige 
kurze Bemerkungen: Dieses Bundesgesetz be­
trifft derzeit 196.000 Menschen, mit ihren 
Familienangehörigen sicherlich zwischen 
600.000 und 800.000 Menschen, etwa 1 0  Prozent 
der österreichischen Bevölkerung. Ich weiß, 
es waren Bestrebungen im Gange, die Dauer 
der heutigen Sitzung etwas zu verkürzen. Da 
es sich hier mit den Familienangehörigen aber 

·um etwa 10 Prozent der Bevölkerung handelt, 
habe ich gesagt, soll es mir doch gestattet 
sein, für diese Menschen ein paar Worte zu 
sagen. 

Die Urlaubskasse selbst hat auf Grund 
statistischer Unterlagen feststellen können, 
daß die Zahl der Beschäftigten seit 1 970, genau 
genommen zwischen August 1970 und August 
1 972, um 2 1 .000 gestiegen ist, das heißt, wenn 

wir heute 196.000 ausweisen, waren es 1 970 
nur 175.000. 

Warum sage ich das noch? Weil heute in 
der Diskussion schon einige Male darauf hin­
gewiesen wurde - einmal mehr leise, einmal 
mehr laut -, es geschehe unter einer 
sozialistischen Regierung auf wirtschaftlicher 
Ebene - es wurde nicht gesagt: nichts - zu­
wenig oder es ginge zu langsam vor sich. 
Hier ein eindeutiger Beweis, wenn wir von 
1 75.000 Beschäftigten auf 196.000 steigern 
können in einer Gruppe, die wirtschaftlich 
von ganz besonderer Bedeutung ist, was die 
Vergangenheit immer wieder gezeigt hat. Ein 
Rückschlag in der Bauwirtschaft bedeutet 
innerhalb von sechs Monaten einen Rückschlag 
in der Gesamtwirtschaft. Hier ist also ein 
ganz beträchtliches Ansteigen festzustellen. 

Noch eine Feststellung : Im gleichen Zeit­
raum, in diesen gleichen zwei Jahren, ist die 
Winterarbeitslosigkeit in jenen Berufs­
gruppen, die diesem Gesetz unterliegen, von 
60.000 auf 20.000 gesunken. Auch das ist ein 
Beispiel dafür, daß die Wirtschaftspolitik der 
derzeitigen Regierung zumindest nicht schlecht 
sein kann. (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. P i  t s c  h m a n  n.) Herr Kollege Pitsch­
mann! Das läßt s'ich nicht einmal mit Aus­
schnitten aus der "Arbeiter-Zeitung" korrigie­
ren! (Ruf bei der 8PO: Der milde Winter! -
Bundesrat Dr. P i  t s c h m a n  n: Diese.r Winter 
war ein großes Glück tür alle!) 

Ich glaube, wir alle können uns mit den 
Bauarbeitern darüber freuen, daß s:ie endlich 
jene Urlaubs bestimmungen bekommen, die 
ihnen zustehen. Diese Bestimmungen treten 
mit 1 .  1 .  1973 in Kraft. Diese Normen stellen 
sie mit allen anderen Berufsgruppen zwar 
nicht bei der Entgeltauszahlung, wohl aber 
hinsichtlich der Dauer des Urlaubs gleich. Wir 
können uns doch darüber freuen, daß zumin­
dest auf diesem Gebiet eine Angleichung an 
die anderen Berufsgruppen herbeigeführt wer­
den konnte. Ich persönlich freue mich darüber, 
daß dies in der Spanne einer sozialistischen 
Regierung geschah. (Beifall bei der 8PO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand zu sprechen? - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Auch das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
National.rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 
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16. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1972 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Abgabe von Arzneimitteln 
auf Grund ärztlidJ.er Verscbreibung (Rezept-

pilicbtgesetz) (818 und 832 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 16. Punkt 
der Tagesordnung: Rezeptpflidltgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schipani. 
Idl bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter SdJ.ipani: Hoher Bundesrat I 
Die gegenständlidle Vorlage hat eine Neu­
fassung der Vorschriften über die Rezeptpflicht 
von Arzneimitteln zum Gegenstand. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 7. Novemeber 1972 in Verhand­
lung genommen und einstimmig besdllossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für so�iale Angelegenheiten somit 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen : Gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 25. Oktober 
1972 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Abgabe von Arzneimitteln auf Grund ärzt­
licher Verschreibung (Rezeptpfl,idltgesetz) 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dr. Gisel. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPü) : Herr Vorsitzen­
der! Frau Minister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Dieses Gesetz ermöglicht eine Adap­
tierung, weil verschiedene Maßnahmen, die 
im alten Gesetz vorgesehen sind, erneuerungs­
bedürftig geworden sind. 

Im Zentrum der Gesetzesvorlage stehen die 
ärztliche Versmreibung und ihre Materialisa­
tion, das Arzneimittel. 

Im bin in den letzten Tagen von Journali­
sten und gestern audl von Leuten aus einer 
anderen Bevölkerungsgruppe gefragt worden, 
warum das Rezept noch immer so ein bißmen 
im Geheimnisvollen steckt und warum so viele 
anscheinend doch vollkommen harmlose, aber 
doch wirksame Medikamente nur über ärzt­
liche Verschreibung und beim Apotheker und 
nicht wie irgendein Kosmetikum auch im 
direkten Handel erhältlim sind. 

Wir sind hier im Haus bisweilen der Ver­
lockung ausgesetzt, dort, wo wir beruflich 
sachkundig sind, Erklärungen abzugeben, die 
manchmal schon einer akademismen Vor­
lesung gleidlen. Ich will mich sehr kurz fassen, 

hier über das Rezept aber doch das Wesent­
liche mitteilen. 

Das Rezept müßte nicht so aussehen, wie 
es derzeit noch immer in der ganzen Welt 
üblich ist. Das ärztliche Rezept ist sehr alt. 
Das älteste, das wir kennen, ist 4000 Jahre 
alt; ein Arzt der Sumerer hat es nieder­
gesmrieben. Wenn wir seinen Inhalt über­
prüfen, können wir verstehen, daß er die 
Droge, die er da zusammenmixen ließ, in 
Bier nehmen ließ. So entsetzlich smmeckt 
dieses Zeug, und man braucht also ein ge­
wisses geschmackverbesserndes Mittel, um 
es einnehmen zu können. 

Die ägyptische Medizin, eine Priestermedi­
zin, hat einen eigenen Code verwendet, um das 
Medikament ndcht populär werden zu lassen. 
Daher ist es für uns heutzutage schwierig, 
ägyptische Rezepte auf ihren wahren Inhalt 
zu überprüfen: Man kommt gar nicht darauf, 
was mit den einzelnen Bezeichnungen gemeint 
ist. 

Die Gfliemen haben dann aus ihrer Vor­
liebe, die Materie zu erkunden, die Arznei­
mittel auf eine ganz neue Basis gestellt. Ent­
weder war für die Griechen eine Krankheit 
eine Strafe irgendeines Gottes, dann war der 
Kranke angewiesen, einen Heiltempel aufzu­
suchen und durch Opfer bei den Priestern 
eine Befreiung von seiner Krankheit zu er­
reichen. Oder die Erkrankung war Resultat 
zum Beispiel eines Giftes und sollte durch 
ein Gegengift beseitigt werden. Daß diese 
Gegengifte nicht ungefährlich waren, war den 
Griechen bekannt. Daher haben die Schüler 
des Hippokrates bei sehr wirksamen Medika­
menten ihren Patienten geraten, bevor sie 
das Medikament nehmen, noch rasch das 
Testament zu mamen. (Bundesrat S e h r  e i­
n e I: Würden Sie das heute auch empfehlen ? 
- Heiterkeit.) Nein. Ich bin j a  Anatom. 
(Neuerliche Heiterkeit.) 

Als dann die griechische Staats macht zu 
Ende gegangen war und durch die lateinische 
abgelöst wurde, haben die Römer die 
griechisdlen Ärzte importiert. Das war nicht 
immer zum Nutzen der lateinischen Bevölke­
rung, denn viele dieser griechischen Ärzte 
waren nicht .griechische Ärzte, sondern waren 
so etwas wie Sanitätsunteroffiziere irgend­
einer griechischen Stadtmacht gewesen, aber 
in Rom gaben sie sich als Ärzte aus. 

Es ist also überaus interessant, nachzulesen, 
was alles Cato in seinen Diskussionen über 
die griechischen Ärzte vorgebracht hat. Er 
fordert zum Beispiel seine Landsleute auf, 
sich vor diesen Ärzten zu hüten, und formu­
liert: Militärism haben wir die Griedlen er­
led1gt. Aber nun haben sie uns die Ärzte 
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Dr. Gisel 
geschickt, und diese wollen 'ihre Nation an 
der unseren rächen. 

Dies war der Grund dafür, daß sich manche 
Patrizier vor diesen griechischen Ärzten zwar 
gefürchtet, wohl aber Rezepte gesammelt 
haben. Einer von ihnen, Herr Celsus, wurde 
wegen seiner Rezeptsammlung überaus be­
rühmt, und ein Fast-Landsmann von uns, 
Theophrast Bombast, nannte sich Jahrhunderte 
später Paracelsus. So sehr war er beeindruckt 
von dem Können des einstigen Patriziers 
Celsus, der aber weder Arzt war noch die 
Heilkunde intensiv ausgeübt hat. 

Da ist aber ein griechischer Arzt zu erwäh­
nen, und zwar Galenos aus Pergamon, der 
sehr geschickt angefangen hat, in Rom seine 
Klientel zusammenzubringen. Er hat sich ein 
Haus auf dem Forum gemietet, hielt vor die­
sem Haus durch seine Sklaven angekündigte 
Vorträge über den Körperbau und hat in den 
ebenerdigen Zimmern auf Tischen Organe von 
Tieren ausgestellt, womit er demonstrieren 
wollte, an welchem Teil des Organismus sich 
das Medikament, das er empfiehlt, auswirkt. 
"Tisch" ist im Griechischen die "Theke", die 
Präparate lagen a u f  - im Griechischen 
"apo" - dem Tisch, also Apotheke. Der Be­
griff der Apotheke ist also ursprünglich kein 
pharmazeutischer, sondern ein Ausdruck, der 
aus der volksbildnerischen Darstellung der 
Medizin gekommen ist. 

Galen hat als erster genau erkannt, daß 
jedes Medikament, wenn es eine Wirkung 
entfaltet, diese Wirkung nur über den gesam­
ten Organismus hin entfalten kann. Er machte 
darauf aufmerksam, von welcher Bedeutung 
daher das Medikament ist und wie es zuberei­
tet wird. Wegen dieses seines Einsatzes für 
das Medikament ist heutzutage noch der Be­
griff der Galenik, der galenischen Zubereitung 
von Heilmitteln, für den Apotheker ein ver­
pflichtender und sagt allen Fachkundigen aus, 
was damit gemeint ist. 

. Die nächste Periode schließt sich nun an, 
das war die arabische Periode. Sie muß auch 
in diesem Zusammenhang erwähnt werden. 
Aus der Spekulationssucht, die diese Völker 
des Nahen Ostens haben, erwuchs die Be­
schäftigung, manche Materie genauer zu er­
gründen, und die Apotheke als solche ist aus 
den arabischen Ländern zu uns gekommen. 

Die Staufer haben dieses Modell übernom­
men, und wir finden in dem ärztlichen Eid, 
wie er im Kaiserreich Friedrichs 11. um 1 240 
geschworen werden mußte, die interessante 
Einstellung der damaligen Zeit zum Medika­
ment. Der Arzt mußte damals schwören, 
erstens Arme unentgeltlich zu behandeln, 
zweitens jeden Apotheker zur Anzeige zu 
bringen, der ein Medikament nach. Meinung 

des Arztes unsachgemäß zubereitet hätte, und 
drittens war dem Arzt verboten, selbst Medi­
kamente abzugeben, es war ihm verboten, eine 
Apotheke zu betreiben. 

Damit sind wir in eine Periode gekommen, 
die zu den absonderlichsten in der Geschichte 
des Medikamentes und seiner Anwendung 
gehört. Verzeihen Sie den Ausdruck, er sollte 
in einem Saal wie diesem gar nicht gebraucht 
werden, aber die Medico-Historik nennt die 
Apotheke dieser Jahrhunderte die Dreckapo­
theke, weil man damals geglaubt hat, die 
widerlichsten Substanzen in Medikamente ein­
arbeiten zu müssen. 

Der Protagonist der Chinareisenden von 
heute, Marco Polo, hat solcbe Rezepte aus 
dem Fernen Osten nach Europa gebracht. Ich 
will Ihnen nicht die Lust auf das Mittagessen 
nehmen (Heiterkeit), aber in einem dieser 
Medikamente, das man bei Opiumvergiftun­
gen nehmen soll, sind die wesentHchsten Be­
standteile drei männliche und drei weibliche 
geröstete Eidechsen, drei männliche und drei 
weibliche geröstete Heuschrecken. 

Eine große Rolle spielen der jetzt wieder 
sehr in Mode gekommene Ginseng, die Korea­
wurzel, sowie Schlangenschwanz und Vogel­
kiaue. Und als letztes und vielleicht Un­
appetitlichstes :  Es mußte ein Sarg mit einer 
längst verrotteten Leiche daI1in gefunden wer­
den. Die Nägel dieses Sarges mußten pulveri­
siert werden. Das Ganze, was ich Ihnen bis 
jetzt vorgetragen habe, mußte ins Wasser ge­
bracht, auf die Hälfte eingedickt und in einem 
Guß eingenommen werden, dann war man die 
Opiumvergiftung los. (Heiterkeit.) 

Rein regionär ist es nicht uninteressant, 
daß jener Patrizier Celsus eine Kollegin bei 
uns gefunden hat, PhHippine WeIser - Schloß 
Ambras in Tirol, ihre Rezeptsammlung ist be­
kannt -, Gattin des damaligen Erzherzogs 
von Thol, Ferdinanid, die auch eine Reihe von 
uns heute sehr interessierenden Rezepten nie­
dergeschrieben hat. Gegen die Epilepsie, gegen 
die Fallsucht, empfahl sie: Aus einem Schwal­
bennest mußte eine sehr junge Schwalben­
brut entnommen werden, und zwar ging es 
nur, wenn die Schwalben vorn einen rotbrau­
nen Fleck hatten. Die Federn dieser Schwal­
benbrut WJaren mit einer Schere zu kürzen, 
und dann mußten sie in Weinessig eingelegt 
werden. Es ist genau beschrieben, wie lange 
diese Schwalben im Essig liegen mußten. Das 
Ganze ergab dann ein hochwertiges Medika­
ment gegen die Epilepsie. Wir haben es nach­
geprüft : Wirkung null. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Das Medikament bedarf einer strengen Be­
wahrung, und ein Apotheker mit sehr großer 
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und langer Erfahrung muß über das Medika­
ment wachen. Ob das Rezept für den Laien 
immer verschlüsselt bleiben wird, wie es jetzt 
ist, ist eine andere Angelegenheit. 

Aber wie sehr wir dankbar sein müssen, 
daß Wlir in Osterreich dem Rezept und dem 
Medikament eine so große Aufmerksamkeit 
entgegenbringen, ersehen wir daraus, daß vor 
nicht allzu vielen Jahren im Nachbarland, in 
der Bundesrepublik, eine sehr seriöse Firma 
ein ausgezeichnetes Medikament in den Han­
del gebracht hat, von dem niemand wissen 
konnte, daß es im Körper einer schwangeren 
Frau eine verheerende Wirkung auf den Kör­
per des noch ungeborenen K!indes ausübt. Und 
die gewaltigsten Summen müssen ,in der deut­
schen Bundesrepublik aufgewendet werden 
und können dieses unendliche Leid nicht lin­
dern, das über 5000 an den Gliedmaßen schwer 
verstümmelten, jetzt zwölf-, dreizehn- und 
vierzehnjährigen Menschen gekommen ist. 

Wirkung und Nebenwirkung der Medika­
mente, meine Damen und Herren, können nur 
vom Arzt in jedem einzelnen Fall bekundet 
werden. Daher ist die Abgabe von Medika­
menten außerhalb der Apotheke in keiner 
Weise zu verantworten. Daß künftighin neben 
allen übrigen Kommissionen, die dafür einge­
setzt sind, eine RezeptkommisSlion über die 
weitere Zulassung von Medikamenten noch 
besonders wachen wird, ist gleichfalls eine 
Beruhigung. 

Wenn Wirkstoffe rezeptpflichtig sind, könn­
ten Sie meiner Meinung nach bei widrigem 
Gebrauch, also auch bei Einnahme einer grö­
ßeren Menge, zu gesundheitlichen Schädigun­
gen führen. 

Medikamentenmißbrauch und Medikamen­
tenhortung sind heute auf der Tagesordnung. 
Die Hausapotheken der einzelnen Familien 
si�d überfüllt, teilweise sogar mit alten Prä­
paraten, die keine Wirkung mehr haben, da 
das Haltbarkeitsdatum längst abgelaufen ist. 
Heute gibt es für jedes "Wehwehchen" Pillen. 
Man nimmt für jedes "Wehwehchen" heute 
eine Tablette oder Tropfen. 

Ich sehe eine Gefahr darin, daß Präparate, 
die an und für sich rezeptpflichtige Wirkstoffe 
enthalten, wie es in den Erläuterungen heißt, 
frei in Apotheken abgegeben werden können. 

In der Regierungsvorlage heißt es unter 
§ 2 Abs. 3, daß solche Präparate abgegeben 
werden können, wenn sie bei bestimmungs­
mäßigem Gebrauch die Gesundheit von Men­
schen oder Tieren nicht gefährden können. 
Der bestimmungsmäßige Gebrauch kann : aber 
nicht überwacht werden, wenn das Medika­
ment frei in allen Apotheken erhältlich istl 
Es ist nur zu hoffen, daß nur ganz geringe 
Spuren dieser rezeptpflichtigen Wiirkstoffe in 
den dann freigegebenen Medikamenten ent­
halten sind. 

Wir alle, Hoher Bundesrat, wollen die Ge­
sundheit unseres Volkes erhalten und fördern. 

So glauben wir, sagen zu dürfen, daß dieses Die Rezeptpflicht ,ist erforderlich, denn sie soll 
Gesetz einen sehr wichtigen Beitrag zur Er- vor Medikamentenmißbrauch schützen. Daher 
haltung der Volksgesundheit leisten wird. Ich gibt auch meine Fraktion dem Gesetzes­
danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) beschluß die Zustimmung. (Beifall bei der 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Frau OVP.) 

Bundesrat Schmidt. Ich erteile es ihr. Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 

Bundesrat Elisabeth Schmidt (OVP) : Frau gemeldet. 

Ministerl Herr Vorsitzender I Hoher Bundes- Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
rat! Nach diesem wissenschaftlichen Vortrag nicht der Fall. 
von Herrn Kollegen Dr. Gisel erlaube ich mir, Die Debatte ,ist geschlossen. 
nun ein paar mehr konkrete Dinge aus diesem 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Gesetz herauszugreifen, die ich doch bemer-
kenswert finde. Schlußwort? - Er verzichtet. 

Es ist selbstverständlich, daß das derzeitige 
Gesetz überholt ist und ein neues geschaffen 
werden muß. Ich möchte jedoch auf einen 
Absatz im Gesetzentwurf hinweisen, der mir 
zu denken gibt. Ich bin kein Fachmann, ich 
bin ein Laie, aber dieser Absatz gibt mir zu 
denken. 

Die Bestimmung im § 2 Abs. 3 der Vorlage 
sieht vor, daß bestimmte Präparate von der 
Rezeptpflicht befreit werden können - nun 
kommt der Pferdefuß -, auch 'wenn deren 
Wirkstoffe flan und für sich rezeptpflichtig 
wären". So heißt es in den Erläuterungen der 
Regierungsvorlage wörtlich. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
heben. 

der 
des 
er-

17. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 25. Oktober 1972 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gehaltskassengesetz 1959 
geändert wird (GehaltskassengesetznoveUe 

1972) (833 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
17. Punkt der Tagesordnung : Gehaltskassen­
gesetznovelle 1 972. 
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Vorsitzender 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kouba. 
Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Kouba: Hohes Haus ! Vorlie­
gender Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sieht insbesondere eine Anpassung der Be­
stimmungen des Gehaltskassengesetzes 1959, 
das die Bemessung und Auszahlung der Be­
züge der in Apotheken tätigen Pharmazeuten, 
die Rezeptverrechnung der Apotheken mit den 
Krankenkassen und die Stellenvermittlung der 
Pharmazeuten regelt, an die seit Inkrafttreten 
des Gesetzes veränderten so:malen- und wirt­
schaftlichen Bedingungen vor. 

Im Auftrag des Ausschusses für soziale An­
gelegenheiten stelle ich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen, gegen diesen 
Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Vorsitzender: Danke. 

Frau Bundesrat Käthe Kainz soll in jene 
AussChüsse gewählt werden, denen bisher der 
in den Nationalrat berufene Abgeordnete 
Alberer angehörte, mit Ausnahme der Stelle 
eines Ersatzmitgliedes im Ständigen gemein­
samen Ausschuß im Sinne des § 9 des Finanz­
Verfassungsgesetzes 1 948, für die Bundesrat 
Tratter vorgeschlagen wird. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde 
ich über diese Wahlvorschläge unter einem 
durch Handerheben abstimmen lassen. Wird 
ein Einwand erhoben? - Das :ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Bundes­
rates, die den Wahlvorschlägen ihre Zustim­
mung geben, um ein Händezelichen. - Die 
Wahlvorschläge sind somit einstimmig ange­
nommen. 

Ein Verzeichnis der neu- beziehungsweise 
Es ist niemand zum Wort gemeldet. wiederbesetzten Ausschußmandate wird dem 
Wir kommen daher zur Abstimmung. stenographischen Protokoll der heutigen Sit-

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der zung angeschlossen werden. 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schIiiftlichem Wege 

18. Punkt: AussdlUßergänzungswahlen erfolgen. Als Sitzungstermin ist Dienstag, der 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 1 8. Punkt 28. November 1972, 9 Uhr, in Aussidlt ge­

der Tagesordnung: Ausschußergänzungswah- nommen. 

len. 

DurCh die Neu- beziehungsweise Wieder­
wahlen der burgenländisdlen und Kärntner 
Mitglieder des Bundesrates sind Aus schuß­
ergänzungswahlen notwendig geworden. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Bundesräte Böröczky, Polster, Tratter, Treno­
vatz und Helene Tschitsdlko erneut in jene 
Ausschüsse, denen sie schon bisher angehört 
haben, zu entsenden. 

Für dlie Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Mon­
tag, den 27. November 1972, ab 16 Uhr vor­
gesehen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

SchIuD der Sitzung: 13 Uhr 5 Minuten 
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Bundesrat - 315. Sitzung - 9. November 1 972 9099 

Besetzung von AussdlUBmandaten auf Grund der vom Bundesrat in seiner Sitzung vom 
9. November 1972 durchgeführten AusschuBergänzungswahlen 

Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten und AusschuB für Verfassungs- und Rechtsangele-
wirtschaftliche Integration genheiten 

M i t  g l  i e d: Käthe Kainz; 

E r  s a t z m i t  9 1 i e d: Reinhold Polster. 
E r  s a t z  m i t  9 1 i e d e r : Franz Böröczky, 

Käthe Kainz. 

FinanzausschuB 

M i t  g l  i e d: Reinhold Polster; 
E r s a t z m i t  9 1 i e d: Stefan Trenovatz. 

Ausschuß für wirtschaftliche Angelegenheiten 

M i t  9 1 i e d: Stefan Trenovatz i 

Geschäftsordnungsaussdluß 

M i t  9 1 i e d :  Franz Böröczky; 

E r  s a t z  m i t  9 1 i e d e r : Pranz Böröczky, 
Reinhold Polster. 

E r s a t z m i t  9 1 i e d: Stefan Trenovatz. 
Ständiger gemeinsamer AusschuB im Sinne 
des § 9 des Finanz-Veriassungsgesetzes 1948 

Ausschuß für soziale Angelegenheiten M i t  9 I i e d: Franz BöröczkYi 
E r  s a t z  m i t  g l  i e d e r : Käthe Kainz, Ste­

fan Trenovatz. 
E r  s a t z  m i t  9 1 i e d e r : 

Reinhold Polster. 

Berichtigung 

Im Inhalt der 312. Sitzung des Bundesrates 
soll es auf Seite 8849 in der linken Spalte bei 
der "Änderung des Wohnungsverbesserungs­
gesetzes" statt "Entschließungsantrag Knall" 
richtig "Entschließungsantrag Tirnthal, Wag­
ner" heißen. 

Oaterreichische Staatsdruckerei L61 10152 

Franz Tratter, 
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